














Wo Mittelalter und Industriegesellschaft aufeinander treffen

Die Hohenzollernbricke in KéIn ist genau auf den Dom ausgerichtet, sodass bis heute
die Zuge auf das mittelalterliche Gotteshaus zufahren. Ein geplanter Effekt: Bahn
und Technik als die Symbole des industriellen Zeitalter, in der die Entfernungen nicht
mehr im Schritt-Tempo zurlckgelegt werden, wie in den Jahrtausenden davor, und Ge-

schwindigkeit zur neuen Messlatte geworden ist.

(z.B.Bundesrepublik Deutschland) oder ei-

nesVerkehrswegeabschnittsbezogen, wer-

den in statistischen Zahlenwerken des

Verkehrswesens (vgl. BMVBW 2001) fur

quantitative Beschreibungen des Verkehrs

Ublicherweise die GréBen Verkehrsaufkom-

men und Verkehrsleistung ausgewiesen:

— Verkehrsauftkommen als Zahl der Orts-
veranderungen (Wege) von Personen
oder (Gewicht von beférderten) Gltern
je Zeiteinheit (z.B. je Tag) in einem defi-
nierten Gebiet oder am Querschnitt ei-
nes Verkehrsweges
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und

— Verkehrsleistung in der Dimension Per-
sonen-oder Tonnenkilometer je Zeitein-
heit als Produkt des Verkehrsauf-
kommens und der zurlckgelegten Ent-
fernungen in einem definierten Gebiet
oder auf den Abschnitt eines Verkehrs-
weges bezogen.

In verkehrswirtschaftlichem Zusammen-
hang werden Verkehrsaufkommen und
Verkehrsleistung als MaBgréBen einge-
fuhrt (Aberle 1996):

— Das Verkehrsaufkommen (Transport-
aufkommen) misst im Personenverkehr
beférderte Personen (Beférderungs-
falle) bzw. im Guterverkehr transpor-
tierte Tonnen (Tonnen, t).

— Die \Verkehrsleistung (Transportleis-
tung) ergibt sich durch Multiplikation
der Verkehrsaufkommenswerte mit den
jeweils zurtickgelegten Entfernungen
(Personenkilometer: Pkm bzw. Tonnen-
kilometer: tkm).

Die jeweils korrespondierenden Kenngroé-

Ben Fahrzeugaufkommen und Fahrleis-

tung ersetzen die BezugsgroBe Person,

Gut bzw. dessen Gewicht durch die Be-

zugsgroBe Fahrzeug (Anzahl bewegter

Fahrzeuge bzw. Fahrzeugkilometer) und

reduzieren die Betrachtung in der Regel

auf den motorisierten Verkehr. Je nach

Fragestellung ist der eine oder andere In-

dikator von Informationswert. Die Fahr-

leistungen im motorisierten Kraftfahr-
zeugverkehr etwa bilden sowohl fur die

Belastung der Verkehrswege als auch hin-

sichtlich der Abschdtzung verkehrlicher

Wirkungen wie z. B. Kraftstoffverbrauch

oder Schadstoffemissionen eine wichtige

Grundlage. Im Guterverkehr férdern bei-

spielsweise eine verbesserte Fahrzeugaus-

lastung und Tourenoptimierung die Aus-
einanderentwicklungvon Fahr(zeug)-und

Verkehrsleistungen; im 6ffentlichen Ver-

kehr erlangen die Fahrleistungen vor al-

lem in betriebswirtschaftlicher Hinsicht

Bedeutung. KopplungsgroBe zwischen

Fahr- und Verkehrsleistung im Personen-

verkehristder Besetzungsgradbzw.im GU-

terverkehr die Auslastung der Fahrzeuge.

Mobilitat ist kein Selbstzweck

Allen genannten KenngréBen der Perso-
nen-Mobilitit ist eigen, dass auch sie nur
als Basisdefinition von Mobilitat angese-
hen werden kénnen. Im Sinne eines er-
weiterten Mobilitatsbegriffes ist es not-
wendig, noch etwas weiter auszuholen
und die Merkmale zu definieren, die mit
raumlicher MobilitatimSinne ,vorUberge-
hender Ortsverdanderungen” oder ,We-
ge” verknupft sind. Im Vordergrund steht
der Personenverkehr, der allein von der
Menge der Fahrzeug- und Personenwege
weitaus Uberwiegt, wenngleich nicht ver-
kannt werden soll, dass der StraBenguter-
verkehr aufgrund der aktuell erwarteten
hoéheren Steigerungsraten in absehbarer
Zukunft zunehmend gréBere Probleme
bereiten wird.

Mobilitat als Ureigenschaft des Menschen
und als unabdingbare Voraussetzung fur
das Uberleben ist kein Selbstzweck, denn
sie ermdglicht die Aktivitaten des Men-
schenimRaum. Man gehtoderfahrt,umzu
arbeiten, um einzukaufen, um sich zu
bilden, etwas zu erledigen oder sich zu er-
holen.Damitistder Zweck der Mobilitatde-
finiert, die erste Erweiterung des Mobi-
litatsbegriffes. Und esgiltzu beachten, dass
am Beginn einer Ortsveranderung getrof-
fene Mobilitatsentscheidungen (z. B. Kino-
besuch) haufig bereits die Modalitaten des
Ruckweges zum Ausgangsort ebenso ein-
beziehenwie den Umstand, dassessich ggf.
um eine Folge von Aktivitaten handelt, die
anverschiedenen Ortenim Raum ausgeUbt
werden (z. B. Kinobesuch und anschlieBen-



der Kneipenbummel). Die Entscheidung
fur ein Verkehrsmittel beim Verlassen des
Ausgangsorteslegt, von Ausnahmen abge-
sehen (z. B. Park and Ride, Fahrgemein-
schaft), die Benutzung dieses Verkehrsmit-
tels in der Regel flr samtliche Wege einer
Wegekette fest.

Mit dem Zweck der Mobilitat verbunden
und dennoch abzugrenzen ist das rdumli-
che Ziel, an dem die Tatigkeit ausgelbt
werden soll. Mobilitat ist zwar auch ohne
raumliches Ziel realisierbar (,,der Weg ist
das Ziel"”), sie unterliegt dennoch einem
Zweck: Als Erlebnismobilitat bezeichnet
(vgl. ADAC 1987), kannsie in ihrer sanften
Form, z.B. bei einer Wanderung, der Erho-
lung und dem Naturerlebnis dienen, in ih-
rer furchtbaren Ausprdagung aber auch
dem Austoben, der Flucht und dem Abbau
von Aggressionen. Die Einbeziehung des
raumlichen Zieles in den Mobilitatsbegriff,
wodurch der Weg als vektorielle GroBe ge-
sehen wird, stellt die zweite Erweiterung
und eine unabdingbare Voraussetzung zur
Beurteilung der Auswirkungen von MaB-
nahmen dar.

Jahrtausendelang ging es nur
im Schritttempo voran

Raumliche Mobilitat war stets von hoher
evolutionarer Bedeutung, dennraumliche
Mobilitat bedeutete urspringlich Befrei-
ung, Emanzipation und Steigerung der Le-
bensmoglichkeiten. Die Wanderung vom
Land in die Stadt brachte Befreiung von
Hunger und Leibeigenschaft (,Stadtluft
macht frei”) und noch bis vor etwa zwei-
hundert Jahren war rdumliche Mobilitat
zu einem guten Teil ein Privileg des Adels
und des wohlhabenden Blrgertums. Rei-
sepioniere wie Erasmus von Rotterdam
oder Mozartlegten den Grundstein fur die
Einheit der europaischen Kultur. Gerne zi-
tiert wird aus den Erfahrungen der ,Italie-
nischen Reise” desFreiherrn (und unteran-
derem auch Weimarer Wegebaudirektors)
Johann Wolfgang Goethe (KeBler 1999).
,Frih drei Uhr stahl ich mich aus Karlsbad,
weil man mich sonst nicht fortgelassen
hatte ... Ich warf mich ganz allein, nur ei-
nen Mantelsack und Dachsranzen aufpa-
ckend, in eine Postchaise und gelangte
halb acht Uhr nach Zwota, an einem sché-
nen stillen Nebelmorgen ... Um zwoélf in
Eger, bei heiBem Sonnenschein; ... Da nun
zugleich das Land abfallt, so kémmt man
fort mit unglaublicher Schnelle, die gegen
den béhmischen Schneckengang recht ab-
sticht... Genug, ichwaramandern Morgen
um zehn Uhr in Regensburg und hatte also
diese vierundzwanzig und eine halbe
Meile in einunddreiBig Stunden zurtickge-
legt” (Goethe 1976).D.h.,imerstenTeil sei-
ner Reise erreichte Goethe eine Reisege-
schwindigkeit von rund 5 km/h.

Historisch betrachtet, bleibt Gber Jahrtau-
sende fur den FuBganger und das Pfer-
degespann der kirzeste Weg auch der
schnellste, denn jahrtausendelang be-
stimmten die ,natlrlich” gegebenen
Krafte und Geschwindigkeiten die Ak-
tionsradien und damit die Méglichkeiten
menschlicher Aktivitaten: ,die Schrittge-
schwindigkeit des Menschen, die Fortbe-
wegungsgeschwindigkeiten der Reit- und
Lasttiere, die FlieBgeschwindigkeit der

Von Brussel Entfernung Befoérderungszeiten

nach in [km] im Sommer im Winter
Innsbruck 765 5% Tage 6'2 Tage
Rom 1570 10'2 Tage 12 Tage
Neapel 1770 14 Tage
Paris 290 44 Stunden 54 Stunden
Toledo 1560 13 Tage 14 Tage

Tab.1: Vertraglich festgesetzte Beférderungszeiten der Taxis'schen Post (Hitzer 1971).

Flusse und die Windgeschwindigkeit zum
Segeln” (Schmitz 2001).

Im Rémischen Reich etwa garantierte das
hervorragend befestigte und instand ge-
haltene, die Gebiete um das Mittelmeer
und groBe Teile Westeuropas umfassende
L~europdische FernstraBennetz”, das im
Abstand einer Tagesreise Unterkunfte fur
Mensch und Tier (mansiones, Herbergen)
sowie Pferdewechselstationen vorhielt,
auch Uber langere Strecken eine ,,hohe”
Reisegeschwindigkeit. FUr eine Reise von
Rom nach Kéln benétigte man z. B. mit ei-
nem Reisewagen etwa 10", Tage. Reiten-
den Boten genligte etwa die Halfte. Casar
verlangte von seinen Legiondren auf dem
Weg nach Gallien ein Tempo von 75 km in
30 Stunden (2,5 km/h).

Seit dem Mittelalter waren der zuneh-
mende Partikularismus, eine miserable
Wegequalitat, vielfach erhobene Wege-
und Bruckenzolle sowie die stete Gefahr-
dung auf Reisen (Raubritter und Wegela-
gerer) fur die gesellschaftliche Entwick-
lung duBerst abtraglich. ,,Erlaube mir Gber
die StraBen im Allgemeinen eine kleine,
vielleicht nicht UberflUssige Expektora-
tion. Es ist emporend, wenn dem Reisen-
den Geleite und Wegegeld abgefordert
wird und er sich kaum aus dem Kot heraus-
winden kann, um dieses Geld zu bezahlen.
Die StraBBen sind einer der ersten Polizeiar-
tikel, an den man fast Uberall zuletzt
denkt. Geleite und Wegegeld und Postre-
gal haben durchaus keinen Sinn, wenn da-
raus nicht fur den Fursten die Verbindlich-
keit entspringt, fur die Straen zu sorgen;
und die Untertanen sind nur dann zum Zu-
schuss verpflichtet, wenn jene Einklnfte
nicht hinreichen.” — Soweit ein Auszug aus
der Reisebeschreibung von Johann Gott-
fried Seume auf seiner FuBreise von Leipzig
nach SyrakusnochimJahre 1801/02 (Seume
1803), die wohl auch die Verhaltnisse des
Mittelalters beschreiben kénnte und
gleichzeitig einen aktuellen Hinweis Gber
die heutige Diskussion um StraBennut-
zungsgebuhren enthalt.

Uberlandverkehr war seit dem Mittelalter
Uberwiegend Gutertransport mit vierrad-
rigen Wagen mit geringer Tragfahigkeit.
Personenverkehr war ungewoéhnlich und
fast ausschlieBlich beruflich bedingt
(Handler, Boten, Handwerksgesellen, Stu-
denten, Gaukler, [Pilger], Mdnche). Trans-
portkosten zu Lande waren erheblich
teurer als mit dem Schiff. Eine Reisege-
schwindigkeit von 4 km/h und eine Tages-
leistung von 40 Kilometern bedingten so-
wohl fur eine tagliche Hin- und Rickreise
zwischen zwei Orten als auch fur eine Ta-
gesetappe zwischen zwei Rastorten ein
engmaschiges Siedlungsnetz. Immerhin
erreichte die Taxis'sche Post im 16. Jahr-
hundertwiederinetwadie Reisezeiten des
Rdémischen Reiches und legte den Grund-

stein fur einen regelmaBigen Transport
von Nachrichten und Informationen
(Tab.1). Mitdem Chausseebau des Postkut-
schenzeitalters entstanden erstmals Stra-
Ben mit hdherer Qualitat als in der Antike.
Dasfrihzeitliche Postwesen nimmtmitder
Struktur regelméaBiger Raumproportio-
nen (Unterteilung in Relais, Pferdewech-
sel- bzw. Raststationen) und ,genormten”
Raum-Zeit-Relationen auf den Postkursen
Elemente des modernen Verkehrs voraus
(Behringer 1997).

Mit der industriellen Revolution
beginnt eine neue Phase
der Mobilitat

Bis zur Erfindung der Eisenbahn im 19.
Jahrhundert blieb das Tempo des Verkehrs
das des alten Rom. StraBenbau im moder-
nen Sinn begann erstin der zweiten Halfte
des 19. Jahrhunderts. Erst mit der indust-
riellen Revolution beginnt eine neue
Phase der Mobilitat, gekennzeichnet
durch einen Sprung in der Geschwindig-
keit, die plétzlich innerhalb eines Jahr-
hunderts auf das 10- bis 20-fache ansteigt.
Der Aktionsradius weitet sich aus. Den
energetischen Aufwand zur Uberwindung
des Raumes Gbernimmt nun die Maschine.
Der Umweg wird damit unter Umstanden
derschnellste Weg und bietet die Moglich-
keit, Stadte oder sensible Wohnbereiche
zuumgehen. MitdergroBeren Entfernung
verbunden ist aber eine wesentliche Erho-
hung des energetischen, vom Fahrzeug
Ubernommenen Aufwandes. Der Energie-
verbrauch, der Flachenanspruch und auch
die Emissionen nehmen zu, und zwar ex-
ponenziell mit wachsender Geschwindig-
keit. Die Geschwindigkeitwird daher zu ei-
nem weiteren konstituierenden Merkmal
im Rahmen der Mobilitatsdefinition.

Mit Namen wie James Watt oder George
Stephenson verbindet sich die Erfindung
der Dampfmaschine bzw. der Lokomotive,
bei der im ersten Drittel des 19. Jahrhun-
derts zum ersten Mal eine Maschine die na-
turliche Fortbewegungskraft ersetzt.
Innerhalb von etwas UGber 60 Jahren er-
reicht das europaische Streckennetz der Ei-
senbahn im Jahr 1910 mit 282 000 km na-
hezu bereits die Lange des Jahres 1950 mit
315000 km. Diese ,erste Mobilitatsrevolu-
tion” ermoglicht neue Formen der Arbeits-
teilung. Die Bahn, in den ersten Jahrzehn-
ten ihres Bestehens vor allem eine
Guterbahn, transportiert Rohstoffe und
Produkte in bis dahin unbekannter Menge
und Schnelligkeit auf dem Landwege. Die
produzierenden Firmen benétigen Ar-
beitskrafte, die Menschenziehenvom Land
indie Stadte und beginnen, zwischen Woh-
nungen und Arbeitspldtzen lédngere Dis-
tanzen zurlickzulegen. Die auf FuBdistanz
angelegte Stadt des Mittelalters beginnt
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Abb.3: Stadtausdehnungund Verkehrsmittel (Lehner 1966).

Uberdieinden napoleonischenKriegenge-
schleiften Festungswalle in die Landschaft
zu wachsen, entlang der Bahnlinien und
mit den Bahnhofen als neue Zentren der
Entwicklung.Imletzten Drittel des 19.Jahr-
hunderts beginnt der Aufschwung der
Massenverkehrsmittel mit dem Bau der S-
Bahnen in den Metropolen und den Stra-
Benbahnenin groBeren Stadten. Stadtaus-
dehnung und Verkehrsmittel stehen in
engem Zusammenhang, wie es (Lehner
1966) in seinem bekannten Schaubild fest-
gehalten hat (Abb.3).

Die Massenmotorisierung als
zweite Mobilitatsrevolution

Die Massenmotorisierung lautet in den
westlichen Industrielandern die zweite
Mobilitatsrevolution ein. Aufgrund man-
gelnden 6konomischen Wohlstandes und
zweier Weltkriege dauert der Durchbruch
des Automobils in Deutschland deutlich
langeralsbeiderEisenbahn. ErstzuBeginn
der 60er-Jahre des 20. Jahrhunderts waren
die Voraussetzungen fur einen Auf-
schwung gegeben, dessen Entwicklung bis
heute von Prognostikern unterschatzt
wird. Nahezu alle zwei Jahre mussten die
Vorstellungen Uber den Sattigungswert
der Pkw-Motorisierung revidiert werden:
Das Statussymbol der 30er-Jahre wurde
zum ,Volkswagen”; das Zweitauto folgte
dem Erstauto, der Geldnde- dem Ge-
schaftswagen. Mit dieser Entwicklung ver-
knupft war eine ungeheure Ausdehnung
des Mobilitatsstreckenbudgets.

Mit der Telekommunikation kiindigt
sich ein dritter Mobilitdtssprung an

Mit der Telekommunikation kindigt sich
heute ein dritter Sprung in der Entwick-
lung der Mobilitat an, der die Reduktion
der Reisezeit durch die Annaherung der
Geschwindigkeit an die Lichtgeschwindig-
keit gegen Null gehen lasst. Eine LOsung
der Probleme der physischen Mobilitat mit
Hilfe der Informations- und Kommunika-
tionstechnologien alleine ist aus gegen-

wartiger Sicht jedoch kaum zu erwarten
(vgl. z. B. (Vogt/Denzinger u.a. 2001, Vogt
u.a. 2002).

Aber auch der erweiterte Mobilitatsbe-
griff, in den der Zweck, das Ziel und die
Geschwindigkeit eingehen, reicht zur
Abbildung des Verkehrsgeschehens kei-
neswegs aus. Jeder Weg, jede Fahrt und
jede Reise umfassen nicht nur diese Gro-
Ben, sondern auch den Zeitpunkt von
Beginn und Ende. Sie werden damit zu
komplexen Vorgédngen in Zeit und Raum,
deren Gesamtheit betrachtet werden
muss, will man die Vielfalt der Reaktions-
weisen des Einzelnen auf Handlungsstra-
tegien sachgerecht beurteilen.

Mobilitat entsteht aus Mangel
an Teilhabe

Warum blieb der Mensch nicht, dem Zitat
von Blaise Pascal folgend, zeitlebens ein
.Stubenhocker”? Folgt man dem Ver-
stdndnis von Mobilitat als genereller
Moglichkeit der Teilhabe an sozialen, wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Pro-
zessen, entsteht Mobilitat letztlich aus ei-
nem individuell, bewusst oder unbewusst
empfundenen Mangel an Teilhabe - Teil-

habe z. B. an Aktivitaten, Erlebnissen oder

Kontakten. Die Umsetzung derartiger, la-

tent vorhandener Bedurfnisse in reale

Ortsveranderungen setzt —neben den ver-

flgbaren Ressourcen (Zeit, Geld usw.) zur

Durchflhrung der Ortsveréanderung selbst

— Angebote im Raum (Flachennutzung,

Einrichtungen) voraus, an denen die Be-

durfnisse befriedigt werden kénnen. Nach

(Heidemann 1985) liegen Ursachen der

Mobilitat somit in den durch

— Sozialverhaltnisse (Normen, Lebens-
stile, Handlungsziele, Handlungspréafe-
renzen, Handlungsmoglichkeiten, Mit-
telausstattungen usw.),

— Zeitordnungen (zeitliche Teilnahme-
moglichkeiten usw.) und

— Sachkonfigurationen (rdumliche Gele-
genheitenangebote, Verkehrsnetze
und Verkehrsangebote)

gepragten
— Tatigkeiten-Repertoires von Personen
und Haushalten,

— zeitlichen Anordnungen von Tatigkei-
ten-Repertoires zu Tatigkeitenpro-
grammen sowie

— rédumlichen Manifestierung in Tatig-
keitsmustern als zeitliche und raumliche
RegelmaBigkeiten (vgl. auch Beckmann
2002).

Ruske (1994) zeigt fiktiv, aber sehr an-

schaulich die unterschiedlichen Tatigkeits-

programme von vier Personen (Abb. 4),

— einem Erwerbstdtigen mit dem einfa-
chen Tatigkeitsprogramm morgens von
der Wohnung zur Arbeit und abends
nach Hause zurtck,

- einem Studenten mit relativ vielseiti-
gem Tatigkeitsprogramm (Wohnen,
Studieren, Versorgen, Studieren, Woh-
nen, Freizeit, Wohnen) Uber einen aus-
gedehnten Zeitraum eines Tages,

— einer Hausfrau mit Tatigkeiten wie Ein-
kauf, Kinderspaziergang, Besuch, die
sich auf einen engeren Vor- und Nach-
mittagsbereich konzentrieren,

— einem Geschéftsreisenden, dessen Zeit-
bedarf fur die Ortswechsel deutlich her-
vortritt.

Andiesem Beispiel wird zweierlei deutlich:

1. Tatigkeiten sind haufig nicht unabhan-

gig voneinander;

2. Aktivitaten sind nicht beliebig auszu-

fuhren, sondern die Tatigkeitsorte massen

erreichbar und zugéanglich sein (z. B. der

Laden zum Einkauf ge6ffnet).
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Abb. 4: Tatigkeitsprogramme verschiedener Personen (Ruske 1994).




Mobilitatsindikator Mobilitatsrate Mobilitatsstrecken- Mobilitatszeitbudget Durchschnittliche Durchschnittliche
(Wegehaufigkeit) budget Wegelange Wegedauer
Erhebung, Jahr [Wege/(P*d)] [km/(P*d)] [min/(P*d)] [km] [min]
KONTIV 1976 2,62 23,1 58
3,09 1) 26,9 68 8,7 22,2
3,43 29,9 76
KONTIV 1982 2,64 27,2 62
3,04 30,5 71 10,0 23,6
3,70 37.1 87
KONTIV 1989  4) - - -
(2,75) (26,9) (61) 9,8 22,2
(3,24) (31,6) (73)
KONTIV 2002  5) ? ? ? ? ?
PANEL 1994 3,32 39,3 79 11,8
2)
3,61 - -
PANEL 1995 3,39 39,2 80 11,5
3,61 - -
PANEL 1996 3,46 39,6 81 11,5
3,73 - -
PANEL 1997 3,52 40,4 82 11,5
3,82 - -

Tab. 2: KenngroBen fur die Mobilitat in der Bundesrepublik Deutschland (alte Lander)

Erlduterungen zu Tabelle 2:

1) Erhebungen zum kontinuierlichen Verkehrsverhalten (KONTIV 76, 82, 89)
1. Wert, Basis: alle Personen > 10 Jahre, nach (Brég 1985)
2. Wert, Basis: alle Personen > 10 Jahre, gewichtete und hochgerechnete Fallzahlen
3. Wert, Basis: alle mobilen Personen > 10 Jahre, gewichtete und hochgerechnete Fallzahlen
Quellen 2. und 3. Wert: KONTIV 76, KONTIV 82, KONTIV 89; Berechnungen des DIW (Kloas 1994)
2) Haushaltspanel zum Verkehrsverhalten (MOP) (Zumkeller 1999; Chlond u.a. 1996)

1. Wert: Basis: alle Personen > 10 Jahre
2. Wert: Basis: alle mobilen Personen > 10 Jahre

3)

3) Die Zahlenwerte sind nur bedingt miteinander vergleichbar, da unterschiedliche methodische Anlage der Untersuchung, einbezogene Bevélkerung (z.B. Altersgrenze, Aus-
lander, Erhebungen [nur] an Werk- oder an Wochentagen usw.), Art der Hochrechnung auf die Werte EinfluB nehmen (vgl. z.B. Kloas 1994). Insbesondere gilt dies fur Ver-

gleiche zwischen MOP und KONTIV.

4) Die Klammerwerte deuten an, dass die Werte der KONTIV 89 wegen methodischer Einflusse zeitliche Vergleiche im Langsschnitt nur sehr eingeschrankt zulassen.
5) Auch die derzeit laufende KONTIV 2002 wird wegen des langen Zeitabstands und methodischer Probleme nicht unmittelbar mit den vorangegangenen Erhebungen ver-

gleichbar sein (Engelhardt u.a. 2002)

RegelmaBigkeiten
im Tagesablauf

Uberlagert man die Tatigkeitsprogramme
vieler Personen, beginnen sich bereits Re-
gelmaBigkeiten im Tagesablauf abzu-
zeichnen, wie sie beispielsweise bei Mes-
sungen an einem StraBenquerschnitt Gber
den Tag als Tagespegel oder Tagesgangli-
nie des Verkehrs beobachtet werden kén-
nen. Eine Analyse dieser Tatigkeitspro-
gramme zeigt, dass bestimmte Muster
besonders haufig vorkommen und eine
bereitsrelativkleineZahlan Tatigkeitspro-
grammen einen relativ hohen Anteil an
Ortsveranderungen enthalt. Statistisch ab-
leitbare Zusammenhéange zwischen Tatig-
keitsmustern und Personenmerkmalen
macht man sich fur Verkehrsmodelle zu-
nutze (z. B. Ansatze mit verhaltensahn-
lichen Personengruppen, vgl. Wermuth
1994). Derartige Modelle beruhen im
Wesentlichen auf individuellen Faktoren
der Aktivitdtennachfrage wie Alter, Ge-
schlecht, Erwerbstatigkeit, Fuhrerschein-
besitz oder Pkw-Verfugbarkeit, um nur ei-
nige zu nennen.

Alltagliche Mobilitat wird neben solchen
objektiven, aber auch durch subjektive
Faktoren beeinflusst wie z. B. personlicher
Lebensstil und Mobilitatseinstellung. Es
deutet einiges darauf hin, dass die indivi-
duellen Handlungsspielrdume bei ent-
sprechend hohem Wohlstandsniveau, fle-
xibleren Zeitstrukturen mit héherer Zeit-
souveranitat zunehmen und bei einer
damit einhergehenden zunehmenden In-
dividualisierung von Wertvorstellungen

und Orientierungen zu einer Ausdifferen-
zierung der Mobilitatswinsche fuhren.
Neuere Forschungsarbeiten versuchen,
mit Ansatzen der Lebensstilforschung so-
wie unter Bertcksichtigung der subjekti-
ven Einstellungen wichtige Erkenntnisse
Uber das Mobilitatsverhalten zu gewinnen
(vgl.z.B.Hunecke u.a.2000; Schneideru. a.
1999).

Entwicklung von Mobilitat
und Verkehr in Deutschland

Am Beispiel ausgewahlter Indikatoren
lasst sich die Entwicklung von Mobilitat
und Verkehr der letzten Dekaden in
Deutschland nachzeichnen. Bei Zeitrei-
henbetrachtungen ist es aus inhaltlichen
wie statistischen Grinden zweckmaBig,
den Zeitraum vor bzw. nach der Wieder-
vereinigung zu unterscheiden.

Uber die Personen-Mobilit4t in der
Bundesrepublik (Westdeutschland) liegen
ausden kontinuierlichen Erhebungen zum
Verkehrsverhalten (KONTIV = schriftliche
Haushaltsbefragungen) in den Jahren
1976, 1982 und 1989 empirische Werte
Uberdie Alltagsmobilitatvor (siehe z.B. So-
cialdata 1984, Brég 1985, EMINID 1991). All-
tagsmobilitat bedeutet, dass aufgrund
von Problemen der Vergleichbarkeit nur
dieser, allerdings wesentliche Teil der ge-
samten Personenmobilitat betrachtet
wird, Fernreisen beispielsweise also auBer
Betracht bleiben. Nach Kloas u. a. (1994)
sind wegen methodischer EinflUsse gene-
rell zeitliche Vergleiche von Entwicklun-
gen des Personenverkehrs Uber die drei

KONTIV nur eingeschrankt moglich; vor al-
lem trifft dies auf die GegenUberstellung
von Absolutwerten der Wegehaufigkeiten
und -merkmale der KONTIV 89 und den-
jenigen der vorhergegangenen Erhebun-
gen zu.

Einige Schlussfolgerungen aus Tab.2, in

der ergénzend die neueren Werte des Mo-

bilitdtspanels (Zumkeller 1999) eingetra-
gen sind, sind insofern mit der gebotenen

Vorsicht zu ziehen. So scheint es,

— dass sich die Zahl der taglichen Wege im
westdeutschen Mittel aller Personen al-
ter als 10 Jahre zwischen 3,0 und 3,6
Wegen pro Tag bewegt und dass die Ent-
wicklung Uber den Betrachtungszeit-
raum durch eine relative Konstanz bis
leichte Zunahme gepragt ist. Zum Ver-
gleich: Der SrV-Stadtepegel fur ostdeut-
sche Stadte weist zwischen 1987 und
1994 Werte zwischen 2,93 (1987) und
3,25 (1994) Wege pro mittlerem Werk-
tag auf Basis aller Personen aus (ohne
FuBwege unter 5 min Dauer) (vgl. Acker-
mann u.a. 1999)

— dass sich auch das Mobilitatszeitbudget
Uber alle Personen Uber 10 Jahren mit
zwischen 60 und 70 Minuten pro Tag re-
lativ stabil, ggf. leicht zunehmend ver-
halt (laut SrV-Stadtepegel ist das Mobili-
tatszeitbudget in ostdeutschen Stadten
von 53 min [1987] Uber 68 min [1991] auf
74 min [1994] angestiegen)

— dass das Mobilitatsstreckenbudget hin-
gegen wohl zunimmt, was bei relativ
stabilem Zeitbudget auf eine Zunahme
der mittleren Reisegeschwindigkeit hin-

weist.



Eine Verlagerung auf den
motorisierten Verkehr

Die VergroBerung des Mobilitatsstrecken-
budgets spiegelt sich im Vergleichszeit-
raum 1975 bis 1990 auch im Anstieg der
Verkehrsleistung der Bundesrepublik (alte
Léander) — mit einem Uberproportionalen
Anstieg der motorisierten Verkehrsleis-
tung (ca. 31%) — wider, wahrend das Ver-
kehrsaufkommen etwas geringer zuge-
nommen hat (ca. 25% im motorisierten
Verkehr) und das spezifische Wegeauf-
kommen pro Person nahezu unverandert
blieb. Eine differenzierte Analyse dieser
Entwicklung nach Verkehrsmitteln zeigt
deutlich, dass eine Verlagerung der Ver-
kehrsnachfrage von den nicht motorisier-
ten zu den motorisierten Verkehrsmitteln
stattfand. Insbesondere Wege zu Fu3 wur-
den durch Autofahrten ersetzt. Laut Beck-
mann (2001) ist dies wohl kaum als Mobili-
tatszunahme im Sinne einer Zunahme von
teilnahmeorientierten Wegen zuinterpre-
tieren. ,Esistvielmehr Ausdruck einer Ver-
lagerung auf motorisierte Individualver-
kehrsmittel und damit einer Zunahme der
(mittleren) Weglangen.” Als Folge einer
hoheren  durchschnittlichen  Reisege-
schwindigkeit und einer massiven Auswei-
tung der Verfugbarkeit der Fortbewe-
gungsmittel hat sich der Raumwiderstand
im Zeitablauf zunehmend verringert und
die zurlckgelegten Entfernungen sind ge-
stiegen. Die Aktionsradien werden gréBer
und die Fahrleistungen nehmen zu.

Die Zunahme der Verkehrsleistung korres-
pondiert mit der Motorisierungszunahme
(Pkw-Motorisierungsgrad) der Bevolke-
rung, begrindet u. a. in der Zunahme des
Anteils der Bevolkerung im fahrfahigen
Alter und entsprechend von Personen mit
Fihrerscheinbesitz (insbesondere Frauen)
sowie in der Zunahme des Anteils moto-
risierter Rentner. Griinde liegen aber auch
in strukturellen Entwicklungen wie Zu-
nahme der Erwerbsbevolkerung und der
Erwerbsbeteiligung der Frauen, Anstieg
der Zahl der Haushalte (abnehmende Per-
sonenzahl je Haushalt), Zunahme der Frei-
zeit und Flexibilisierung der Arbeitszeit,
aber auch in der Entwicklung der Sied-
lungsstrukturen (Wohnanspruiche, Zuord-
nung von Wohn- und Arbeitsstatten,
réaumliche Konzentration von Verwal-
tungs- und Ausbildungseinrichtungen,
Konzentrationsprozesse bei Arbeitsstat-
tenundHandelseinrichtungen (Globalisie-
rung) in der quantitativen und qualitati-
ven Verbesserung der Verkehrsstrukturen,
in den Kostenstrukturen der Verkehrsmit-
telnutzung und in der zunehmenden Leis-
tungsfahigkeit der Verkehrsmittel. Gene-
rell sind die Ursachen der Mobilitats- und
Verkehrsentwicklung vielfaltig und in ho-
hem MaBe wechselseitig verflochten.

Wie die KONTIV-Erhebungen belegen, ist
inder Mehrzahl der Falle der réumliche Ur-
sprung auBerhausiger Aktivitaten von Per-
sonen letztlich auch wieder das Ziel; mit je-
der Aktivitat sind maximal zwei Wege
verbunden. Wohnungsbezogene Wege-
kettenmitnurzweiWegenstellendas Gros
der Aktivitdtenmuster, darunter in erster
Linie die Aktivitatenfolge Wohnen — Ar-
beiten—Wohnen. Andererseits gibtes eine
Vielzahl unterschiedlicher und komplexe-

rer Wegeketten, auf denen mehrere Akti-
vitdten miteinander verkntpft werden,
wie, im einfachen Fall, etwa der Einkauf
auf dem Nachhauseweg von der Arbeit.
Alltagsmobilitat spielt sich zu betracht-
lichen Teilen innerhalb kurzer Distanzen
ab.Vonden Entfernungen herfuhrenrund
die Halfte aller Wege mit dem Pkw nicht
weiter als 5 km.

Betrachtet man den Anteil der Personen
mit Wegen auB3er Haus (so genannte mo-
bile Personen) an allen erhobenen Perso-
nen der KONTIV-Erhebungen, zeigt sich
auch dort eine allenfalls leicht steigende
Mobilitatsquote Uber den Zeitraum 1976
bis 1989. Am haufigsten bleiben Rentner
zu Hause. Sie kdnnen zusammen mit Kin-
dern und Jugendlichen, Frauen und Mit-
gliedern autoloser Haushalte am ehesten
in ihren Mobilitats- und Teilnahmemog-
lichkeiten eingeschrankt sein.

Zwei Drittel aller Wege miissen
zuriickgelegt werden

Differenziert man die Verkehrsleistung
nach Wegezwecken, dominieren Arbeit,
Einkaufund Freizeitdietaglichen Aktivita-
ten. Freizeit- und Urlaubswege machen
mittlerweile Uber die Halfte der Wegeleis-
tungen aus. Essind Aktivitaten, dievon ho-
her Wahlfreiheit und individueller Dispo-
nibilitdt gekennzeichnetsind. Dem stehen
die Pflicht-oderZwangsaktivitdten gegen-
Uber: Berufstatige mussen zur Arbeit,
Schuler zur Ausbildung und die fur die Ver-
sorgung des Haushalts Verantwortlichen
zum Einkauf. Vom Verkehrsaufkommen
sind gut zwei Drittel der Wege nicht dispo-
nibel.

Bezogen auf den Anteil des nicht motori-
sierten Verkehrs am Gesamtverkehrsauf-
kommen der Bundesrepublik (alte Lander)
nahm das ZufuBgehen im Zeitraum 1976
bis 1989 (KONTIV) von 33,6 auf 26,6% ab,
dasFahrradvon 8,6 auf9,8 % zu (Pez 1997).
Die Verkehrsleistungsanteile sind auf-
grund der kurzen Weglangen im nicht mo-
torisierten Verkehr gering: So sank der An-
teil des ZufuBgehens von 3,9 auf 2,6%,
beimFahrradbliebermit2,2bzw.2,3% na-
hezu unverandert. Die nicht motorisierten
Fortbewegungsarten dominieren vor al-
lem beim Einkauf und in der Freizeit. In
Stadten sind diese Anteile zum Teil deut-
lich hoher.

Far den Berufsverkehr zeigt die Entwick-
lung eine Verlagerung der Verkehrsmittel-
wahl zugunsten des Pkw, eine Zunahme
der durchschnittlichen Wegeentfernung,
wahrend die fur den Arbeitsweg beno-
tigte Zeit nahezu unverandert bleibt. Be-
denkenswert ist die Entwicklung der so
genannten Fernpendler, d. h. der Anteil
der Erwerbstatigen der Bundesrepublik
Deutschland, die taglich einen Arbeitsweg
mit einer einfachen Wegstrecke von 50 km
oder mehr zuricklegen. In knapp 20 Jah-
ren hat sich die Fernpendlerquote von
1,5% (1978) auf 4,6% (1996) mehr als ver-
dreifacht (Abb. 5). Auch wenn ein Anteil
von knapp 5% eher unbedeutend er-
scheint, sowird von diesen Berufspendlern
eine beachtliche Verkehrsleistung er-
bracht. Werden die Pendleranteile mitden
zurlickgelegten Distanzen gewichtet,
zeigt sich, dass die Fernpendler immerhin

Pendler tGiber 50 km
in der Bundesrepublik (West)
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Abb. 5: Fernpendleranteile in der Bundes-
republik (alte Lander) zwischen 1978 und
1996 (Vogt u.a. 2001).

gut 25% der Verkehrsleistung im Berufs-
verkehr erbringen (Vogtu.a. 2001).

Bis zum Jahr 2002 gab es seit der Wieder-
vereinigung keine bundesweite Erhebung
des Mobilitatsverhaltens mehr. Die Ergeb-
nisse der derzeitlaufenden 4. KONTIV wer-
den erst in einem Jahr vorliegen und neue
Aufschlusse Uber die Mobilitat in Deutsch-
land geben. WasVerkehrsaufkommen und
Verkehrsleistung angeht, liefert das Tabel-
lenwerk des Bundesministeriums ftr Ver-
kehr, Bau- und Wohnungswesen jahrlich
statistische Zahlen zum Verkehrswesen
(BMVBW 2001). Auch hier ist ein vorsichti-
ger Umgang mit den Zahlen angebracht,
da die enthaltenen Werte aus der Zusam-
menfihrung unterschiedlicher Erhebun-
gen und teilweise mit Modellrechnungen
stammen. Die Befunde zur Entwicklung
des motorisierten Personenverkehrs zwi-
schen 1991 und 1999 lassen sich wie folgt
zusammenfassen: Das motorisierte Per-
sonenverkehrsaufkommen in Gesamt-
deutschland ist wie die Verkehrsleistung
um rund 9% gestiegen. Dies wirde eine
Konstanz der durchschnittlichen Fahrt-
weite im Bezugszeitraum bedeuten, was
im Gegensatz zu Befunden lokaler und re-
gionaler Untersuchungen steht. Der weit
Uberwiegende Teil des motorisierten Ver-
kehrsaufkommens ist Pkw-Verkehr mit
weiterhin wachsender Tendenz und mit
auf hohem Niveau (liber 80%) stagnieren-
dem Anteil an der Verkehrsleistung.

Zivilisatorischer Fortschritt und
wirtschaftliches Wachstum bislang
parallel zur raumlichen Mobilitat

Raumliche Mobilitat ist heute ein imma-
nenter Bestandteil unserer Gesellschaft.
Die Begegnung von Menschen, der Aus-
tausch von Waren, Dienstleistungen und
Informationen verursachen, aber setzen
auch Mobilitat und damit Verkehr voraus.
Die historische Betrachtung zeigt, dasssich
zivilisatorischer Fortschritt, wirtschaftli-
ches Wachstum und die Entwicklung der
raumlichen Mobilitat weitgehend parallel
vollzogen. Verkehr war und ist fur die Ent-
wicklung unserer Gesellschaft offensicht-
lich Folge und Grundlage zugleich.

Und noch nie in der Menschheitsge-
schichte war die Fortbewegung so einfach
wie heute: Flugzeuge, Schiffe, Hochge-
schwindigkeitsziige und nicht zuletzt das
Automobil riicken jeden Ort in prinzipiell
erreichbare Néhe.



Die Kehrseiten der Mobilitat

Aberauch noch nieso erkennbar wie zuvor
ricken die Kehrseiten der ,entfesselten
Mobilitat” in das Bewusstsein (vgl. Wege-
ner 1994):

— Die Aufhebung der Isolation der land-
lichen Regionen findet ihre Kehrseite in
der Zersiedlung der Rander der aus-
ufernden Verdichtungsraume.

— DieTeilnahme der Peripherie an der Kul-
turinden Metropolenverringertdie Un-
gleichheit der Lebensbedingungen, im-
pliziert aber auch die Aufwertung der
Ferne zu Lasten der Ndhe und damit ein
Stuck Verlustderregionalenundlokalen
Identitat.

— ,Automobilitat fur alle” erweist sich als
Fiktion, da erhebliche Teile der Bevolke-
rung an ihr nicht partizipieren kénnen.

— Internationaler Austausch verschiedens-
ter Personengruppen fordert Volker-
verstandigung, Toleranz und Interesse
fur fremde Kulturen, geht aber auch
Hand in Hand mit Massentourismus und
rucksichtsloser Kommerzialisierung.

- Immer langere Reiseentfernungen mit
immer schnelleren Verkehrsmitteln fih-
ren zu immer starkeren Belastungen
der Umwelt durch Larm und Luftver-
schmutzung.

— Die Verkehrsinfrastruktur beansprucht
erhebliche FldchenindenStadtenundin
den fur den Naturhaushalt wichtigen
groBflachigen Freiraumen.

— Insbesondere der hohe Verbrauch an
fossiler Energie und der damit verbun-
dene AusstoB3 des Treibhausgases Koh-
lendioxid durch den Verkehr sind
Gegenstand wachsender Besorgnis ge-
worden - nicht zuletzt in der Frage des
Umgangs mit nattrlichen Ressourcen in
Bezug auf Folgegenerationen.

Das zunehmende Bewusstsein um die
Kehrseite der Mobilitat, insbesondere der
Auto-Mobilitat, zeigt unterdessen zwar
noch keinen grundlegenden Verhaltens-
wandel; gleichwohl entstanden in Gesell-
schaft und Technik zahlreiche Initiativen
oder — um ,im Bild” zu bleiben — die Be-
wusstseinsbildung hat ,mobilisiert”, hatin
Richtung einer Diskussion um die ,,Gren-
zen der Mobilitat” (vgl. auch Gdller u.a.
1991) etwas in Bewegung gebracht. Viel-
leicht beruht die Schwerfalligkeit eines
Wandels im Mobilitatsverhalten, dem im
Grundsatz von vielen durchaus beige-
pflichtetwerden mag, zuwesentlichenTei-
len darin, dass Mobilitat in unmittelbarer
Weise mit der Vorstellung persénlicher
Freiheit verknUpftist. So beruhtunser Frei-
heitsbegriff zu einem betrachtlichen Teil
auf dem Recht zu gehen, wann immer und
wohin man mochte, also in der Freiheit, je-
den Ortjederzeit verlassen zu kdnnen. Un-
freie Herrschaftssysteme zeichnen sich
demgegenuber in der Regel gerade durch
eine Einschrankung der Reisefreiheit aus.

Friedrich Diirrenmatts
groteske Erkenntnis

»Die politischen Systeme unterscheiden
sich im Wesentlichen dadurch, ob sie unter
dem Patronat der Freiheit oder der Ge-
rechtigkeit stehen. Ist sein oberstes Prinzip
die Freiheit, so ist das politische System mit

Dieses Bild kann aus
urheberrechtlichen Grinden
nicht angezeigt werden

Die Wuppertaler Schwebebahn

als intelligentes Verkehrssystem: vor mehr als hundert Jahren erdacht und gebaut, im
engen Tal der Wupper Uber dem Fluss schwebend, bis heute unersetzlich, um Mobilitat

in einer dicht besiedelten Industriestadt zu gewahrleisten.

einer Gesellschaftsordnung zu vergleichen,
die aus dem StraBenverkehr hervorgegan-
gen ist. Anfangs kannte diese gltckliche
FuBgangergesellschaft keine Einschran-
kung ihrer Freiheit, jeder verlieB sein
Haus, wann er wollte, wanderte, wohin er
wollte, nicht einmal StraBen waren not-
wendig, Trampelpfade gentigten, tber die
Bache halfen gefallte Baume, gespannte
Seile Gber Flusse, waren sie nicht zu durch-
waten. Erst die Kutschen machten StraBBen
und Bricken notwendig, doch vermochte
man sich durch Zurufe persénlich zu eini-
gen. Die Zeit floss gemachlich dahin, Ka-
rambolagen kamen so gut wie nie vor.

Dann wurde die Eisenbahn erfunden,
Schienen durchzogen das Land. Eisen-
bahnbesitzer regierten, bestimmten die
Abfahrts- und Ankunftszeiten, setzten die
Tarife fest. Daraufdie Erfindung des Autos,

Foto: dpa-Fotoreport

des Symbols der Freiheit. Es ratterte Uber
staubige StraBen, Uberfuhr Scharen von
Huhnern, die Bauern warfen ihm Steine
nach, doch schon wurden die Stra3en ver-
breitert und geteert, die HUhner Uber-
querten nicht mehr die StraBe. Autobah-
nen wurden gebaut. Die Eisenbahn
verkam immer mehr zum Armeleutever-
kehrsmittel, ging ein, Gras wuchs Uber die
Geleise, der letzte Eisenbahnbaron er-
héngte sich an einer Signalstange, sein
Monokel zerschellte auf einer Schienen-
schwelle. Doch auch beim Autoverkehr
machten sich Schwierigkeiten bemerkbar.
Die Unfalle hatten ein beangstigendes
MaB angenommen. Im StraBenverkehrs-
amt, noch eine windschiefe Baracke, muss-
te allmahlich an eine StraBenverkehrsord-
nung gedacht werden, obgleich dadurch
die Freiheit in Gefahr geriet.”


Bär
Urhebe


Auch fiir die Mobilitat gilt Kants
~Kategorischer Imperativ”

So beginnt eine Groteske von Friedrich
Ddrrenmatt (DUrrenmatt 1989), die am
Ende in der Erkenntnis mindet ,Freiheit
und Gerechtigkeit sind komplementare
Begriffe, weder ist Freiheit ohne Gerech-
tigkeit, noch Gerechtigkeit ohne Freiheit
moglich”. Menschen kénnen nach Zim-
merli (1995) deshalb konstitutiv definiert
werden durch ihre Freiheit, jeden Ort zu
verlassen. Allerdings — und dies gerat wie
auf anderen Feldern unserer Zivilisation
haufig in Vergessenheit — geht dieses Ele-
ment der Freiheit, des ,,Rechts”, unmittel-
bar und in demokratischen Systemen un-
zertrennlich einher mit dem Element der
Verantwortung, der Pflicht.

Auf die im Sinne einer Verantwortungs-
ethik prazisere Frage nach Verantwor-
tungsgrenzen der Mobilitat fuhrt Zim-
merli (1995) deshalb aus:

»Das moralische Recht auf Mobilitat ver-
antwortlich wahrzunehmen hei3t, die po-
tenziellen negativenFolgender Austibung
dieses Rechts bezlglich ahnlicher oder
mindestensvergleichbarer Rechte anderer
Personen mitzubedenken.”

Dieser ,Kant’sche Imperativ” (,Stelle Dir
bei Deinem eigenen Mobilitatsverhalten
jederzeit vor, was passieren wirde, wenn
alle Menschensohandeltenwie Duselbst!”
[Rommerskirchen 1991]) fur eine zukunfts-
fahige Gestaltung von Mobilitat fihrt den
Begriffsinhalt zurtick auf Beweglichkeit als
Fahigkeit zur Bewegung, nicht jedoch auf
die Bewegung an sich. ,,Mehr Mobilitat zu
haben bedeutet also, mehr Optionen fur
raumliche Bewegungen zu haben - aber
nicht unbedingt, sie auch alle wahrzuneh-
men ... Die Fahigkeit zur Beweglichkeit
kann nur dann aufrechterhalten werden,
wenn maBvoll Gebrauch von den Méglich-
keiten gemacht wird” (Petersen u.a. 1995).
Oder in den Worten von Topp (2001): ,,Mo-
bilitat bedeutet aber nicht nur Raumuber-
windung; Mobilitat bedeutetvielmehrden
eigenen Lebensraum nutzen und erleben
zu kénnen. Mobil in diesem Sinne ist, wer
viele Moglichkeiten fur unterschiedliche
Aktivitaten ohne gréBeren Aufwand errei-
chen kann.” Das Wachstum der Fahrleis-
tungen von Personen ist somit keineswegs
per se ein Indikator einer verbesserten Mo-
bilitat im Sinne erweiterter Moglichkeiten
der Teilhabe und des Austauschs. Vielmehr
ist im Sinne der Nutzung und des Erlebens
desNahumfeldesder Wohnungunddenihr
zugeordneten regelmafBigen Aktionsrau-
men ein Verlustan Lebensqualitat moglich.
Holz-Rau (1993) pladiert aus diesem Grund
dafur, den Begriff ,Verkehrsleistung”
durch ,Verkehrsaufwand” zu ersetzen, da
dieser ganzlich falsche Werte setze: , Wer
will schon eine Leistung verringern, wer
aber einen Aufwand erhéhen?”

Ob die mit einer Definition von Mobilitat
in diesem Sinne verbundene Vorstellung ei-
nernotwendigen Selbstbegrenzung (Peter-
sen u.a. 1995) in Zeiten zunehmend fun-
orientierter Lebensstile westlicher Gesell-
schaften und angesichts einer zunehmen-
den Globalisierung mehrheitsfahig wird
oder ob andere Lésungen gleichwertige Al-
ternativen bilden, bleibt eine der wichtigen
Fragen fur die Gestaltung unserer Zukunft.
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Anmerkungen

' FuBwege zu bzw. von der Haltestelle eines 6ffent-
lichen Verkehrsmittels oder vom Ausgangsort zum ge-
parkten Auto bzw. von dort zum Zielort bleiben auBBer
Betracht, da definitionsgemaB ein Weg eine Aktivitat
an der Quelle (z. B. Wohnen) mit einer Aktivitat am Ziel
(z. B. Einkauf) verbindet und die verkntpfende Ortsver-
anderung in diesem Zusammenhang nicht als Aktivitat
betrachtet wird. Man ordnet dem Weg in diesen Fallen
ein so genanntes Hauptverkehrsmittel zu.



Die Reiselust im historischen Ruckspiegel

Vom ,,Fernweh” der Deutschen

Die Entfaltung des Massentourismus zwischen wirtschaftlicher Ratio, Suche nach dem kleinem Gluck,

Kulturkritik und Okoschelte

Von Hans-Jlrgen Teuteberg

Professor Dr. Hans-Jirgen Teuteberg lehrte
zwischen 1974 und 1995 an der Westfali-
schen Wilhelms-Universitdt Mdnster neu-
ere und neueste Sozial- und Wirtschaftsge-
schichte und beschédftigte sich unter
anderem als Leiter des Seminars far Ver-
kehrsgeschichte der Deutschen Verkehrs-
wissenschaftlichen Gesellschaft e. V. auch
mit strukturellen Umwaélzungen im Ver-
kehrswesen in den letzten zwei Jahrhun-
derten. Neben einem internationalen Ta-
gungsband Uber Reiseberichte als Quellen
der europdischen Kulturgeschichte (Wol-
fenblttel 1982) veréffentlichte er Abhand-
lungen zur Geschichte der deutschen und
britischen See- und Binnenschifffahrt so-
wie ihrer groBen Héfen und Uber die Ent-
wicklung der Verkehrstheorie. Der gréB3e-
ren Offentlichkeitwurde ervorallem durch
die im Auftrag des Bundesverkehrsmi-
nisters mitherausgegebene amtliche Fest-
schrift ,Nord-Ostsee-Kanal 1895-1995”
(Neumdinster 1995) bekannt.

Die Deutschen haben sich vom ,,Hunger-
leider”in derschweren Nachkriegszeit seit
den spaten 1950er-Jahren zum ,Reise-
weltmeister” emporgearbeitet. Nicht nur
kleine, elitdre vermoégende Kreise, son-
dern auch die Masse der deutschen Staats-
biirger kann sich seitdem erstmals regel-
maBige Urlaubsreisen leisten. Auffallend
ist, dass sich der Massentourismus parallel
zur Verkehrsentwicklung gesteigert hat.
Insbesondere die individuelle Motorisie-
rung und dann die Entwicklung im Flug-
verkehr sind hier von erheblichem Einfluss
gewesen — und wohl auch umgekehrt. Die
Urlaubsziele spiegeln die Sehnsiichte der
Deutschen wider. Fiir die Zielregionen
selbst hat der wachsende Tourismus er-
hebliche 6konomische Impulse gebracht.
Dass damit auch nachteilige Folgen ver-
bunden sind - etwa fiir Natur und Umwelt
-, darf nicht verschwiegen werden. Red.

Durchschnittlich zwei Wochen im
Jahr fort von zu Hause

Die deutschen Reiseveranstalter haben
nach dem Luftterroranschlag am 11. Sep-
tember 2001 erstmals nach langer Zeit uni-
sono Uber einen drastischen Umsatzrick-
gang beim Flugtourismus geklagt, doch
keineswegs Uber eine allgemeine Reiseun-
lust. Wie zuvor scheint der Schlager ,,Pack
die Badehose ein” aus den 1950er-Jahren
immer noch das Urlaubsverhalten der
meisten Deutschen trefflich zu charakteri-
sieren. Um die Osterzeit setzen jedes Jahr
die groBen Reisewellen ein, beidersich die
Zahl der mobilen Urlauber insgesamt
kaum verandert hat. Nach einer Studie der
Forschungsgemeinschaft Urlaub und Rei-
sen (FUR) unternahmen im Jahr 2000 die
Bundesburger tber 14 Jahren 62,2 Mill. Ur-
laubsreisen von mindestens funftagiger
Dauer. Neben der traditionellen groBen
Urlaubsreise génnte sich jeder Dritte zu-
satzlich noch einen 2- bis 4-tdgigen Kurz-
urlaub; durchschnittlichwurden damitfast
zwei Wochen im Jahr auBerhalb von zu
Hause verbracht.

Die groBBen Reisetrecks hatten dabei im-
mer zwei dominierende Zielrichtungen -
die Gebirge und Strdnde am Mittelmeer
sowie an der Nord- und Ostsee. Auch die
GroB3stadte spielten eine herausragende
Rolle, jedoch lassen sich hier Urlaubs- und
Geschéaftsreisen nicht trennen. Berlin
konnte hier seine fihrende Stellung mit
9,5 Mill. Ubernachtungen ausbauen, ge-
folgt von dem friher fihrenden Mlinchen
sowie Hamburg, Frankfurta. M. und Koln.
18,2 Mill. Urlaubsreisen mit einem Anteil
von 29 Prozent am Reisemarkt wurden
trotz unsicherem Wetter innerhalb
Deutschlands unternommen, wobei Bay-
ernmit6 Prozentweitvornrangierte.Doch
konnte in der Beliebtheitssakala Mecklen-
burg-Vorpommern (3,8 Prozent) inzwi-
schen Schleswig-Holstein (3,7 v.H.) Uber-
holen und Thuringen (1,2 Prozent)
Rheinland-Pfalz und das Saarland (je 1,2
Prozent) hinter sich lassen. Bei den Aus-
landsreisen standen nach dieser Studie
Spanien (8,8 Mill. Reisen mit 14 Prozent)
und Italien (9 Prozent mit 5,8 Mill. Reisen)
an der Spitze und damit auf dem zweiten
und dritten Platz aller Reiseziele. Es folg-
ten dann Osterreich, Griechenland, Frank-
reich und die Turkei, deren Badeorte zu-
nehmend an Gewicht gewonnen haben.

Zumeist mit dem eigenen Auto

Interessanterweise blieb trotz gestiegener
Benzinpreise das eigene Auto (zusammen
mit dem Wohnmobil) immer noch fir fast
jeden zweiten Urlauber das am meisten
benutzte Transportmittel, doch konnte
das Flugzeug mit 34,6 Prozent seine Posi-

tion zu Lasten von Bus (9,1 Prozent) und
Bahn (5,8 Prozent) weiter ausbauen. Die
Deutschen haben offenbar Jahr fur Jahr
auch mehr Geld fur das Reisen ausgege-
ben. Im Jahr 2000 stieg die Gesamtsumme
auf 96 Mrd. DM, d.h. 1549 DM pro Person
und Urlaubsreise, was einen Anstieg von 8
Prozent gegenliber dem Vorjahr bedeu-
tete. Den groBten Anteil hatten dabei Lu-
xusreisen (9000 DM pro Person und Reise)
mit einem Wachstum von 28 Prozent, was
mit dem deutlich gestiegenen Angebot
von Schiffskreuzfahrten zusammenhan-
gen mag. Aber auch die ,All-inclusive”-
Reisenkonntensichseitden 1990er-Jahren
bis auf 10 Prozent besonders bei den Fern-
reisen vermehren. Nach Mitteilung des
Freizeitforschers Horst W. Opaschowski,
der 5000 PersonenimJahr2000 nachihrem
Urlaubsverhalten befragen lieB3, bleiben
die Deutschen ihrem Ruf als Reisewelt-
meister treu, trotz gewisser Sattigungs-,
Verdréangungs- und Krisenerscheinungen.
Wenn wird im Urlaub, aber nicht am Ur-
laub gespart. Immer mehr Individualrei-
sende haben sich in die Arme der organi-
sierten Gruppenreisen begeben, da die
groBenReiseunternehmen die Individuali-
sierung aller Lebensbereiche erkennend
ihre friher starren Angebotsformen hier
aufgegeben haben.

Spitzenreiter
Mecklenburg-Vorpommern

Die unveréndert groBe Reiselust geht
schlieBlich auch daraus hervor, dassim Jahr
2000die Hotels, Pensionen, Jugendherber-
gen und Campingplatze in der Bundesre-
publik 6 Prozentmehr Ubernachtungenals
im Vorjahr zahlten. Wenngleich auch hier
Bayern mit 74 Mill. oder 23 Prozent aller
Nachtigungen erwartungsgemaf die Spit-
zenposition einnahm, so konnten einige
Regionen in den neuen Bundeslandern
zwischen Ostseekiste und Erzgebirge mit
gut 10 ProzentWachstum kraftigaufholen
und demonstrieren, dass der Tourismus
hier zum wichtigen Wirtschaftszweig ge-
wordenist. Mecklenburg-Vorpommerner-
reichte mit 10199 Urlaubstbernachtun-
gen auf je 1000 Einwohner sogar die
Spitze. Daraus konnte man pauschal fol-
gern, dass die Kisten die Berge zu ver-
drangen beginnen. Tourismusexperten se-
hen freilich auch den Trend, dass die
Bundesrepublik wegen ihrer unvergleich-
lich vielen Sehenswurdigkeiten immer
mehr zum typischen Kurzurlaubsland ftr
in- wie auslandische Kulturtouristen zu
werden beginnt.

Wie dieser Uberblick Gber den deutschen
Tourismus zeigt, handelt es sich um einen
machtig herangewachsenen Zweig des
Freizeitgewerbes, der scheinbar nur von
Gesetzen der grenzuberschreitenden
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Bundeslander

Ubernachtungen in Hotels,
Pensionen etc.
je 1.000 Einwohner

Durchschnittliche
Aufenthaltsdauer der
Urlaubsgéste in Tagen

Baden-Wurttemberg 3.745
Bayern 6.092
Berlin 3.370
Brandenburg 3.224
Bremen 1.985
Hamburg 2.841
Hessen 4.239
Mecklenburg-Vorpommern 10.199
Niedersachsen 4.489
Nordrhein-Westfalen 2.036
Rheinland-Pfalz 4,752
Saarland 2.001
Sachsen 3.268
Sachsen-Anhalt 3.370
Schleswig Holstein 7.511
Thiringen 3.649
Deutschland 3.972

2,9
3,2
2,3
2,8
1.8
1,8
2,6
4,3
3,4
2,6
3,0
3,3
2,8
2,3
4,8
3,0
3,0

Quelle: Statistisches Bundesamt Wiesbaden

Marktwirtschaft beherrscht wird. Aber
schon bei der Erorterung der Reiseziele
und Reisemotivationen wird transparent,
dass dieses Phanomen auch der psychoso-
zialen und geistig-kulturellen Erklarung
bedarf, will man die Grundzusammen-
hdnge erkennen. lhm kann man sich am
besten von der historischen Seite nahern.
Um die seit Jahrzehnten groBe Reiselust
der Deutschen besser zu verstehen, sollen
daher nachfolgend die Entstehung und
Entwicklung des modernen Massentou-
rismus kurz skizziert werden.

Die Schliisselrolle der Verkehrsent-
wicklung

Bekanntlich haben die menschlichen Be-
durfnisse, die nicht nur materiell verstan-
den werden durfen, gleichsam inneren
Uhrfedern den Fortgang der Wirtschaft
wie Kultur stets vorangetrieben und sind
daher als unendlich anzusehen. Sie waren
immer auch von einer tendenziell wach-
senden Nachfrage nach Gutern und
Dienstleistungen begleitet, die analog
steigende Verkehrsleistungen ausloste.
Ohne die technischen Innovationen auf
dem Transportsektor ware die Entwick-
lung von der Urgesellschaft bis zum heuti-
gen Wohlfahrtsstaat in der sich immer
mehr vernetzenden Weltwirtschaft nicht
moglich gewesen. Verkehr bedeutet die
Summe aller Vorgange, die der Raumuber-
windung, namlich dem Transport von
Menschen, Gutern und Nachrichten zu
Wasser, auf dem Landwege oder durch die
Luft dienen. Verkehr lasst sich auch als Be-
standteil der Produktion begreifen, denn
die Umwandlung eines konsumfernen
Produktes in ein verbrauchnahes Wirt-
schaftsgutist ebenso entscheidend wie die
Gewinnung von Rohstoffen und ihre Ver-
arbeitung. Aberauch die Befriedigungvon
Dienstleistungen, z.B. bei den stark ge-
wachsenen Gesundheits- wie Kulturbe-
durfnissen, ist auf Verkehr angewiesen.
Alle Ortsveranderungen von Menschen,
Gutern und Diensten sind daher Pramissen
der sich immer mehr arbeitsteilig speziali-
sierenden Wirtschaft und modernisieren-

den Gesellschaft. Das Wachstum von Wirt-
schaft und Verkehrswesen waren stets
engstens miteinander verkoppelt und ge-
wahrleisteten erst zusammen die Hebung
des Lebensstandards.

Die Mechanisierung des Verkehrsin der In-
dustrialisierung der letzten zwei Jahrhun-
derte hat die alten Bindungen des Indivi-
duums an seinen Heimatort erstmals
dauerhaft gelockert, gewaltige Wande-
rungsbewegungen ausgelést und zur
Zentralisierung der Produktion in be-
stimmten Regionen und Staaten sowie zur
Verstadterung mitder folgenreichen Tren-
nungder Lebensbereiche Wohnen und Ar-
beiten geflhrt, was zu groBen Anpas-
sungsproblemen fihrte. Aber die immer
mehr sich verdichtenden Verkehrsnetze
erzeugten auch nicht minder folgenreiche
Integrationsprozesse. Die zunehmende
Raumuberwindung bildete die Basis aller
nun einsetzenden Versuche, wirtschaftli-
che wie soziale Ungleichheiten auszuglei-
chen und das Gefalle zwischen armen und
reicher ausgestatteten Rdumen zu min-
dern. Die verkehrsmaBige ErschlieBung
wirtschaftlich zurtickgebliebener Gebiete
bringt auf die Dauer nicht nur eine gunsti-
gere Verteilung der Guter, Dienste und
Einkommen im Sinne einer verbesserten
Daseinsfursorge, sondern in weiteren Stu-
fen auch eine friher nicht gekannte allge-
meine Verbreitung der Fortschritte der
Wissenskultur. Dass dies aus vielfaltigen
Grinden noch recht unvollkommen und
nichtschnell genug geschah, darf nicht be-
stritten werden.

Der Verkehr fuhrt ferner zu neuer Identifi-
kation des Menschen mit gréBeren Rau-
men und erleichterte die Kooperation in
territorialen, nationalen und internatio-
nalen ZusammenschlUssen. Der europai-
sche Einigungsprozess ware ohne den
kontinuierlichen Verkehrsausbau nicht
denkbar. Freilich hat die so gewachsene
raumliche Mobilitat, die mit der ebenso
groBer gewordenen sozialen Mobilitat zu-
sammengesehen werden muss, wie jeder
Fortschritt ein januskdpfiges Gesicht: Auf
der einen Seite Starkung des freien fried-
lichen Handels der Vélker und eine bessere

sowie relativ billiger werdende Versor-
gung der Haushalte mit den notwendigen
Gutern und Diensten, die Gewinnung
neuer Erlebnishorizonte und unter Um-
stdnden Hebung des koérperlichen wie
emotionellen Wohlbefindens, auf der an-
deren Seite aber den Einsatz der neuen
Verkehrsmittel und Kommunikationstech-
niken bei militarischen Konflikten und der
Kriminalitat, zunehmender Verbrauch na-
turlich begrenzter und nicht erneuerbarer
Ressourcen sowie eine wachsende Um-
weltbelastung durch toxische Schadstoffe.
Solche Ubel sind aus historischer Sicht kei-
neswegs alle neu und nichtimmer dem in-
dustriellen Zeitalter anzulasten, aber als
ein vom Staat zu |6sendes Zentralproblem
definitiv erkannt worden.

Wie reiste manin
vormodernen Zeiten?

Der heutige Massentourismus als Teil des
Verkehrsunterscheidetsich ganzerheblich
vom Fortbewegen in friheren vormoder-
nen Jahrhunderten. Ist das Reisen heute
meist mit angenehmen Gefuhlen verbun-
den, so war dies frither fastimmer mit kor-
perlichen Strapazen und Entbehrungen,
teilweise sogar mit Gefahren fur Leib und
Leben verbunden, die von der natrlichen
Wildnis oder menschlichen Feinden ausge-
hen konnten. Rauberische Uberfalle auf
Reisende, die stets bewaffnet waren oder
beschltzt werden mussten, waren bis zur
Schaffung eines flachendeckenden Amts-
und Verwaltungsstaates miteiner Ubertra-
gungder Gewaltan die Polizei biszum spa-
ten 18. Jahrundert die Normalitat. Auch
auf dem Meer war der Verkehr voller Fahr-
nisse, weshalb viele Jahrhunderte jedes
Handelsschiff zugleich ein Kriegsschiff war
und dieses oft im Geleitzug fuhr. Erst die
Zunahme des Weltseeverkehrs mit den re-
gelméaBigen Postdampferlinien sowie die
Telegrafie beseitigten die jahrhunderte-
lange Piraterieplage.

Zwar sind aus allen élteren Jahrhunderten
Reisen Uberliefert, aber hierbei handelte
es sich in erster Linie um Eroberungsziige
und Kriegsfahrten, kirchliche Wallfahrten
in Gruppen, die von wenigen Missions-,
Gesandten- und Handelsreisen erganzt
wurden. Bezeichnenderweise hatte das
mittelhochdeutsche Wort ,reise” die Be-
deutungen Aufstehen, Aufbruch und
Heerfahrt, wobei bewaffnete Reiter auch
.Reisige” genannt wurden. Mobil waren
ferner die groBBen Scharen des fahrenden
Volkes bestehend aus wandernden Hand-
werksburschen, Scholaren und Hoékern,
aber auch aus Spielleuten, Gauklern, Gau-
nern und Bettlern, die ein Leben auf den
StraBen in mehr oder weniger erzwunge-
ner Ortsveranderung zubrachten.
Diesichausderadeligen Kavalierstourund
der Gelehrtenreise im Humanismus entwi-
ckelnde burgerliche Bildungsreise im 18.
Jahrhundert, ganz besonders die dem Ver-
gnugen und der Erholung dienende Bade-
reise, sind dann mit dem Ausbau des Post-
kutschenwesens und der Einfihrung der
Eisenbahn sowie des Dampfschiffs im 19.
Jahrhundert zur eigentlichen Wurzel des
modernen Tourismus geworden. Seine Fe-
rien-, Erholungs- und Jugendreisen basie-
ren prinzipiell auf der Freiwilligkeit im



Unterschied zu den gleichzeitig anwach-
senden Geschafts-, Kur-, Forschungs- und
Pilgerreisen, deren Typen sich freilich oft
vermischt haben.

Die Romantisierung der Natur als Ge-
burtshelfer des Tourismus

Entscheidend fur die erste Entfaltung des
modernen Tourismus war die neu sich he-
rausbildende Auffassung von der Natur.
Galt diese bis zum Ende des Aufklarungs-
zeitalters noch als ein Inbegriff der Unord-
nung, die derkunstvoll leitenden Hand des
Menschen und seiner Technik bedurfte, so
wurde sie in der nachfolgenden Romantik
nun als eigenstandiges Phdnomen in den
Mittelpunkt der Betrachtung gerickt. Die
Genese des neuen kosmischen Denkens,
wie der niederlandische Kulturhistoriker
Johan Huizinga diesen Vorgang in der eu-
ropadischen Geistesgeschichte treffend ge-
nannt hat, lasst sich am religiésen Pie-
tismus, der Literatur der Sentimentalitat,
der Landschaftsmalerei, der emotionellen
Lyrik und Musik, aber auch den astheti-
schen Theorien eines Herderund Rousseau
sowie an dem englischen landscape garde-
ning ablesen, das den rational abgezirkel-
ten dlteren Barockgarten abloste.

Das erste Reisen in die Berge und an das
Meer, die Romantisierung der Alpen und
des Rheins bildeten den Auftakt fur das
nun herannahende Zeitalter des Tou-
rismus. Badeorte wie Cheltenham, Bath,
Baden-Baden, Karlsbad und Vichy wurden
Treffpunkte des geselligen Lebens von
Adels-und Patrizierfamilien, beidenen ne-
ben den medizinischen Einrichtungen die
.~Conversationsraume”, Kurgarten, Or-
chestermuscheln  fur Freiluftkonzerte,
Spielbanken und Promenaden als Vorbo-
ten des Massentourismus eine Rolle spiel-
ten. Die Gesundheitspflege diente mehr
dazu, denVergnugungsaufenthalt, der zu-
gleich als Heiratsmarkt diente, moralisch
zu legitimieren. Erst nach der Entstehung
der wissenschaftlichen Balneologie (Ba-
derkunde) und der Naturarzte mit ihren
Wasserkuren wurde der Charakter der
Heilbader mehr betont.

An die See und in die Berge

RechtéahnlichentwickeltensichdieReisenzu
Seebéddern. 1793 entstanden im mecklen-
burgischen Doberan-Heiligendamm und
1797 auf der Insel Norderney die ersten
deutschen Seebader nach englischem Vor-
bild mit Badekarren, Flanieren auf der
Strandpromenade und Spielcasinos, wo
nach Er6ffnung des Eisenbahn- und Dampf-
schifffahrtsverkehrs die wenigen durch ge-
sellschaftlichen Stand privilegierten Fami-
lien von den schnell wachsenden Scharen
burgerlicher Gaste nach 1850 immer mehr
an den Rand gedrangt wurden.

DieZahlder Alpenreisenverstarktesich, als
imletzten Drittel des 19. Jahrhunderts Ver-
eine das Bergsteigen ideell erstmals for-
derten: 1862 wurde in Nachahmung eines
britischen Vorgangers der Osterreichische
Alpenverein und 1867 der Deutsche Al-
penverein gegrindet, die sich 1874 im
Deutsch-Osterreichischen Alpenverein
(DOAV) vereinten. Diese Vereinigungen,
welche auch in der Schweiz, Italien und

Frankreich entstanden, sorgten nicht nur
fur eine Verbesserung der Verkehrsmittel
zu den oft abgelegenen kleinen Orten,
sondern auch fur Unterkunftsmoglichkei-
ten, bauten Schutzhitten im Gebirge und
gaben Wanderkarten aus. Zugleich be-
gann eine Sympathiewerbung fur die Al-
pen als Erholungs- und Erlebnisgebiete,
wobeiz.B.dasZillertalinTirolindeutschen
GroBstadten bekannt gemacht wurde. Die
Erhaltung der Schoénheit und Urspring-
lichkeit der Natur spielte von Beginn an in
dem nationalkonservativen Deutsch-Os-
terreichischen Alpenverein eine grof3e
Rolle. Seine Mitgliederzahl stieg von
10000 (1882) auf 30000 (1894) und dann
auf 200000 (1930). Wie sehr man auf den
einfachen Blirger zielte, geht aus den T6/-
zer Richtlinien hervor, welche die HUtten-
wirte verpflichteten, ,Selbstverpfleger”
zudulden und den DOAV-Mitgliedern ver-
billigte Speisen anzubieten. Es wurden
zudem Senner, Hirten und Jager, sogar
Schmuggler und Wilderer als ortskundige
Bergfuhrer oder Gepacktrager angeheu-
ert und eine spezielle Literatur herausge-
geben, da die ersten Reisehandblicher von
Baedeker, Weidmann und Koch noch zu
wenig Informationen boten. Das Bergstei-
gen und Klettern mit Bergfuhrern, dann
das um 1900 beginnende Wandern in
Gruppen, das die fruhere reine Naturbe-
obachtung abléste, und schlieBlich der un-
ter skandinavischem Einfluss seit 1890 ent-
stehende Skisport, der freilich erst durch
den Bau von Berg- und Seilbahnen sowie
Liften und Anlage von Skipisten und Ho-
telkomplexen bis zu 3-4000m Hohe nach
demZweiten Weltkriegzueinemder gréB-
ten Zweige des Massentourismus wurde,
hathierden Anfanggenommen. Allediese
Bade-, See- und Alpenreisen, zunachst nur
von der hauchdinnen Schicht der Aristo-
kratie und des neureichen Besitzburger-
tums in Anspruch genommen, mussen als
die pragenden Vorlaufer des spateren
Massentourismus angesehen werden.

Thomas Cooks erste
Gesellschaftsreisen

Bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts fehlten
nicht nur geeignete Transportmittel fur ei-
nen massenhaften Verkehr, sondern die
mehrheitlich rein agrarisch gepragte Ge-
sellschaft hatte einfach kein Bedurfnis
nach Reisen aus bloBem Vergnuigen, dadie
Bereiche Arbeit, Wohnen und Freizeit
noch nicht getrennt waren. Die Masse der
Bevolkerung arbeitete mit langeren Pau-
senso lange, wie es das Glockengeldut und
das Tageslicht erlaubten. Der Feierabend
wie die kirchlichen Feiertage waren nach
konfessionell-lokalem Ritus streng gere-
gelt und hatten nichts mit individueller
Selbstverwirklichung und Freizeiterlebnis-
sen zu tun. Reisen wurden nur aus wirt-
schaftlicher Notwendigkeit oder obligato-
rischem Bildungszweck unternommen.

1841 kam der englische Bapistenprediger
Thomas Cook auf die Idee, 570 Arbeiter
und ihre Familien von der Industriestadt
Leicester auf einer neugebauten Eisen-
bahnlinie als Gruppe zu einem Vortrag ge-
gen den Alkoholismus in einer nahen an-
deren Stadt in einem besonderen Zug
reisen zu lassen. In dem Reisepreis von

1ShillingwarenTee, Schinkenbrote, Sport,
Spiele und Tanz einbegriffen. Die privaten
Eisenbahngesellschaften witterten hier
ein Geschaft und Uberredeten ihn, char-
ming excursions zu Parks adeliger Schlés-
sersowie inromantische Gegenden und zu
Wanderungen im schottischen Hochland
zu organisieren, was mit Hilfe seines 1845
gegrindeten Reiseblros dann durchge-
fuhrt wurde. 1851 war er bereits durch
seine Reisesprospekte so bekannt, dass er
165000 Reiselustige zur ersten Weltaus-
stellung in London transportierte. Cook’s
Travel Agency organisierte sodann Pau-
schalreisen auf den Kontinent unter seiner
Fihrung, wozu er selbst alle Reiseplane
ausarbeitete und mit ausgesuchten Gast-
hofen Vertréage schloss. Dadurch wurden
vielfach erste Grundsteine fur einen em-
porblihenden ,Fremdenverkehr” gelegt.
Spater brachte er Reisegruppen zum Ve-
suvkrater bei Neapel, lieB eine Nilschiffs-
flotte in Agypten bauen; sein Sohn dehnte
den organisierten Touristenverkehr bis
nach Indien aus. Sogar der letzte deutsche
Kaiser Wilhelm II. bediente sich dieser
erstenReiseagentur, als er 1896 mitseinem
groBem Gefolge Jerusalem offiziell einen
Besuch abstattete.

Der Beginn der Pauschalreisen
in Deutschland

Diese ersten englischen Gruppenreisen
wurden zuerst von der Hamburger Reise-
agentur Carl Stangen nachgeahmt, die
spater unter dem Namen Hapag Lloyd
Reisebtiro firmierte. Es Ubernahm Cooks
Hotelbuchungs- und Ticketsystem, be-
schrankte sich aber auf das finanziell bes-
ser situierte BesitzbUrgertum wegen sei-
ner héheren Preise fur Pauschalreisen. Der
Bremer Wilhelm Scharnow, Begriinder des
spateren Unternehmens Scharnow-Rei-
sen, war der Erste in Deutschland, der Ende
der 1920er-Jahre billige, kleine Gruppen-
reisen anbot, zuerst in die LUneburger
Heide und den Harz, dann nach Helgoland
und Oberbayern.

Mehr Erfolg erzielte sein Landsmann und
Jugendfreund Dr. Carl Degener, der seit
1932 mitseinem Berliner Reisebtiro betont
auf den ,Volkstourismus” setzte. Anders
als der auf klassische Bildungsreisen set-
zende Dr. Hubert Tigges aus Wuppertal
versprach Degener seinen Kunden richti-
gen ,Remmidemmi” im gemeinsamen Ur-
laub. Als Arbeitsamtsdirektor schwebte
Degener, der die schlimmen psychischen
Auswirkungen der Massenarbeitslosigkeit
der Weltwirtschaftskrise taglich erlebte,
eine sozialtouristische Bewegung nach
Cooksanfanglichem Muster vor. Zwar ging
die von ihm mit den Sparkassen gegrun-
dete Deutsche Reisespar-GmbH, mit der
minderbemittelte Familien eine Urlaubs-
reise ansparensollten, wiederein, doch ge-
lang es ihm, eine achttagige Pauschalreise
in das osterreichische Alpendorf Golling
bei Salzburg fir 69 RM in gréBerer Zahl zu
verkaufen, die nach dem Warenhausprin-
zip ,groBer Umsatz - kleiner Nutzen” et-
was Gewinn einbrachte. Die anderen Rei-
seblros erklérten ihn als schlichtweg
verrickt und verweigerten die Auslage
seiner Reiseprospekte. Als nach Hitlers
Machtibernahme zur Sicherung der knap-



pen Devisen das Reisen in das billigere Os-
terreich dadurch erschwert wurde, dass je-
der Reichsdeutsche vor dem Grenzuber-
tritt 1000 RM hinterlegen musste, verlegte
Degener seine Reisen ins oberbayerische
Dorf Ruhpolding, das nun zum ersten Ziel-
ort des deutschen Massentourismus em-
porstieg. 1933 empfing dort eine Blas-
kapelle bereits 5863 Gaste, davon allein
3000 aus Degeners Reiseunternehmen.

Die KdF-Reisen unter dem
Hakenkreuz 1933-1939

Die Idee der billigen Volksreisen wurde
bald von der nationalsozialistischen Frei-
zeitorganisation Kraft durch Freude (KdF)
aufgegriffen, welche aus Propaganda-
grinden nun einwoéchige Oberbayern-
fahrten fur 39 RM anbot, sodass Degener
wie Scharnow und Tigges auf finanziell
besser gestellte Schichten ausweichen
mussten. Spater arbeitete er aber mit KdF
zusammen, sodass man ihn zum Leiter der
gleichgeschalteten ,Fachgruppe Reiseun-
ternehmen” bestellte, wodurch er den
gesamten Tourismus im Dritten Reich ko-
ordinieren konnte. Die KdF-Organisation,
nach dem Vorbild einer &hnlichen Organi-
sation des italienischen Faschismus ins Le-
ben gerufen, hatte nur die Organisation
von Massenreisen fur Arbeiter im Auge.
KdF-Reisen sollten eine frohe Urlaubsge-
staltung fr die einfachen Werktatigen er-
moglichen und ein Inbegriff der neuen NS-
Sozialpolitik bilden. Da die Masse der
Arbeiter vollig reiseunerfahren war, wur-
den von dieser Staatsorganisation fertige
Urlaubsprogramme ausgearbeitet, die
vom klassischen Konzert bis zum Sackhup-
fen reichten. Fur einen Arbeiterurlaub
fehlten noch entsprechende touristische
Verhaltensmuster, die nun erst entwickelt
werden mussten. Dieser , Sozialismus der
Tat”, wie die KdF-Reisen genannt wurden,
entfalteten eine groBe Breitenwirkung
und haben bei einfachen Menschen das
positive Bild vom ganzen Nationalsozia-
lismus entscheidend mitgeformt.

Angeboten wurden neben Ausfligen,
Wanderungen, Hochseefahrten und acht-
tagigen Urlaubsreisen in deutsche Ferien-
gebietedielegendaren Kreuzfahrten nach
Norwegen, Portugal, Spanien und Italien.
Die Schiffsreise mitder ,Wilhelm Gustloff”
nach Madeira war die Spitze, da hier Ar-
beiter erstmals den exklusiven Ferienort
der ,stinkfeinen Leute” besuchen konn-
ten. Die massenhaften Reisen waren aber
nur moglich, weil die Reichsbahn einen
Preisnachlassvon 75 Prozent und die Hote-
liers sowie Gastwirte wegen der 100-pro-
zentigen Auslastung erhebliche Rabatte
gewahren mussten. Auch Degeners Idee
des Reisesparens wurde ibernommen und
die Arbeitgeber zur Auffillung der Reise-
kasse obligatorisch herangezogen. Zur
Herstellung der viel beschworenen ,Volks-
gemeinschaft” sollte hier eine , Brechung
burgerlicher Privilegien” stattfinden. Zwi-
schen 1934 und 1939 verkaufte KdF 43
Millionen Reisen, wovon aber 84 v.H. Ta-
ges- oder Kurzausfluge waren, die nur 5
RM kosteten. Da aber schon die alteren
Wandervereine so etwas boten, bedeutete
das nur eine quantitative Ausweitung. In-
novativwaren dagegen die 7 Mill. mehrta-

gigenFerienreisen, dienach 1938vorallem
nach Osterreich fuhrten. Das deutsche
Nachbarland blieb daher nicht zufallig ei-
nes der Hauptziele des deutschen Tou-
rismus bis heute. Die KdF-Reisen hatten bei
den mehrtagigen Reisen aber nur einen
Arbeiteranteil von 23 bis 39 v.H., nur 2 bis 3
v.H. der Minderbemittelten kamen in den
Genuss einer langeren Urlaubsreise, bei
den Kreuzfahrten wurden vor allem ver-
diente Parteigenossen damit belohnt, bei
denen 14 bis 17 v.H. Arbeiter waren. Wenn-
gleich es keineswegs zu einer wirklichen
Sozialisierung des Reisens kam, grub sich
das Bild vom , Arbeiter der Faust” im Lie-
gestuhl eines Ozeandampfers tief ins Be-
wausstsein ein. Die Formierung der heuti-
gen Urlaubsgesellschaft deutete sich
erstmals an.

Zwischen 1945 und 1951 waren
Auslandsreisen kaum méglich

Nach dem Zusammembruch 1945 ging es
im kriegsverwdisteten zerteilten Deutsch-
land ums nackte Uberleben, bei dem nicht
an Urlaubsreisen zu denken war. Dafur ka-
men besonders aus den USA Touristen-
gruppen, umsich im Rahmen desvon Cook
und der American Express Company
(Amexo)  organisierten ~Ruinentou-
rismus” die zerbombten Stadte anzuse-
hen. Die Deutschen waren dagegen im
Ausland, selbst in Osterreich, uner-
wunscht. Die Allierten gaben fur den nor-
malen Burger keine Reisepasse aus; selbst
die Besatzungszonen bedeuteten inner-
deutsche Grenzen. Die wenigen Antrag-
steller fur einen Reiseausweis ins Ausland
mussten sich mihevoll ein Einreisevisum
mit schriftlicher Einladung, eine Bestati-
gung Uber die Sicherung der Aufenthalts-
kosten sowie einen entlastenden Ent-
nazifizierungsbescheid besorgen. Theo-
dor Heuss beklagte als erster deutscher
Bundesprasident auf dem ,Deutschen
Fremdenverkehrstag” 1950 die Isolation
der Deutschen, deren Lage er mit einem
Gefangnis verglich, und wies auf das Rei-
sen als Mittel der Voélkerverstandigung
hin.Dank derstandigen Forderungen nach
Reisefreiheit erhielt die Bundesrepublik
1951 die Passhoheit zurick, doch musste
mannoch bis 1954 viele Fragebogen, Stem-
pel und Gebihren wegen des Visums
in Kauf nehmen. 13 europaische Staaten,
darunteralle groBen Urlaubslénder bis auf
Spanien, verzichteten seitdem auf die Vi-
sumpflicht fur deutsche Touristen.

Motorisierungsgrad und Zahl der
Urlaubsreisen wuchsen parallel

Die in den folgenden Jahren einsetzende
und lang anhaltende wirtschaftliche Erho-
lung mit dem Ubergang zur heutigen
Wohlstandsgesellschaft ist oft unter dem
Signum ,Deutsches Wirtschaftswunder”
beschrieben worden. Unter anderem
brachte es auch einen Wiederanstieg der
langerfristigen Urlaubsreisen. Die gleich-
zeitig einsetzende Verklrzung der Ar-
beitszeit und Ausdehnung des tariflichen
Urlaubsanspruchs bildeten hierfur wich-
tige Voraussetzungen. Herrschte 1950
noch in den Landergesetzen die Sechsta-
gewoche mit 48 Stunden Arbeitszeit und

12 arbeitsfreien Tagen im Jahr vor, so wur-
den 1956 die Funftagewoche mit 45-stln-
digerWochenarbeitszeitund 1962dann 15
sowie ab dem 35. Lebensjahr 18 arbeits-
freie bezahlte Tage eingefuihrt. 1970 er-
héhte sich nach dem Ubergang zur 42-
Stunden-Woche der Urlaubsanspruch auf
18 bzw. 20 Tage. Die Zahl der jahrlichen ar-
beitsfreien Tage einschlieBlich der Sonn-
und Feiertage war damit von 86 im Jahr
1950 auf 127 im Jahr 1970 angestiegen.
Der endgultige Durchbruch zum Massen-
tourismus wurde aber auch durch die an-
haltende Geldwertstabilitit seit der Wah-
rungsreform 1948 sowie die mehrfachen
DM-Aufwertungen gegentber den ,wei-
chen Wahrungen” in den Haupturlaubs-
landern zusammen mit dem Anstieg der
Realeinkommen erreicht. Die Kosten einer
Ferienreise erschienen damit relativ gerin-
ger und fur mittlere und untere Einkom-
mensgruppen erschwinglicher. Sie wurde
seit dem Ende der 1950er-Jahre zu einer
der beliebesten Konsumausgaben. Schon
1962 wurden 34,6 Mrd. DM fur Reisen
auBerhalb der Bundesrepublik ausgege-
ben, wahrend auslandnische Touristen in
der Bundesrepublik nur 2,2 Mrd. DM lie-
Ben. Da der deutsche Touristenstrom ins
Ausland immer weiter anschwoll, wurde
die deutsche Zahlungsbilanz chronisch de-
fizitar, was aber durch die ebenso perma-
nenten hohen Devisenlberschisse bei der
AuBenhandelsbilanz  volkswirtschaftlich
wieder ausgeglichen werden konnte. Das
1965 zusatzlich vereinbarte Urlaubsgeld
furalle Arbeitnehmer bildete einen weite-
ren Anreiz fir vermehrtes Reisen.

Die wachsende KaufkraftseitEnde 1950er-
Jahre beférderte die schon vorher be-
gonnene Motorisierungswelle, die sich
jahrlich mit steilen Zuwachsraten fort-
setzte. Die Zahl der zugelassenen Privat-
kraftwagen wuchs von 35500 (1949) auf
900000 (1952), womit der Stand von 1938
Uberrundetwurde, unddann auf 11,7 Mill.
(1969). Die Zahl der Motorrader, Kabinen-
roller und ,Mopeds” nahm anfangs
ebensorasant zu, ging aber dannseit Ende
der 1950er-Jahre wiederzurick, alssichim-
mer mehr Menschen ein Auto leisten konn-
ten. Seine erste Anschaffung wurde oft mit
einem Urlaubswunsch motiviert, sodass
hier enge Wechselwirkungen bestanden.
Wie der ADAC damals feststellte, sind Mo-
torisierungsgrad und Zunahme der Ur-
laubsreisen tatsachlich lange parallel ge-
laufen. Wenngleich auch die Zahl der
Omnibusse von 14300 (1950) auf 44000
(1969) anstieg, so bildete das private Auto-
mobil den gréBten touristischen Antrieb.
Man kann daher sagen, dass der unge-
heure Motorisierungsprozess der 1950er-
und 1960er-Jahre mit dem Ausbau von
StraBen, Autobahnen und Tankstellen das
raumliche Muster der touristischen Nach-
frage revolutioniert hat.

Viele ReisewUinsche sind sicher durch die
Massenmedien stimuliert worden: Hor-
funk, illustrierte Zeitschriften, Kinofilme
und dann das sich verstarkende Fernsehen
sowie die Schlagermusik wandten sich be-
tont den Osterreich- und Italienreisen zu.
Es gab Reisebeilagen, Reisehefte und
groBBe farbige Werbeplakate, welche die
andersartige Urlaubswelt als Kontrast zur
grauen Arbeitswelt denso langeisolierten



Deutschenvorzauberten. Neben der deko-
rativen Kulisse bemuhten sich die Redak-
tionen aber auch um informative Hinter-
grundsberichte tber die Urlaubsregionen.
Das deutsche Hotel- und Gaststattenge-
werbe bemuhte sich, unter diesen Ansto-
Ben auch durch Anzeigen in Gberortlichen
Presseorganen auf seine Angebote nun
aufmerksam zu machen. Die anspruchsvol-
len Merian-Reisehefte eines alten Schul-
buchverlages wandten sich an das Bil-
dungsbirgertum, um die kulturelle
Eigenart fremder Lander den Reisenden
naher zu bringen, wahrend kleine Reiseta-
schenbucherdenReiseunerfahrenen mehr
praktische Tipps von Ausflugsempfehlun-
gen bis zu Kleiderordnung gaben. Land
und Leute wurden dabei kritiklosschénge-
farbt.

Urlaub als Flucht aus der
~Unwirtlichkeit der Stadte”

Die neue Reisewelle spiegelte aber auch
die sich schon im spaten 19. Jahrhundert
bei der Lebensreformbewegung beson-
ders in Deutschland zeigende und bis zur
heutigen oOkologischen Bewegung rei-
chendeemotionelle Feindschaftvon Teilen
des BildungsbUrgertums gegentber der
industriellen GroBstadt wider. Dieser Kul-
turkritik hat der Psychoanalytiker Alexan-
der Mitscherlichin seinem damaligen Best-
seller Die Unwirtlichkeit unserer Stadte
Ausdruck verliehen. Die in den frihen
1950er-Jahren schnell hochgezogenen
Wohnsilos in den historisch sterilen und
nur auf nackte Funktionalitat angelegten
Trabantenstadten, die rdumliche Enge im
Untermieterdasein und die noch nicht be-
seitigte Wohnungsnot lassen das zuneh-
mende Reisen rickblickend auch als eine
Flucht in eine andere , heile” Welt erschei-
nen. Der auffallig niedrige Anteil von Rei-
senden aus dem landlichen Bereich ver-
starkt den Eindruck, dass es sich bei dem
Massentourismus vornehmlich um ein
grofB3stadtisches Phdnomen zunachst ge-
handelt hat. 1961 fuhren nur 11 Prozent
der Bewohner von Landgemeinden in den
Urlaub, dagegen 46 Prozent von gréBeren
Stadten mit mehr als 50000 Einwohnern.
Dabei muss freilich beachtet werden, dass
die immer starker abschmelzende bauerli-
che Bevolkerung immer noch keine gere-
gelte Arbeits- und Urlaubszeit kannte.

Es gibt aber keinen Zweifel, dass sich seit
der Mitte der Funfzigerjahre die langeren
Freizeitreisen insgesamt intensivierten:
Unternahmen 1954 erst 24 Prozent der
Uber 14 Jahre alten Westdeutschen eine
oder mehrere Urlaubsreisen, so waren es
1962 28 Prozent und 1970 schon 32 Pro-
zent. 1976 waren 55 Prozentim Jahr unter-
wegs. Von diesem Zeitpunkt an blieb es
dann beietwa 65 Prozent Urlauberim Jahr.

Der explodierende
Auslandstourismus

Hatte bis zum Zweiten Weltkrieg fast nur
die ,Sommerfrische” im Inland dem Frem-
denverkehr gedient, so zog es die reisen-
den Westdeutschen seit der Mitte der
1950er-Jahre in steigendem Maf ins Aus-
land. Verbrachten 1954 noch 7,9 Mill. (84
v.H.) ihre Ferien in der Bundesrepublik und

nur 1,4 Mill. (14 v.H.) jenseits der Grenzen,
so hatte sich 1970 die Relation véllig um-
gekehrt: 10, 5 Mill. (54 v.H.) fuhren ins Aus-
land, wahrend 8,5 Mill. (46 v.H.) deutsche
Erholungsorte bevorzugten. Zwar wuchs
wegen der zunehmenden Gesamtzahl der
Urlauber auch die Zahl der Inlandsreisen,
aberlangstnichtin diesem Umfang. Dieser
Trend verstarkte sich weiter, denn 1989
standen z.B. 69 v.H. Auslandsreisen nur
noch 31v.H. Inlandsreisen aus Urlaubszwe-
cken gegenuber. Meinungsumfragen zei-
gen die Ursachen dieser Entwicklung: Das
bessere Klima und Kennenlernenvon Land
und Leuten machten die Halfte der Motive
fur eine Auslandsreise aus. Als weitere Be-
grindungen folgten die schénen Land-
schaften und Sehenswurdigkeiten, der bil-
ligere Aufenthalt als zu Hause und der
Kontrast von Arbeit und Alltag. Die Argu-
mente, man wirde die deutschen Urlaubs-
regionen schon kennen oder hatte
schlechte Erfahrungen mit den dortigen
UnterkUnften gemacht, spielten dagegen
nur eine marginale Rolle.

Motorisierte Urlaubskarawanen
nach Osterreich und ,,Bella Italia”

Wenn das Urlaubmachen im nahen Oster-
reich frUhzeitig massenhafte Zuge an-
nahm, so hatte das naturlich mit gemein-
samer Geschichte und Sprache, der
schénen Alpennatur und landlichen Be-
schaulichkeit, aber auch mit den vielen
Wochenendausfligen und Transittiber-
nachtungen zu tun. So stieg die Zahl der
deutschen Touristen von 1,2 Mill. (1955)
auf 2,2 Mill. (1962) und dann auf 4,4 Mill.
(1970).ImJahr 1957 trug der Tourismus z.B.
mit 18,4 v.H. zur Wertschopfung der ge-
werblichen Wirtschaft im Land Tirol bei
undlagdamitandritter Stelle hinter Hand-
werk (23,5 v.H.) und Industrie (23,2 v.H.)
nochvorHandel, Verkehr, Banken und Ver-
sicherungen. Die wichtigsten Beitrage er-
brachten hierzu das Beherbergungs- und
Gastronomiegewerbe, doch profitierten
auch andere Wirtschaftszweige indirekt
vom auslandischen Touristenstrom. Dies
wirkte sich gunstig auf den Arbeitsmarkt
aus, der in den Urlaubsregionen eine per-
manent geringe Erwerbslosenrate auf-
wies. Kein Wunder, dass die meisten Oster-
reicher bei Konjunkturumfragen den
Tourismus positiv einschatzten, zumal die
auslandischen Gaste nicht nur wie fraher
nur im Sommer, sondern auch zunehmend
mehr in der Wintersaison kamen. Der al-
pine Tourismus behielt im Gegensatz zu
anderen Urlaubsreisen ins Ausland seit-
dem bis zur Gegenwart seine stabile Basis.

Sonne, Sand, Exotik und Erotik

Italien war schon seit dem Mittelalter das
»Land der ewigen deutschen Sehnsucht”,
an die der Pauschaltourismus mit kirchlich
subventionierten Pilgergruppenreisen
nach Rom und burgerlichen Bildungsrei-
sen anknupfte. Die jahrlichen Grenzuber-
tritte der Deutschen erhéhten sich von 2,3
Mill. (1955) auf 6,6 Mill. (1970). Italien lag
damit nach der Liberalisierung des Reise-
verkehrs gleich an der Spitze des deut-
schen Auslandstourismus. Nicht unwe-
sentlich war dabei, dass das italienische

Touristenministerium, aufgeschreckt von
zeitweise zuriickgehenden Ubernachtun-
gen, einerigorose obrigkeitliche Kontrolle
der Hotelpreise, die Eindémmung von
Larm und Verschmutzungen sowie die
Ausgabe von Benzingutscheinen und Sen-
kung der Mautgebuhren fur auslandische
Reisende einfUhrte. Diese staatliche Bevor-
zugung des Touristenverkehrs zeigte seine
Wirkungen: Manche Kustenstreifen Ita-
liens wurden seit den 1960er-Jahren pri-
mar von deutschen Touristen gepragt, wie
etwa Marina Massa. Hatte der kleine Fi-
scherort an der Blumenriviera 1950 nur
800 Bewohner, so beherbergte er 1962
schon 17000 Urlauber, darunter 8000
Deutsche. Die Sonnengarantie, die pitto-
reske Landschaft mit Mittelmeervegeta-
tion, aber auch die freundliche Aufnahme
deutscher Urlauber (ganzim Gegensatz zu
einigenanderen europaischen Staaten), so
z.B. das haufige Schild , Hier spricht man
deutsch” in Restaurants, halfen mit, den
Fremdenverkehr zum groBten Wirt-
schaftszweig Italiens zu machen. Rund-
funk, Kino und lIllustrierte wie Quick,
Bravo, Stern und Revue verstarkten diese
touristische ,Volkerwanderung”, indem
sie die Verlockungen einer Reise nach
.Bella Italia” oder schlicht das dortige
~Amore” priesen. Diese geschickte Mixtur
von Sonne, Sand, Exotik und Erotik mach-
ten die Urlaubsreise dorthin zu einem
Sehnsuchtstrager, der zugleich zu Hause
das Sozialprestige hob.

Mallorca wurde erst verspatet zur
Trauminsel der Deutscchen

Nach Verbesserung der Verkehrsmoglich-
keitenschwenkte mit gewisser Verspatung
auch Spanien in die Reihe der Massentou-
ristiklander ein. Die CostaBlancaund Costa
del Sol, dann aber Mallorca wurden be-
sonders beliebte deutsche Reiseziele. Ver-
zeichnete die groBte Baleareninsel 1950
erst 229 deutsche Einzelreisende, so ka-
men 1954 mit der Er6ffnung der Pauschal-
reisen immer mehr dorthin. 1967 wurden
dort bereits 267 000 deutsche Urlauber ge-
zahlt. Diese deutsche Trauminsel wurde
fortan zum Testgebiet von Kampfpreisen
groBer Reiseveranstalter. Seit 1966 konn-
ten deutsche Rentner flr 750 bis 900 DM
preiswert sogar Uberwintern. 1971 veran-
staltete Scharnow-Reisen erstmals vier-
tagige Wochenendausfluge dorthin fur
149 DM. Mit 2 Stunden Flug kam ein Ham-
burger Ausflugler im bequemen Jet-Sessel
schneller dorthin als an den Uberfullten
Ostseestrand. 1965 verbrachten erstmals
1 Million Deutsche ihren Urlaub in Spa-
nien, das hinter Italien und Osterreich den
dritten Platz in der Beliebheitsskala er-
hielt, bisesin den 1970er-Jahren mit 6 Mill.
deutschen Touristen sogar die Spitze des
deutschen Auslandstourismus erreichte.

Andere europaische Urlaubslander konn-
ten bis in die 1970er-Jahre nur geringe
Anteile am deutschen Massentourismus
gewinnen. Touren in die benachbarten
Benelux-Staaten hatten meist nur den
Charakter verlangerter Wochenendaus-
fluge, wahrend der Reiseverkehr nach
Skandinavien, wo der nahe deutschspre-
chende Teil Danemarks ein Drittel aller
deutschen Urlauber aufnahm, aus preis-



lichen wie klimatischen Griinden keinen
Massentourismus anziehen konnte. Nor-
wegen und Schweden fanden zwar stets
Liebhaber fur ihre herben Naturschénhei-
ten, aber die Zahl der Reisenden belief sich
nie mehr als einige Zehntausende im Jahr.
Die weltberihmten Schweizer Ferienorte
wie auch die franzoésische Riviera, wo der
europadische Hochadel stets sein Winter-
quartier aufschlug, bis er dann von der
neureichen ,Jetset-Society” in der Nach-
kriegszeit abgel6st wurde, blieben an ei-
nem ,Billigtourismus” uninteressiert.

Der Flugtourismus setzte 1962 ein

Das fruhere Jugoslawien und Griechen-
landruckten erstnachdemBauder groB3en
TransitstraBe ,Autoput” 1961 den auto-
mobilen Touristen naher, doch blieben sol-
che Fahrten wegen des diinnen Tankstel-
lennetzes, der fehlenden Autokarten und
Ersatzteile mehr ein Abenteuer fir Wage-
mutige, die von den niedrigen Lebenshal-
tungskosten und einem Campingaufent-
halt angezogen wurden. Die beiden
Balkanlander profitierten aber spater
ebenso wie Tunesien, Marokko, Agypten
und endlich auch die Turkei von den deut-
schen Touristen, die neue Lander sehen
wollten. Zwar bot Touropa schon 1956
nach Wiedererlangung der Lufthoheit ers-
te Flugreisen nach Sizilien, Capri und die
Adriakuste an, bei denen man die Zielorte
in 2 bis 3 Stunden statt in 15- bis 20-stindi-
ger Bus- oder Bahnfahrt erreichen konnte,
doch war der Preis in den 12 kleinen Ma-
schinen der vier Charterfluggesellschaften
so hoch, dass sich nur wenige solchen Luft-
tourismus leisten konnten.

Erst 1962 setzte allméahlich der massenhaft
organisierte Flugtourismus ein. Nach dem
Ubergang zum groBen Disenflugzeug
rackten nun auch die Atlantikinseln, die
Palmen-Oasen Nordafrikas sowie die Kus-
ten Kleinasiens in die normale Distanz von
2 bis 3 Flugstunden. Zwischen 1957 und
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1967 versechsfachte der Flugtourismus sei-
nen Marktanteil, und die Zahl der befér-
derten Passagiere stieg von 13700 (1963)
auf 1250400 (1969). Alle groBeren Reise-
veranstalter boten nun Flugreisen an,
was zu erbitterten Niedrigpreisschlachten
fuhrte. Der Flughafen Palma de Mallorca,
der 1969 47 v.H. aller deutschen Pauschal-
flugreisenden abfertigte, wurde nun zum
Symbol fir die verlorene Exklusivitat der
Flugreise. Das schnellste Urlaubsverkehrs-
mittel verlieh diesen Reisen einen ganz
neuen Charakter, da man hier nicht mehr
langer in Kilometern und Seemeilen, son-
dern in Minuten dachte.

Touristica Teutonica im Kreuzfeuer
biirgerlicher Kulturpolitik

Der Massentourismus hat nach seinem Ent-
stehen zahlreiche Untersuchungen tber
Reisemotive, Reiseintensitdt und Reise-
dauer sowie die Verkehrsmittel, Reiseun-
ternehmen und ReisebUros, Uber die spe-
ziellen Reisearten sowie das Verhaltnis des
Touristen zu den Einheimischen am Ur-
laubsort, die sozialen wie 6kologischen
Schattenseiten ausgeldst (vergl. Literatur-
hinweise). Konsens besteht wohl darin,
dass der massenhafte Reisedrang der
Deutschen nichts mehr mit der alten ro-
mantischen Naturverherrlichung an sich
und der burgerlich-elitdren Bildungsreise
des 18./19. Jahrhunderts zu tun hat, son-
dern eine neue Art der Lebensgliicksuche
in der Wohlstandsgesellschaft bildet. Die
immer groBBer gewordene arbeitsfreie Zeit
wird neben Familie und Beruf nun als terti-
arer gleichberechtigter Lebensansatz ver-
standen. Die Urlaubsreise bietet die
Chance, den potienziellen Tragern des
Jpersonlichen Glucks” naher zu kommen.
Wenngleich die Auffassung fremder Natur
und Kultur weiter von Klischees dominiert
wird, so wird doch diese Illusion fur eine
kurze Zeit mitder Realitat verwechseltund
so eine Reisemotivation ausgelést. Diese

~Fernweh”

Dagegen hift der nur

der Flieger denken viele
Deutsche und starten
dorthin, wo sie Sonne

und Srand erwarten —

und vielleicht noch einiges
mehr.

Foto: Flughafen
Stuttgart GmbH

LEntwuirfe fur ein kleines Paradies”, die
eine Flucht aus dem Alltagsmilieu fur ei-
nige Wochen oder Tage verheiBt, darf
nichthochnasig pauschalvomintellektuel-
len Standpunkt herabgewdurdigt werden.
Bildung und Reisen gehoren heute nicht
mehr unbedingt wie friiher zusammen.
Der Massentourismus ist deshalb seit sei-
nem Auftauchen auch zum Exerzierfeld
harscher bildungsburgerlicher Kulturkri-
tik geworden. Hans Magnus Enzensberger
hat sich 1958 in einem Aufsatz der Zeit-
schrift Merkur zu ihrem ersten Sprachrohr
gemacht und das organisierte Gesell-
schaftsreisen angeklagt, weil es alle Kenn-
zeichen desseelenlosen Maschinenwesens
trage: Normierung und Serienproduktion.
Weniger emotionsgeladen lasst sich dies
auch als Rationalisierung und Mechanisie-
rung des Fremdenverkehrs bezeichnen.
Der bekannte Lyriker und Essayist hat die-
sen in der ganzen modernen Wirtschafts-
geschichte registrierten Vorgang hier zum
Anlass seiner Kritik genommen, beim Tou-
rismus werde Freiheit als ,Massenbetrug”
verkauft. Die Reisekataloge suggerierten
Gluck und produzierten Unfreiheit, da sie
den Menschen nur temporar von der
monotonen Alltagswelt befreiten und in
eine neue kollektive Abhangigkeit trie-
ben. Die groBen Touristikunternehmer
wlrden quasi-militéarisch mobilmachen
und wie bei den KdF-Reisen generalstabs-
maBig , Verschickungen” von Menschen-
massen in ,Ferienlager” mit ,unsichtba-
ren Wachttirmen” vornehmen, wobei die
Reiseleiter und Hoteliers von ihm als geris-
sene ,Bettenhandler” karikiert wurden.
Die Leitbilder des modernen Tourismus,
nédmlich das romantische Erleben von Na-
tur und Zeugnissen menschlicher Ge-
schichte sowie die Sehnsucht nach der
Ferne, wirden hier kaufmannisch profita-
bel vermarktet.

Die Tourismusbranche hat diese Funda-
mentalkritik, mit Dr. Hubert Tigges als er-
fahrenen Arrangeurvon Pauschalreisenan



der Spitze gereizt Punkt fur Punkt zurtick-
gewiesen. Auch die nun aufkommende
Tourismuswissenschaft widersprach En-
zensbergers Pauschalverdammung. Der
moderne ,Serientourismus” als direkte
Folgedermodernen Verstadterungundin-
dustrialisierung spiegele ihrer Ansicht
nach nur den Gang der wirtschaftlichen
und sozio-kulturellen Entwicklung wider.
Wurde friher eine teure Bade-, Bildungs-
oder Vergnligungsreise aus angesammel-
tem Vermoégen finanziert, so kénne sie
nun als eine Ubliche Haushaltsausgabe be-
trachtetwerden, die sich auch einfache Ar-
beitnehmer, selbst allein stehende Frauen
und Rentner, im Gegensatz zu friher leis-
teten. Der jahrliche Urlaubistin der Tat fur
breite Bevolkerungsschichten realisierbar
geworden und Bestandteil des modernen
Konsumistils, dessen saisonalen und modi-
schen Trends er seitdem unterliegt. Der
neue ,Sozialtourismus” bedeutet daher
eine Demokratisierung des Reisens und zu-
gleich eine gewisse geistig-psychische Ho-
rizonterweiterung gerade fur die breiten
Schichten, was auch fur Inlandsreisen gilt.
Der manchmal verspottete und ge-
schmahte Massentourismus hat friiher un-
bekannte Lebensgefuhle vermittelt, alte
Sozialkonflikte entscharft und durch die
Entprivilegierung des urspringlichen Lu-
xusgutes ,Urlaubsreise” zur inneren wie
auBeren Stabilisierung der Bundesrepub-
lik beigetragen.

Uber das Auftreten von Millionen deut-
scherUrlauber, dieinzwischenselbstim ho-
heren Greisenalter biologisch rustig fast
alle Gegenden der Welt bereisen, kann
man aus Sicht der Kleiderasthetik, hof-
licher Manieren und Achtung fremder Sit-
ten machmal verschiedener Meinung sein,
aber es hieBBe einen normalen Touristen
Uberfordern, Gberall als Botschafter seines
Heimatlandes feingeschliffen aufzutre-
ten. Reisende Auslédnder zeigen in der
Bundesrepublik auch ihre uns manchmal
hochst seltsam erscheinenden Eigenarten,
die wir lachelnd hinnehmen.

Hassliche Kehrseiten und Pladoyer
fiir einen unsanften Tourismus

Ebenso falsch ist es, den modernen Tou-
rismus generell fur die Zerstérung unver-
bauter Natur oder der Sozialstruktur eines
kleinen Fischerortes mit seiner angeblich
,heilen Tradition” allein verantwortlich zu
machen. Verfolgt man den Einzug des Tou-
rismus in einer bestimmten Region histo-
risch-minutids, dann entdeckt man stets
komplexe Phdnomene einer sich lokal ra-
tionalisierenden Wirtschaft, vor allem den
notwendigen Ausbau der Infrastruktur,
und der Verstadterung, also Elemente

eines sowieso irreversiblen Modernisie-
rungsprozesses. Die zweifellos vorhande-
nen &kologischen Ubel des Massentou-
rismus, die zunachst Ubersehen oder zu
gering eingeschatzt wurden, werden in-
zwischen durch das Zusammenwirken
verschiedener Institutionen seit den
1980er-Jahren dauernd sich verstérkend
angegangen. Von der Ubrigen sozialen
Umwelt abgeschottete Ferienclubs mit
All-inclusive-Service oder klotzige Funf-
sterne-Hotels inmitten einer bitterarmen
einheimischen Bevdlkerung, aber auch
leichtsinnige Abenteurerreisen, Erdrut-
sche und Schneelawinen auslésende Ski-
pisten in den Alpen, Drogen- und Sextou-
rismus wie auch die ,,Blechschlangen” auf
den StraBen in Naturschutzgebieten, ru-
fen nach weiteren rechtlichen Regulierun-
gen, deren internationale Umsetzung
aber schwierig bleibt. Alle diese Miss-
stande als hassliche Kehrseite des moder-
nen Tourismus rechtfertigen aber keine
prinzipielle Einschrankung der gewonne-
nen Reisefreiheit als Form der grund-
gesetzlich und in der EU garantierten Frei-
zUgigkeit. Es erscheint widersprichlich,
wenn gerade Verfechter individueller
Emanzipation des Blrgers hier nach dem
starken Staat rufen.

Wie hoch dieses Konsumgut Mobilitat als
urdemokratisches Grundrecht anzusehen
ist, zeigte das Reiseverhalten der DDR-Be-
wohner. Bekanntlich trugen gerade die
mangelnden Auslandsreisemdglichkeiten
zur Destabilisierung der zweiten deut-
schen Diktatur bei. Nach 1989 steuerten
die Ostdeutschen nicht zufallig sofort die
Urlaubsziele in Osterreich und Italien
mit Pauschalreisen an. Der zu Unrecht ge-
schmahte Massentourismus, derlangstalle
Lander Europas erfasst und globale Aus-
maBe angenommen hat, wird auf die
Dauer mit Sicherheit weiter expandieren,
wobei der ,sanften Form” mit Schonung
der naturlichen Ressourcen sicherlich der
Vorzug zu gebenist. Wenngleich die Reise-
branche europaweit seit dem 11. Septem-
ber2001 undden Olpreiserhdhungen nach
einer langen KonjunkturblUte erstmals
wieder einen starken Umsatzrickgang er-
lebt und nun einen Konzentrationsprozess
durchmacht, um durch Straffung der Or-
ganisation und Angebotspalette kosten-
sparende Synergieeffekte zu erzielen so-
wie neue Geschaftsfelder zu erschlieBen,
so wird dies im freien Wettbewerb voraus-
sichtlich wieder neuen Aufschwung
bringen. Die Bundesrepublik gehort, wie
eingangs zahlenmaBig demonstriert, je-
denfalls zu den Landern mit der gréBten
bezahlten Freizeit, was die sichere Basis fur
dasweiteranhaltende ,,Fernweh der Deut-
schen” bildet.
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Nachhaltigkeit auch in der Verkehrspolitik

Die Zukunft nicht verbauen

Raum- und Siedlungsentwicklung und Mobilitat

Von Kerstin Pauls und Sabine Martens
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Die Industrialisierung hat die Raumstruk-
tur Deutschlands tiefgreifend verandert.
Staatliche oder auch kommunale Eingriffe
waren nétig, um die schlimmsten Aus-
wiichse in den Griff zu bekommen, die die
Bevolkerungswanderungen  innerhalb
Deutschlands hin zu den industriellen
Standorten ausgelost hatten. Nach dem
Zweiten Weltkrieg war es vor allem die
massenhafte Motorisierung, die die
Raumstruktur weitgehend unkontrolliert
veranderte. Der Zug der Bevdlkerung in
das Umland hin zu den billigeren und auch
gesunderen Wohnmaoglichkeiten setzte
ein. Eine Suburbanisierung von Industrie,
Handel und Dienstleistungen folgte bald.
Auch dadurch wurden neue Verkehrs-
strome massenhaft hervorgerufen. Lan-

desplanung und Raumordnungspolitik
versuchen, diese Entwicklung in geord-
nete Bahnen zu lenken, um eine ausgewo-
gene Raumstruktur zu sichern und auch
die Verkehrsentwicklung in vertretbaren
Rahmenzuhalten.Dennwirdiirfenunsere
Zukunft nicht verbauen, was ganz woért-
lich zu verstehen ist. Red.

Politik und Verwaltung greifen
steuernd ein...

Warum man sich mit Mobilitat und Mobili-
tatsentwicklungbefasst, hatunterschiedli-
che Grunde. Ein wichtiger Grund ist der
Anspruch, rechtzeitig mégliche Verande-
rungen einschatzen zu kénnen und die da-
fur notwendigen Entscheidungen zu tref-
fen. Dieser Anspruch trifft sowohl auf die
Planer der (Verkehrs-)Infrastruktur, die
Bauwirtschaft, die Automobilindustrie
und naturlich auch auf Politik und Verwal-
tungzu.

Politik und Verwaltung greifensteuerndin
die Mobilitatsentwicklung ein. Diese Steu-
erungder Mobilitaterfolgtnichtnurdurch
direkte MaBnahmen in Formvon verkehrs-
politischen Entscheidungen wie z.B. zur Ki-
lometerpauschale. Die Entwicklung des
Verkehrs wird seit jeher durch die Flachen-
nutzungder Menschenundseitden Anfan-
gen der Raumplanung in entscheidendem
AusmaB durch die gezielte Ausweisung
von Flachen furden Wohnungsbau und fur
Gewerbe- und Industriegebiete beein-
flusst. Wahrend die Siedlungs- und Gewer-
beflachen das statische Geflige darstellen,
sind Mobilitdt und Verkehrsbeziehungen
zwischen diesen Raumen die dynamische
Komponente dieser Zusammenschau.

In diesem Beitrag soll die Raum- und Sied-
lungsentwicklung im Zusammenhang mit
derMobilitatalsUrsache, WirkungundFol-
ge auf die Raumentwicklung betrachtet
werden. Deshalb werfen wir zuerst einen
Blick in die Vergangenheit der gegensei-
tigen Abhangigkeiten von Raum-, Sied-
lungs-, Wirtschafts- und Verkehrsentwick-
lung, um dann die heutigen Verkehrs-
probleme beleuchten und verstehen zu
kénnen.

... mit dem Ziel der Verbesserung
von Standortqualitat

Planungen und MaBnahmen der Einwir-
kungaufdie Raumstrukturhatesunterder
Zielsetzung einer Verbesserung von Stand-
ortqualitaten schon immer gegeben, auch
wenn die Formen, Ziele und Instrumenta-
rien sehr unterschiedlich vor allem bezlg-
lich des wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Kontexts waren. Eine llickenlose
Entwicklung der frihen MaBnahmen bis
zur heutigen Raumplanung gibt es aller-
dings nicht.

Der Zustand eines Raumes und die Dyna-
mik seiner Entwicklung werden bestimmt
durch Standortentscheidungen, aber auch
durch zahlreiche naturrdaumliche und so-
ziobkonomische SteuergréBen (Vogt, S.9).
Sichtbar wird die Raumstruktur durch die
verschiedenen Arten der Raumnutzung.
Die Raumstruktur kann deshalb gegliedert
werden in eine Siedlungs-, Wirtschafts-,
Sozial- und Verkehrsstruktur. Diese Teil-
strukturen stehen alle miteinander in Be-
ziehung und sind somit als Elemente der
Raumstruktur zu verstehen.

Die Dominanzder Siedlungsstrukturen

Raumstrukturen unterliegen einem Wan-
del, da sich die Nutzungen eines Raumes
aus unterschiedlichsten Grinden andern.
Allerdings wird die Stabilitat von Raum-
strukturen erhéht, wenn sich neue Stand-
ortentscheidungen an den vorhande-
nen Gegebenheiten orientieren mussen.
Da landwirtschaftliche Raumnutzungen
leichterzuverlagernsind alsbeispielsweise
Siedlungen, tragen Siedlungen zur Verfes-
tigung der Raumstruktur bei. Eine der
auffalligsten Ausdrucksformen der Raum-
strukturen ist deshalb die Siedlungsstruk-
tur (Vogt, S.10). Diese umfasst die Vertei-
lung von Wohn-, Arbeits-, Versorgungs-
und Erholungsstatten im Raum. Die
Siedlungsstruktur bestimmt wesentliche
andere Strukturen, insbesondere die Ver-
kehrsstruktur und damit die Erreichbar-
keitsverhaltnisse der oben genannten
Standorte.

Raum, Siedlung und Mobilitat
vor der Industrialisierung durch
Néahe bestimmt

Bereits vor dem Zeitalter der Industrialisie-
rung wurde die Standortwahl der
Menschen vor allem durch Verkehrsanbin-
dungen, aber auch durch andere Infra-
strukturen der Ver-und Entsorgung beein-
flusst. Beispiele hierflr sind die groBen
Bewadsserungsanlagen im alten Orient
oder die StraBennetze der Romer. Be-
sonders die Kreuzungspunkte von Han-
delsstraBen oder Nahtstellen von Land-
und Wasserverkehr-also an Furten-zeich-
netensich alsbevorzugte Standorte fur die
Siedlungsentwicklung ab. Typisch fur das
StraBennetz im Mittelalter waren die
durchgehenden, auf den Marktplatz zu-
fuhrenden HauptstraBen, die hauptsach-
lich an den Warenverkehr auf von Tieren
gezogenen Wagen angepasst wurden.

Bis zum Einsetzen der Industrialisierung
war Deutschland relativ diinn besiedelt.
Die Beziehungen zwischen Stadten undih-
rem agrarischen Umland bestanden lange
Zeit darin, dass zwar ein reger Austausch
von Waren und Dienstleitungen zu ver-



zeichnen, derRadiusderWegstreckenaber
konstant gering war — eben ausgerichtet
auf Distanzen, die von der Bevolkerung zu
FuB oder mit dem Pferde- oder Ochsenkar-
ren Uberwundenwerden konnten.

Vor der industriellen Revolution nahm die
Landwirtschaft den bedeutendsten Anteil
am Bruttosozialprodukt ein. Als wichtigs-
ter Standortfaktor galt deshalb die Fl4-
chenverftigbarkeit z.B. fir den Anbau von
Getreide. Durch die hohen Transportkos-
ten zu dieser Zeit entstand eine Siedlungs-
struktur, die eine gleichférmige Verteilung
der Nutzungen im Raum aufwies, d.h. die
Waren und Dienstleistungen fur den tag-
lichen Bedarf, aber auch die Absatzmarkte
fur die erzeugten Produkte waren in un-
mittelbarer Ndhe vorhanden.

Die tiefgreifenden Anderungen
durch die Industrialisierung

Mit Beginn der Industrialisierung, der Ein-
fulhrung der Dampfmaschine und der Auf-
hebung der Leibeigenschaft der Bauern
traten entscheidende Veranderungen ein,
die sich auch in der Raumentwicklung
niederschlugen. Diese Veranderungen
wirkten sich zunachst in den Stadten aus,
die einen enormen Bevélkerungszuwachs
zu verzeichnen hatten. Die neuen Indust-
rien bendétigten mehr Arbeitskrafte und
waren somit attraktiv fur die freigesetzten
Arbeiter aus der Landwirtschaft. Nach kur-
zer Zeit hatte der Anteil der gewerblichen
Arbeitnehmer den der in Land- und Forst-
wirtschaftBeschaftigtenbereitseingeholt.
Parallel zur Verschiebung zwischen den
Wirtschaftssektoren anderte sich die Gro-
Be der Betriebe. Dieser sichtbar werdende
Strukturwandel zeigt sich ebenfalls an be-
deutsamen Veranderungenim Verkehr:
Der zunehmenden Spezialisierung in der
Wirtschaft folgte ein Anstieg des Guter-
verkehrs vornehmlich auf der Schiene,
aber auch auf den WasserstraBen. Das ers-
te Dampfschiff auf deutschen FlUssen
wurde 1816 eingesetzt, im Jahre 1830 fuh-
ren auf dem Rhein bereits zwolf davon
(Reinborn, S. 22). Im Jahr 1835 verkehrte
die erste deutsche Eisenbahn zwischen
Nurnberg und Furth auf sechs Kilometern.
Bis 1845 betrug das Schienennetz bereits
2300 Kilometer (Reinborn, S. 23).

Da die Stadte meist noch in ihren mittelal-
terlichen Befestigungen lagen, entstan-
den die neuen Arbeitspldtze und Betriebe
ausPlatzgrinden vor den Toren der gréBe-
ren Stadte, die allerdings bald von den
standig neu entstandenen Wohnsiedlun-
gen eingeholt wurden. Die Urbanisierung
des 19. Jahrhunderts sprengte die ur-
springlichen Grenzen der Stadt und die
Stadtmauern oder Walle wurden ge-
schleift. Die ersten Eingemeindungen ho-
ben allmahlich die Grenzen der Stadtbe-
zirke auf, wodurch die Stadte zunehmend
in die Flache wuchsen. Der Ausbau des Ei-
senbahnnetzes fuhrte zur Bebauung
neuer Flachen auBerhalb der Stadtgren-
zen, die zuerst durch eine StraBe, dann
schlichtweg durch die wachsende Stadt
mit dem Zentrum verbunden wurden. Das
ergab eine Neuorientierung der Stadtent-
wicklung zum Bahnhof, in dessen un-
mittelbarer Néhe viele Gewerbeflachen
entstanden.

Zilles ,,Milljoh” zeigt die unglinstigen Wohnbedingungen in den Quartieren des Indust-

rieproletariats

Die sinkenden Transportkosten
fiihrten zu einer starken raumlichen
Konzentration

Die Investitionen des Eisenbahnbaus in
Verflechtung mit dem Kohlebergbau, der
Eisen- und Stahlindustrie, dem Lokomotiv-
und Waggonbau und der Bauwirtschaft
stellten entscheidende Wachstumsim-
pulse des Industrialisierungsprozesses dar.
Durch den Einfluss sinkender Transport-
kosten kam es zu einem Anwachsen der
Agglomerationsvorteile und zu einem
starken raumlichen Konzentrationspro-
zess. Dass dieser Zuwachs der Stadte kei-
neswegs nur positive Auswirkungen hatte,
zeigte sich vor allem in den Ballungsrau-
men und den Kohlerevieren von Saar,
Rhein, Ruhr und Oberschlesien, wo die
Prob-leme am dringendsten waren. Aber
auch in Stadten wie Berlin zeigten sich fur
heutige Verhaltnisse unzumutbare Wohn-
verhéltnisse.

Die starken Verdichtungen wiesen zum ei-
nen Verkehrs-, Versorgungs- und Hygiene-
probleme und teilweise eine Entwicklung

Quelle: Reinborn, S.25

zu Notstandsgebieten auf, zum anderen
zeigte sich eine Entleerung der landlichen
Raume, die einfach hingenommen wurde.
Das Verkehrsnetz und die Bevolkerungs-
bewegungen folgten den Standortent-
scheidungen der Industrie. Dem enormen
Flachenbedarf in und um die GroBstadte
und den daraus entstehenden Flachennut-
zungskonflikten wurde unter dem klassi-
schen Marktmechanismus von Angebot
und Nachfrage begegnet, im Glauben,
daraus entstiinde die bestmégliche 6ko-
nomische Nutzung des Raumes, anstatt
mit MaBnahmen zu reagieren, die darauf
ausgerichtet waren, Raumstrukturen und
Standortentscheidungen zu beeinflussen.

Die Anbindung des Umlandes
andie Stadte

Auf dem Land war Ende des 19. Jahrhun-
derts noch kaum eine technische Vernet-
zung erfolgt. Gaswerke, Stromnetze und
Kanalisation der Stadte standen aber bald
auch auf der Wunschliste der Umlandbe-
wohner. Die Vororte hatten verstandli-



cherweise groBtes Interesse an der stadti-
schen Infrastruktur, weil dadurch auch die
Bodenpreise stiegen. Fur die Kernstadt bot
das Umland zum einen potentielle Stand-
orte fur Infrastruktureinrichtungen wie
Wasserwerke oder Klarwerke, zum ande-
ren konnten die Vororte mit der Aussicht
auf den Anschluss an diese technischen
Einrichtungen zu Zugestandnissen hin-
sichtlich einer Eingemeindung bewogen
werden. Dafir mussten in der Ubergangs-
zeit bis zur Vernetzung bereits hohere
Steuern oder Gebihren an die Kernstadt
bezahlt werden (Zimmermann; Reulecke
S.130f), aber letztlich ermdéglichte dies,
dass die Bewohner der Umlandgemeinden
LSstadtisch” wohnen und leben konnten.
Ausverkehrlicher Sicht war die Anbindung
des Umlands an moderne elektrische Vor-
ortbahnen ein groBer Gewinn fir die land-
liche Bevolkerung, die dadurch bereits die
Moglichkeit hatte, zur Arbeit zu pendeln.
Diese Flachenexpansion der Stadte veran-
derte auch die Stadtkerne, die nicht nur
das Zentrum des Agglomerationsraum
blieben, sondern gleichzeitig durch ein
noch gréBeres Umland an Zentralitat ge-
wonnen haben. Die Verkehrsbelastungen
nahmen zu und fuhrten allmahlich zur Be-
eintrachtigung der Wohnsituation. In
stadtnahen Dorfern siedelten sich bereits
kleinere Fabrikbetriebe an, gleichzeitig
bildeten sich zunehmend Wohnviertel der
ersten ,Stadtflichtlinge”. Die Griinde hie-
furlagenzumeineninden niedrigeren Bo-
denpreisen und Mieten, zum anderen an
den besseren Luft- und Umweltbedingun-
gen, da die Betriebe des sekundaren Sek-
tors mit lauten und stinkenden Maschinen
ein Nebeneinander von Wohnen und Ar-
beiten nahezu unméglich machten. Die
verlassenen Hauser der Bessergestellten
verkamen zum Teil zu Massenquartieren,
und die dazugehorigen Griunflachen so-
wie die Innenbereiche der Blockrandbe-
bauungen wurden zusatzlich mit Hausern
oder Fabriken Uberbaut. Dadurch wurde
nicht nur die Raumstruktur, sondern auch
die Sozialstruktur der Stadte verédndert.
Zusammen mitderindustriellen GroBstadt
bildete sich neben dem Birgertum ein

schnellwachsendes Industrieproletariat,
dessen Ausbeutung im Bereich der Arbeit
sich in einer Unterdriickung im Wohnbe-
reich fortsetzte (Herlyn, S. 92/93). Dass die
damaligen Berliner Hinterhofe in den
groBen Mietskasernen unzureichende Be-
lichtungs- und BelUftungsverhéltnisse
aufwiesen, interessierte die Ordnungsver-
waltung nicht. Kriterium fur die Bauge-
nehmigungenwardasWendemafB derBer-
liner Feuerspritze (Vogt, S. 77), die im
Brandfall in den Hofflachen Platz finden
musste.

An dieser Stelle lasst sich die Entwicklung
der Raumplanung verdeutlichen. Wah-
rend der Merkantilismus den Héhepunkt
staatlicher Regelungen darstellt, als ganze
Staaten zentral gelenkt und nach wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten erschlossen
und umgestaltet wurden, standenim Libe-
ralismus groBraumige und umfassende
Planungen des Staates zur Lenkung der
Entwicklung grundsatzlich im Wider-
spruch zum Prinzip der freien Entfaltung
von Wirtschaftsfaktoren. Die staatliche
Verwaltung des so genanten Nachtwach-
terstaates beschrankte sich auf die Auf-
rechterhaltung von Sicherheit und Ord-
nung. Bauvorhaben mussten deshalb
lediglich den bau- und gewerbe- und feu-
erpolizeilichen Vorschriften gentigen.

Die erste groBe Wirtschaftskrise 1873
flihrte zu einem Umdenken

Der Hohepunkt des Liberalismus endete
mit der ersten groBen Wirtschaftskrise
1873. Trotzdersich verschlechternden Ver-
haltnisse in den Stadten haben die deut-
schen Staaten meist zuerst die Aufgaben
an sich gezogen, die eine wirtschaftliche
Einflussnahme betrafen. Beispielsweise si-
cherte sich das Kénigreich PreuBen das
Monopol fur die Erkundung und Ausbeu-
tung von Rohstofflagerstatten und wurde
so zum gréBten Unternehmer der deut-
schen Kohlewirtschaft (Vogt, S. 78).

Im Stadtebau entstanden in dieser Zeit die
ersten siedlungsstrukturellen Konzepte,
aus denen sich spater die Landesplanung
entwickelte. Durch die starke Verdichtung
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in den Ballungsrdumen entfalteten sich
stadtebauliche Ideen vor allem im Bezug
aufeine Gliederung und Auflockerung der
ungeordnet gewachsenen Siedlungsge-
biete. Im Vordergrund stand dabei der Ge-
danke des Englanders Ebenezer Howard
mit seinem Gartenstadtkonzept. England
kampte zu dieser Zeit ebenfalls mit zuneh-
menden schlechteren Wohnverhaltnissen
in den Kohleabbaurevieren. Howard
wollte mit dem Gartenstadtkonzept Ab-
hilfe schaffen und eine dezentralisierte
Entwicklung von Stadten und eine raumli-
che Trennung von Wohnsiedlungs- und In-
dustriebereichen durch breite Griinzonen
vorantreiben (Vogt, J.S. 117).

Mit dem ,,Siedlungsverband
Ruhrkohlebezirk” entstand 1920 der
erste Landesplanungsverband

Da der Staat sich nicht in der Pflicht sah,
Standortentscheidungen und Raumstruk-
turen zu beeinflussen, schlossen sich
Gemeinden und Landkreise freiwillig zu
Verbédnden zusammen, die zum Teil ge-
meinsam mit Industrie, Verkehrstragern
und Wohnungsbauunternehmen eine
Ubergemeindliche Raumplanung in An-
griff nahmen. Wahrend der kommunale
Zweckverband GroBberlin 1911 fur seine
weitreichenden Planungen kaum Umset-
zungsbefugnisse hatte, entstand im Ruhr-
gebiet ausder 1910 gegriindeten Grunfla-
chenkommission gegen den anhaltenden
Verlust von Griin- und Freiflachen schlieB-
lich 1920 der Siedlungsverband Ruhrkoh-
lebezirk. Diesem ersten Landesplanungs-
verband in Deutschland Ubertrugen die
Gemeinden einen Teil ihrer Planungskom-
petenzen, um die drangenden Probleme,
die auch vor Provinz- und Regierungsbe-
zirksgrenzen nicht halt machten, wirksam
zu bekampfen. Diesem Beispiel folgten
weitere Lander, so dass bereits 1929 eine
Arbeitsgemeinschaft der Landesplanungs-
stellen gegrtindet wurde, die Gberortliche
Aufgaben Ubernahmen. Die Planungsver-
bénde stimmten sich ab mit den Gemein-
den, Kreisen und Regierungsbezirken,
Tragern der Fachplanungen (u.a. Grunfla-
chenplanung und Verkehrsplanung) und
der Wirtschaft, um ganzheitliche Kon-
zepte zu erarbeiten, die u.a. eine Verbes-
serung der Wohn- und Lebensqualitat in
den Verdichtungsrdumen erreichen soll-
ten.

Der Weg zu einer Raumstruktur, die
nach Funktionen gegliedert ist

GroBstadte und Agglomerationensind bei
der Ausnutzung von Standortvorteilen in
einem spezifischen Raum entstanden. Die
Bedeutung von Fuhlungsvorteilen und
Transportkostenminimierungen fur die In-
dustrie verstarkte diese Standortvorteile.
Somitnahm mitwachsender GroBeder Ag-
glomerationen ihre Anziehungskraft zu
unddie bestehende Siedlungsstruktur ver-
festigte sich (Vogt, S.10). Der Ausbau und
die steigende Leistungsfahigkeit der 6f-
fentlichen und privaten Verkehrsmittel
und Verkehrsinfrastrukturen gewahrleis-
teten die Erreichbarkeit der Arbeits- und
Einkaufsstatten schon zu dieser Zeit von
weiter entfernt liegenden Wohnstatten.



Die Auspragung von Geschaftszentren in
den Kernbereichen, Wohnschwerpunkten
in den Vororten und Villenvierteln am
Stadtrand, die Ausbildung von Industrie-
bereichen leiteten auf eine nach Funktio-
nen gegliederte Raumstruktur hin.

Durch Kriegszerstérungen und Repara-
tionszahlungen sah man in Deutschland
nach dem Ersten Weltkrieg einer neuen
Wohnungsnot entgegen, vor allem weil
wahrend des Krieges so gut wie kein Woh-
nungsbau stattfand, so dass nach einer
Schatzung des Deutschen Stéddtetags 1918
etwa 800000 Wohnungen fehlten, 1921
bereits mehr als eine Million (Reinborn,
S.92).Von Mitte der 20er-Jahre bis ca. 1930
war Deutschland gepragt durch kommu-
nalen Wohnungsbau, der stadtebaulich
grof3zligige und am Konzept der Garten-
stadt orientierte Wohnsiedlungen auf-
wies.

Die ,,Charta von Athen”

Nach einer kurzen Phase der Erholung und
des Aufschwungs stand eine neue Not ins
Haus: die Weltwirtschaftskrise von 1929,
die sich auch in Deutschland verheerend
auswirkte. Die Produktion in den Betrie-
ben wurde gedrosselt, Kurzarbeit war an
der Tagesordnung, die Arbeitslosigkeit
und mit ihr die Wohnungsnot stiegen an.
Die Verlagerung des Wohnungsbaus auf
das Land war eine der KrisenmaBnahmen
in dieser Zeit. Diese MaBnahme unter-
sttzte letztlich die zunehmende Tren-
nung der Funktionen, die auf das Engste
mit der Charta von Athen aus dem Jahr
1933 verbunden ist. Es war u.a. Le Corbu-
sier, der die Ergebnisse dieses Internatio-
nalen Kongresses fiir neues Bauen zu-
sammengefasst hat. Der Charta von Athen
wird heute vorgeworfen, die konsequente
Trennung der Funktionen gefordert zu ha-
ben, was aber damals nur von starken
Interessengruppen propagiert und als
stddtebauliches Programm  verkauft
wurde (Reinborn, S. 139). Viel mehr pran-
gerte die Charta von Athen genau diesen
Prozess der Entmischung der Funktionen
an, der heute wieder ganz aktuelle Bedeu-
tung in den Diskussionen um stadtebauli-
che Konzepte gewonnen hat.

Im Dritten Reich setzte neben dem Ziel der
Eroberung von neuen Siedlungsflachen
und utopischen Stadtebauentwurfen eine
GroBstadtfeindschaft ein, die ideologisch
begrindet war und zumindest eine Auflo-
ckerung der verdichteten Wohnsiedlun-
gen nahe der Industriegebiete zum Ziel
hatte, damit sich die Arbeiter méglichst
nicht gruppierten, um politisch aktiv zu
werden.

Neben den 6konomischen Bedingungen
hatten auch die technischen Errungen-
schaften, vor allem im Bereich der Ver-
kehrsmittel, groBen Einfluss auf die
Raumentwicklung und auch auf die Raum-
planung. Die Erfindung der Motorkutsche
Ende des 19. Jahrhunderts veranderte das
Leben.Esbegannlangsamein Wandelvom
Automobil als Luxusgut, tUber das nur
die wohlhabende Bevélkerung verfigen
konnte, zu einem Konsumgut, das beinahe
jeder erwerben kann. Die eigentliche Mas-
senmotorisierung begann allerdings erst
nach dem Zweiten Weltkrieg.
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Siedlungsdispersion und Entmischung

Der Strukturwandel nach
dem Zweiten Weltkrieg

Nach Kriegsende waren die deutschen
Stadte mit der Herausforderung konfron-
tiert, als Ersatz fur die groBflachigen Zer-
stérungen neue Wohnungen zu schaffen.
Zusatzlich kam es durch die Fltichtlings-
stréme aus dem Osten zu enormen Eng-
passen in der Unterbringung der Men-
schen. Oftmals war es einfacher und
effizienter, neue Siedlungen an den Rén-
dernderzerstorten Stadte aufzubauen, als
sich dem Wiederaufbau von bombardier-
ten Gebdudenzuwidmen. Trotzdieser Zer-
stéorungen waren aber die Stadte und ihre
unmittelbar angrenzenden Gebiete hau-
fig der erste Anlaufpunkt fur Menschen,
die Arbeitsuchten. Der Wiederaufbau war
schon bald in vollem Gange, und die wach-
sende Verdichtung bei gleichzeitiger An-
derungder Transporttechnologie—vonder
Schiene auf die StraBe und damitvor allem
in die Flache - lieB die Agglomerationen
weiter in die Flache wachsen.

Die Rahmenbedingungen der Nachkriegs-
zeit und die Teilung Deutschlands fihrten
zu einer Zerstickelung eines seit der
Mitte des 19. Jahrhunderts gewachsenen
Wirtschaftsraumes. Wahrend bis in die
30er-Jahre des 20. Jahrhunderts Industrie-
erzeugnisse und Agrarprodukte Uberwie-
gend mit der Bahn transportiert wurden,
kamesnunzueinerVerlagerungdeswach-
senden Transportaufkommens von der
Schiene auf die StraBBe, was den damit ver-
bundenen Neu- und Ausbau des Fern-
straBen- und Binnenschifffahrtsnetzes be-
gunstigte. AuBerdem kam hinzu, dass die
Teilrdume, die vor dem Zweiten Weltkrieg
zentrale Lagevorteile aufwiesen, nach
1945 in benachteiligte Randlagen gerie-
ten, wie beispielsweise Gebiete anderehe-
maligen deutsch-deutschen Grenze.
Dieser Wandel in der Verkehrsstruktur ver-
starkte sich mit dem wirtschaftlichen
Strukturwandel, also der zunehmenden
Bedeutung des Dienstleistungssektors auf
Kosten des primaren und sekundaren Sek-
tors (Vogt, S.13). Unternehmen des sekun-
daren Sektors sind wenig mobil, weil die
Kosten fur Standortanpassungen sehr
hoch sind. Haufig waren in der Vergan-
genheit getroffene Standortentscheidun-
genunter aktuellen Rahmenbedingungen
nicht mehr richtig, aber das gebundene
Kapital von groBindustriellen Anlagen
verhinderte eine Standortverlagerung.

(Quelle: Brake, K.; Dangschat, J.S.; Herfert, G.)

Allerdings zeichnete sich nicht nur eine
Standortfrage oder ein Standortwechsel
der Unternehmen ab, sondernauch die Be-
volkerung hat begonnen, ihre Wohnstat-
ten zu verlagern.

Aus der Kernstadt ins Umland:
die Suburbanisierung

In den 60er-Jahren setzte in Deutschland
der Suburbanisierungsprozess ein, der die
Raum- und Siedlungsstruktur und mit ihr
die Mobilitat nachhaltig veranderte. Die-
ser Prozess hatte seinen Héhepunktin den
70er-Jahren. Laut Friedrichs wird unter
Suburbanisierung ,die Verlagerung von
Nutzungen und Bevolkerung ausder Kern-
stadt, dem landlichen Raum oder anderen
metropolitanen Gebieten in dasstadtische
Umland bei gleichzeitiger Reorganisation
der Verteilung von Nutzungen und Bevol-
kerung in der gesamten Flache des metro-
politanen Gebietes” verstanden (Friedrichs,
1995). Mit Kernstadt wird die eigent-
liche Stadt bezeichnet, welche durch admi-
nistrative Grenzen bestimmt ist. Das Um-
land bzw. die suburbanen Gebiete sind
aufgrund enger Verflechtungen funktio-
nal mit den Kernstadten verbunden, lie-
genaberauBerhalb dieser administrativen
Grenzen. Zwischen landlichem Raum und
der Kernstadt bestehen keine oder nur
sehr geringe funktionale Verkntpfungen.
Unter metropolitanen Gebieten sind
Stadtregionen zu verstehen. Eine Folge
dieser Dekonzentration von Bevélkerung
ist eine stagnierende und teilweise auch
leicht abnehmende Bevélkerung in den
Kernstadten und ein positives Wande-
rungssaldo der Umlandgemeinden.
DerWunsch nacheinemEigenheimim Gru-
nen mit groBerer Wohnflache, verbunden
mit der hohen Wohnungsdichte in den
Innenstadten, waren die wesentlichen
Grinde fur diese Entwicklung. Unterstut-
zend wirkten der angestiegene Mobilisie-
rungsgrad der Menschen (durch den Aus-
bau der OPNV-Versorgung und dem
Anstieg des Pkw-Besitzes) sowie das nied-
rigere Immobilien- und Mietpreisniveau
bzw. die héhere Baulandverfugbarkeit im
Umland der Stadte. Die Verflgbarkeit ei-
nes Pkws ermoglichte Wohnstandorte ab-
seits der Massenverkehrsmittel und in gré-
Berer Entfernung als zuvor. Verstarkt
wurde und wird dieser Trend durch staatli-
che FordermaBnahmen wie die Eigen-
heimzulage und die Kilometerpauschale.
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Schnellere Raumiiberwindung -
groBere Distanzen

Die Moglichkeit der schnelleren Raum-
Uberwindung wurde in ldngere Distanzen
umgesetzt. Da der Arbeitsplatz zumeist in
der Kernstadt verblieb und die meisten
Pendler fur den Weg zur Arbeit das Auto
nutzten, entwickeltesich einstarker, radial
gerichteter Berufspendlerverkehr, der in
denvergangenen Jahren in den Agglome-
rationen zu Uberhéhtem Verkehrsaufkom-
men fuhrte und die vorhandenen Stra3en
an ihre Kapazitatsgrenzen brachte. Hatte
imJahr 1961 nur ein Viertel der Erwerbsta-
tigen ihre Arbeitsstelle auBerhalb des
Wohnortes, solagdieser Anteil 1987 bei ca.
40% (Ackermann, K6h/2001,S.18).Die Dis-
tanzen zwischen Wohnort und Arbeits-
platz und die Bereitschaft, diese — verbun-
den mit z.T. erhéhtem Zeitaufwand -
zurickzulegen, habensich erhoht.

Trotz des Ausbaus des OPNVs in den Bal-
lungsgebieten und dem unmittelbaren
Umland verschlechterte sich der Modal
Split (Verteilung der Verkehrsstrome auf
die einzelnen Verkehrstrager) zugunsten
des motorisierten Individualverkehrs (MIV).

Im landlichen Raum ist man verstarkt
auf den Pkw angewiesen

Auch das veranderte Freizeit- und Ein-
kaufsverhalten wirkt sich auf die Mobi-
litatsstrukturen aus. Die Orte, die hierzu
aufgesucht werden, haben sich von der
Kernstadt in die peripheren Raume ver-
schoben. Um die verschiedenen Aktivita-
tenunddie gréBer gewordenen Distanzen
miteinander zu verknUpfen, werden We-
geketten gebildet. Sie werden haufig mit
dem Pkw bewadltigt, daso einindividueller,
von den Fahrstrecken des OPNV unabhén-
giger und auch schnellerer Fahrweg mog-
lichist. Gerade im landlichen Raum mit sei-
nen dispersen Siedlungsstrukturen ist der
nicht-motorisierte und der 6ffentliche Ver-
kehrbenachteiligt. Das Angebot des OPNV
ist hier auf den Schuler- und Berufspend-
lerverkehr ausgerichtet, mit der Folge,
dassinden Abendstunden und an den Wo-
chenenden das Fahrtenangebot unattrak-
tiv ist und keine Alternative zum Privat-
Pkw darstellt. Dieser Zustand manifestiert
sichim hoheren Pkw-Besitz pro Einwohner
imlandlichen Raum gegentiberdeminden
Stadten. Trotz dieser Tatsache bedeutet
dies im wesentlichen eine Einschrankung
der Mobilitat fur Frauen, Jugendliche und
altere Menschen, die meistens nicht unein-
geschrankt auf einen Pkw zugreifen kon-
nen. Nach einem Umzug in landliche Re-
gionen wird sehr oft ein Zweitwagen
angeschafft, um weiteren Familienange-
hérigen Mobilitat zu erméglichen.

Die Dekonzentration der Bevdlkerung
ging in den folgenden Jahren weit Uber
den suburbanen Raum hinaus in benach-
barte, noch Gberwiegend landlich struktu-
rierte bzw. ,zwischenstadtische” Regio-
nen (Exurbanisierung) (Heineberg 1989,
S. 6). Sie sind durch einen starken Berufs-
pendlerverkehr noch funktional mit den
Stadten verbunden. Veranderte Struktu-
ren, wiez.B.dieErhdhungderBodenpreise
in den suburbanen Rdumen, eine zuneh-
mende Verkehrsbelastung und Verstadte-

rung veranlassten die Menschen aus die-
sen Gebieten, indasweitere Umland zusie-
deln. So pragten sich bisher schon ver-
kehrsintensive bzw. verkehrsabhangige
Siedlungsstrukturen noch starker aus.

Die verkehrlichen Beziehungen zwischen
suburbanem Raum und der Kernstadt dri-
cken sich in unterschiedlichsten Formen
aus: Pendelbeziehungen von in den Kern-
stddten arbeitenden und im suburbanen
RaumwohnendenPersonen, Versorgungs-
beziehungen-voreinigen Jahrennoch auf
das Zentrum konzentriert, heute vielfach
aufzentrale Standorte an der Peripherie -,
umlandorientierte Entsorgungsbeziehun-
gen (z.B. Transport von Abféllen aus der
Stadt zur Deponie am Rande), disperse
Verflechtungsbeziehungen (Zuliefertrans-
porte, Geschaftsreisen) sowie umland- als
auch stadtorientierte Freizeitverkehre.
Die Intensitat der Suburbanisierung ver-
ringerte sich ab Mitte der 70er-Jahre, je-
doch halt die Flachenerweiterung mit sehr
niedrigen Bebauungsdichten in den wei-
ter entfernten Gemeinden an (Acker-
mann; Kéhl, 2001).

Laut dem Bundesamt fiir Bauwesen und
Raumordnung (BBR) hat sich der Trend zu
Suburbanisierung verstarkt und erstreckt
sich immer weiter ins Umland der Stadte
und die landlichen Regionen. Verlief die
Besiedlung zuerst an den Verkehrsachsen,
hat sie sich mittlerweile auch auf die
Zwischenrdume ausgeweitet (BBR 2002).
Dieses Ausufern der Stadte tGber den sub-
urbanen Raum hinaus wird als urban
sprawl bezeichnet. Es entstehen keine zu-
sammenhadngenden Siedlungsstrukturen,
eine Anbindung an den OPNV ist meistens
nichtvorhanden und so eine Erhéhungder
Fahrleistung mit dem Pkw die Folge. Eine
solche Entwicklung widerspricht dem
raumplanerischen Leitbild der dezentra-
len Konzentration (s.u.).

Fur das Umland der Kernstadte blieb diese
Entwicklung nicht ohne Folgen:die zuneh-
mende Verkehrsbelastung verschlechterte
die Wohn- und Aufenthaltsqualitat, die
Ortsdurchfahrten waren nicht auf die stei-
genden Pkw-Zahlen ausgerichtet.

Auch Industrie, Handel und
Dienstleistungen ziehen ins Umland

Der Suburbanisierung der Bevoélkerung
folgte die Suburbanisierung der Industrie,
des Handels und der Dienstleistungen (se-

kundare und tertiare Suburbanisierung).
Grunde hierfrwarender Freiflachenman-
gel in der Kernstadt und somit fehlende
Expansionsmoglichkeiten, hohe Boden-
preise und Mieten, Verkehrsengpasse so-
wie bezlglich der Industrieanlagen die
gestiegenen Umweltauflagen. Durch die
AblésungderBahndurchden Lkwalswich-
tigstem Transportmittel entstanden be-
zlglich der Standortwahl von Betrieben
groBere Freiheiten.

Bei der Suburbanisierung des Einzelhan-
dels war die Nahe zum Kunden der we-
sentliche Grund fir eine Verlagerung des
Standortes. Im Verlauf der Bevolkerungs-
Suburbanisierung sind viele Shopping-
Center an peripheren Standorten auf der
grinenWiese entstanden. Siesind nursehr
schlecht bzw. gar nicht an das ortliche
OPNV-Netz angeschlossen und bieten zu-
satzlich eine ausreichende, Uberwiegend
kostenlose, Zahl von Parkplatzen an.

Die Guterstrome zur Versorgung der Be-
triebe und der Wohnbevélkerung — mit ei-
nem hohen Anteil an Schwerverkehr —ver-
lagern sich mehr und mehr in die
Randgebiete. Hier wird zunehmend die
Ware fur die Kernstadt umgeschlagen. Als
ZentrenfurdiesenUmschlagdienen Guter-
verkehrszentren (GVZ), welche verkehrs-
gunstig gelegen sind, da sie Anschluss an
den Uberregionalen Verkehr bieten. Diese
Standorte weisen eine klare Tendenz zur
Dispersion auf (Hesse 2001, S.99).

Eine Verlagerung der Pendlerstrome

Auch Freizeiteinrichtungen (z.B. Freizeit-
parks, Multiplexkinos, Musicaltheater)
haben sich in jingster Vergangenheit ver-
mehrt in den Randzonen der Ballungs-
gebiete angesiedelt. Zusammen mit den
Einkaufszwecken gewinnen die Freizeit-
zwecke in der Alltagsmobilitat an Bedeu-
tung, denn ,sie tragen zur Ausdifferenzie-
rung und Dehnung der Aktionsradien bei”
(Hesse 2001, S. 102). Ebenso suchen auch
Burokomplexe groBer Firmen vermehrt
Standorte auBerhalb der City auf. Hier-
durch verlagern sich teilweise die Pendler-
strome, dennsiesind nicht mehr nuraufdie
Ballungsraume ausgerichtet, sondern ver-
schaffendenTangentialverbindungengro-
Bere Bedeutung und somitauch Belastung.
Diese Wirkung der Suburbanisierung von
Arbeitsplatzen und der Dispersion der
Wohnstandorte tritt vor allem in polyzent-
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ralen Metropolregionen, wie z.B. Stutt-
gart auf. Typische Wohngemeinden wer-
den zukUnftig starke Einpendlerstréme zu
verzeichnen haben (Motzkus 2002).

Die Entwicklung in den
neuen Bundesliandern

In den neuen Bundesléandern setzte die
Suburbanisierungsphase nach der Wende
ein. Hier folgte, anders als in den alten
Bundeslandern, zunachst eine Suburbani-
sierung des Handels, dann die des Gewer-
bes. Eine Bevolkerungssuburbanisierung
begann etwa ab 1993/94. Standorte des
Einzelhandels auf der grinen Wiese sind
hier besonders ausgepragt, da unmittel-
bar nach der Wende kein Planungsregula-
rium vorlag und die Besitzverhéltnisse von
Grundstlcken in den Stadteninsehrvielen
Fallen noch ungeklart waren.

Der Trend zur Suburbanisierung
nimmt weiter zu, einschlieBlich
der Verkehrsfolgen

Das Umweltbundesamt (UBA) stellt in sei-
nen ,Daten zur Umwelt 2000” folgende
Trends, zugrundegelegtaufdie Prognosen
des Siedlungsflachenwachstums und der
Mobilitatsentwicklung, auf: Bis zum Jahr
2010 ist mit einem durchschnittlichen Zu-
wachs der Siedlungs- und Verkehrsflache
von 119 ha pro Tag zu rechnen:

,Die starksten relativen Zunahmen der
Siedlungs-undVerkehrsflache, d.h.gemes-
sen am Ausgangsniveau, sind in landlichen
Kreistypen, die absolut groBten Zuwachse
indenverdichteten Kreisen derverstadter-
ten Regionen zu erwarten. [...] Im Ergebnis
werden die Agglomerationsrdume sich
weiter ausdehnen und naturndhere Rau-
me nochintensiver furstadtnahe Erholung
aufgesuchtwerden.” (UBA 2000).

Speziell fur Baden-Wurttemberg wird fur
alle Raumkategorien ein Trend zur Sub-
urbanisierung von Bevélkerung und Ar-
beitsplatzen aus den Stadten in ihr Um-
land gesehen. Im landlichen Raum gibt es
auBerhalb seiner Verdichtungsbereiche
bereits seit einiger Zeit eine glinstige Be-
volkerungs-, Wohnungs-und Arbeitsplatz-
entwicklung. Hieraus ergeben sich star-
kere raumliche Verflechtungen und ein
wachsender Leistungsaustausch zwischen
den Teilrdumen und als Folge dessen ein
weiteres Verkehrswachstum mit entspre-
chenden Umwelt- und Raumwirkungen.

Wirken sich die neuen
Kommunikationstechniken
verkehrsmindern aus?

Auch die neueren Entwicklungen im Be-
reich der Telekommunikation bleiben
nicht ohne Folgen fur das Verkehrssystem.
War man zunachst davon ausgegangen,
dass durch die Verbreitung des Internets
Verkehr substituiert, dass physischer Ver-
kehr von virtueller Mobilitat ersetzt wird,
verbreitet sich heute die Erkenntnis, dass,
z.B. durch Bestellungen von Waren per
Internet und der VergréBerung des Ak-
tionsraums durch im Internet gefundene
Informationen, Verkehr herbeigefuhrt
wird. Die im Internet bestellten Waren
mussen zum Kunden ausgeliefert werden.

Landschaftsverbauung vorher - nachher

e St

...und 1988.

Immer kleiner werdende SendungsgréBen
und groéBere Sendungsmengen erhdhen
den Transportaufwand. Laut Zumkeller
bestehen nur geringe Hoffnungen auf
Substitutionseffekte und einen Rickgang
der Verkehrsleistung, denn Befragungen
zum physischen und virtuellen Raumuber-
windungsverhalten haben gezeigt, dass
Personen, die im Bereich der Telekommu-
nikation groBe Aktivitaten entwickeln,
nicht durch geringe Verkehrsleistungen
und hohe Substitutionspotentiale auffal-
len (Zumkeller 2000).

Es gibt aber durchaus auch verkehrssubsti-
tuierende Effekte durch Telekommunika-
tionsdienste. Im Bereich des Homebanking
und der Telearbeit werden Wege einge-
spart. Diese gesparte Zeit kann wiederum
inverstarkte Freizeitaktivitdtenumgesetzt
werden, bevorzugter Weise mitdem Auto.
Den Folgen der in den vorangegangenen
Abschnitten aufgezeigten Entwicklung,
wie die Ausweitung der Siedlungsflache,
abnehmende Bebauungs- und Siedlungs-
dichten, Zunahme der Verkehrsstrome,
ZersiedlungdeslandlichenRaumesunddie
Belastung der Bevolkerung mit Autolarm
und Abgasenversuchtmanmitraumplane-
rischen MaBnahmen entgegenzutreten.

© LMZ-BW | Albrecht Brugger

Gegensteuerung durch Raumplanung

Unter den entworfenen Konzepten fur
eine Verbesserung der Verkehrssituation
kanndasder Nachhaltigkeitbzw.der nach-
haltigen Mobilitat als Ubergeordnete Vor-
stellung bezeichnet werden.

Die Verkehrsentwicklung der vergange-
nen Jahrzehnte stimmt nicht mit dem Leit-
bild der Nachhaltigkeit Uberein, welches
im so genannten Brundtland-Bericht und
im weiteren auf den UN-Konferenzen in
Rio de Janeiro (1992) und HABITAT Il in Is-
tanbul (1996) entwickelt wurde. Die Fol-
gen einer starkeren Motorisierung und ei-
ner dispersen Siedlungsentwicklung mit
zunehmendem Flachenverbrauch wurden
zuvor bereits beschrieben. Verkehr ist vor
allen Dingen unter Umweltgesichtspunk-
ten nicht nachhaltig. Aber auch im wirt-
schaftlichen und sozialen Bereich besteht
Handlungsbedarf, beispielsweise auf-
grund der ungenitigenden Kostendeckung
einzelner Verkehrstrager und der Benach-
teiligung von Kindern und mobilitatsbe-
hinderten Verkehrsteilnehmern.

Das Konzept der Nachhaltigkeit, der Be-
griff wird mittlerweile schon sehr inflatio-
nar gebraucht, umfasst die Dimensionen



Okologie, Okonomie und Soziales. Im
Brundtland-Bericht wird Nachhaltigkeit
folgendermaBen definiert:

~Nachhaltige Entwicklung ist Entwick-
lung, die die Bedurfnisse der Gegenwart
befriedigt, ohne zuriskieren, dassklinftige
Generationen ihre eigenen Bedurfnisse
nicht befriedigen kénnen.”

Nur wenn alle drei Bereiche gleich-
berechtigt bertcksichtigt werden, kann
das Nachhaltigkeitskonzept greifen.
WasbedeutetdiesfurdenVerkehrssektor?
Im Nationalen Aktionsplan zur nachhalti-
gen Siedlungsentwicklung heiBt es dazu:
»Zur Vermeidung eines weiteren Wachs-
tums des Verkehrsaufwandes und der Ver-
kehrsauswirkungen ist eine integrierte
Stadtentwicklungs- und Gesamtverkehrs-
planung erforderlich. Die Handlungsan-
satze mussen zur Verringerung des Ver-
kehrsaufwandes, zur Verlagerung auf
umweltvertragliche Verkehrsmittel und
zur ressourcenschonenden Abwicklung
des Verkehrs beitragen. Besondere Bedeu-
tung kommt dabei den siedlungsstruktu-
rellen Handlungsansatzen wie dezentrale
Konzentration, Nutzungsmischung und
vertragliche Dichte zu.” (Paragraph 50,
S. 8), (zitiert nach Beckmann 2001, S. 43).
Mogliche Kriterien zur Messung und Be-
wertung der Nachhaltigkeit wurden bei-
spielsweise im Rahmen des Schweizeri-
schen Nationalen Forschungsprogramms
41 (NFP 41) aufgestellt und konkretisiert.
AlsKriterienwerden, beispielsweise fur die
Dimension ,Gesellschaft”, Partizipation,
Individualitat und Solidaritat angegeben.
Sie stellen einen Beitrag zur Operationali-
sierung des Nachhaltigkeitskonzeptes im
BereichVerkehrdar (ProjektC5desNFP41).

Vermeidung, Verlagerung,
Optimierung

Handlungsstrategien im Bereich der ver-
kehrlichenUmweltwirkungensind Vermei-
dung, Verlagerung und Optimierung. Ver-
meidung soll durch die Verringerung der
Fahrtenzahlen pro Person erreicht werden,
Verlagerung durch das Umsteigenvommo-
torisierten Individualverkehr auf den 6f-
fentlichen Verkehr bzw. nicht motorisierte
Verkehrsmittel. In den Bereich der Opti-
mierung fallen beispielweise die Entwick-
lung von alternativen Antrieben oder der
Einsatz von regenerativen Brennstoffen.
Die Handlungsansatze Vermeiden und Ver-
lagerung werden durch raumordnerische
Leitbilder wie der Stadt- bzw. Siedlungs-
struktur der ,kurzen Wege” oder der ,,de-
zentralen Konzentration” konkretisiert.
Diese integrierte Betrachtung von Sied-
lungs- und Verkehrsplanung will durch
kompakte Stadtstrukturen und ausgewo-
gene Raumstrukturen Radume mit mog-
lichst niedrigem Verkehrsaufwand entste-
hen lassen. Dichte, Mischung und
Polyzentralitat sind die dazugehorigen
Stichworte. Bisher ist aber ein kausaler Zu-
sammenhang zwischen Raum- und Sied-
lungsstruktur und ihrer Verkehrswirksam-
keit und Steuerbarkeit empirisch nicht
nachgewiesen, sondern nur lediglich ihr
Charakter als Voraussetzung einer be-
stimmten Entwicklung.

Die Ausrichtung der Planung auf eine de-
zentrale Siedlungsstruktur istim § 2 Abs. 2

Nr. 2 Raumordnungsgesetz (ROG) veran-
kert:

»Die dezentrale Siedlungsstruktur des Ge-
samtraumsmitihrerVielzahlleistungsfahi-
ger Zentren und Stadtregionen ist zu er-
halten. Die Siedlungstatigkeit ist raumlich
zu konzentrieren und auf ein System leis-
tungsfahiger Zentraler Orte auszurichten.
Der Wiedernutzung brachgefallener Sied-
lungsflachen ist der Vorrang vor der Inan-
spruchnahme von Freiflachen zu geben.”
Unter dem Prinzip der dezentralen Kon-
zentration werden, laut BBR, zwei planeri-
sche Vorstellungen subsumiert. Zum einen
wird darunter eine Entwicklungskonzep-
tion fur Regionen in ldndlichen Rdumen
verstanden, die eine Konzentration derre-
gionalen Potentiale und Entwicklungsak-
tivitaten auf den gréBten zentralen Ort ei-
ner Region vorsieht. Zum anderen stellt es
ein Entlastungs- und Ordnungskonzept
far groBe Verdichtungsrdume und ihr
weiteres Umland dar. So genannte Entlas-
tungsorte in bevorzugten Raumlagen am
Rand oder im nahen Umland der Verdich-
tungsraume sollen, dem Prinzip der Nut-
zungsmischung folgend, Entlastungsfunk-
tionen Ubernehmen. Man erhofft sich hier-
von eine Verminderung der siedlungsstruk-
turellen Dispersion im weiteren Umland.

Leitbilder und die Schwierigkeiten
ihrer Umsetzung

Ein starker Zusammenhang von Siedlungs-
entwicklung/-struktur und Mobilitat ist
evident. Legt man die Prognosen zur zu-
kunftigen Raum- und Mobilitatsentwick-
lung zugrunde, so ist eine integrierte Be-
trachtung und Problemlésung notwendig.
Im Prozess der Raumbeobachtung werden
gegen unerwulnschte Entwicklungen Leit-
bilder entwickelt, die zwar als rahmen-
rechtliche Regelung gelten, aber oft un-
konkret und damit nicht verbindlich sind.
Oder die Leitbilder sind voll von hehren
Zielen, zu deren Umsetzung weder Mittel
vorhanden sind noch Wege aufgezeigt
werden. Bis heute werden Steuerungsin-
strumente scheinbar an aktuelle Raum-
strukturprobleme angepasst, aber die Um-
setzung der Leitbilder gestaltet sich
schwierig, weil sich die gesellschaftliche
Entwicklung und ihre Folgen nicht von
Leitbildern steuern lasst. Individuelle
Handlungsspielraume sind kaum beein-
flussbar. Deshalb wird die Fahrt mit dem
Auto zu Bekannten und Verwandten, die
heute eben nicht mehr zwangslaufig um
die Ecke wohnen, auch nicht durch Ge-
meinderatsentscheidungen beeinflusst.
Aber ob eine Fahrtenvermeidung zur De-
ckung des taglichen Bedarfs moglich ist,
liegt sehr wohl im Einflussbereich von Ent-
scheidungstragern in Politik und Verwal-
tung. Die Auswirkungen von Standortent-
scheidungen der Wirtschaft werden meist
eindeutig durch die Gewerbesteuerbrille
gesehen bzw. die Flachenausweisungen
den Bedurfnissen von Handel und Ge-
werbe angepasst. Der Einfluss von so ge-
nannten , Footloose-Industrien” oder die
Verlagerung von Supermarkten in Ge-
werbe- und Handelsgebiete auf Flachen-
verbrauch, Verkehrsaufkommen und Ver-
sorgungssituation im Stadtkern oder in
den Dorfern wird nicht gentigend bertck-

sichtigt. Hier ist der Weitblick von kommu-
nalen und landesplanerischen Entschei-
dungstragern von Noten, die bei der Aus-
weisung von Flachen fur Siedlung und
Gewerbe sowohl die Verkehrsentwick-
lung, als auch die demographische Ent-
wicklung mit einbeziehen. Menschen las-
sen sich nicht erziehen mit Leitbildern des
Raumordnungsgesetzes. Argumente fur
einenSupermarktaufderneuausgewiese-
nen Gewerbeflache wird man immer fin-
den. Selbst wenn sich entlang der Stra3e
ein gut ausgebauter FuB- und Fahrradweg
befindet oder der Supermarkt direkt eine
Bushaltestelle vor der Eingangstire erhalt:
wenn das Parkplatzangebot vorhanden
ist, fahren die Menschen mitdem Auto, zu-
mal die meisten Autofahrer, wie bereits er-
wahnt, Wegeketten zurtcklegen und die
Einkdufe mit anderen Besorgungen ver-
binden. Unter dem Aspekt der demogra-
phischen Entwicklung, abervorallem auch
der Verkehrsvermeidung und Erhéhung
der Lebendigkeit und Lebensqualitat von
Dorfernund Innenstadten, sind fuBlaufige
Einkaufsmoglichkeiten wichtig. Zudem ist
fur den landlichen Raum festzustellen,
dass Kleingewerbe oft unnotigerweise aus
der Ortsmitte herausgedrangt wird und
gleichzeitig neue Siedlungsflachen als
reine Wohngebiete entstehen, in denen
noch nicht einmal eine Backerei vorgese-
hen ist. Diese Entwicklung lauft kontra-
produktiv zu den Leitbilden einer dezent-
ralen Siedlungsstruktur.
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Es geht um die Erreichbarkeit von Rdumen

Verkehr braucht Wege

Verkehr und die Leistungsfahigkeit einer Volkswirtschaft

Von Hans-Ulrich Kopp
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Wer immer iiber den zunehmenden Ver-
kehr klagt, sollte sich bewusst sein, dass
VerkehrserschlieBung und wirtschaftliche
Leistungsfahigkeit untrennbar miteinan-
der verbunden sind. Von daher ist fiir die
Zukunft eine Zunahme des Verkehrs zu
prognostizieren, nicht zuletzt auch im
Zusammenhang mit Ausbau und Erweite-
rung der Européischen Union. Verkehr -
das bedeutet auch Ausbau des StraBen-
netzes. Das schlieBt nicht aus, dass liber
Prioritaten in der Wahl der Verkehrsmittel
politisch entschieden werden kann,
indem entsprechende Rahmenbedingun-
gen gesetzt werden. Zur Leistungsfahig-
keit der Verkehrswege muss zudem eine
moglichst hohe Umweltvertraglichkeit
kommen. Red.

.DieLandstraBe tilgtalle Gegensétze aus,
die LandstralBBe zerstért alle Vormacht,

die LandstraBBe gehtdurch diese Welt hin-
durch, geht iberdiese Welt hinaus.”
Gregor Gog, Organisator des ersten inter-
nationalen Vagabundentreffens, am
23.Mai1929im Stuttgarter, Freidenker-
Jugendgarten”

Verkehr wird ldngst nicht mehr
aufgesucht, sondern in Kauf
genommen

Es mutet als Binsenweisheit an, wenn da-
rauf hingewiesen wird, dass dem funktio-
nierenden Personen- und Warenverkehr
einausreichenderStraBen-undWegeraum
zugrunde liegt. Dennoch kann nicht da-
von ausgegangen werden, dass der Zu-
sammenhang zwischen Verkehrsfluss und
zur Verfiigung stehender Verkehrsflache
in der veroffentlichten Meinung stets pra-

sent ist. Dieser Beitrag soll anreiBen, wel-
che Bedeutungdie Erreichbarkeitvon Rau-
men und Zielorten fur die Gesellschaft un-
serer Zeit hat, in welchem MaBe die
Wirtschaft auf ein leistungsfahiges Ver-
kehrsnetz angewiesen ist und woraus die
notwendigen Kosten des StraBenbauesre-
sultieren.

Verkehrswegebau erfolgt nicht um seiner
selbst willen, sondern erhalt seine Recht-
fertigung aus seiner Dienstbarkeit gegen-
Uber dem Verkehrsbedurfnis des Men-
schen.

ZwarwarinderFrihzeitdes Automobilver-
kehrseine Freude am Fahren festzustellen,
wie sie heute noch beim Motorradfahrer
aufscheint. Der in der Vorkriegszeit anzu-
treffende Typus des Herrenfahrers, der die
LandstraBen zur Erzielung des Fahrgenus-
ses befuhr, scheint heute nahezu ausge-
storben, undVergntgungsfahrtensind an-
gesichts des permanent dichten Verkehrs
ziemlich unméglich geworden." Verkehr
wird nicht aufgesucht, sondern in Kauf ge-
nommen, um eine notwendige Ortsveran-
derung zu erreichen, so dass also die Nach-
frage nach Verkehrsleistungen auf die
Befriedigung der menschlichen Verkehrs-
bedurfnissegerichtetist. Diesesind person-
licher, kultureller, wirtschaftlicher oder po-
litischer Art, ergeben sich aber jedenfalls
aus Determinanten, dieauBBerhalb desVer-
kehrsliegen.Verkehrsleistungenhabenso-
mit ,Vorleistungscharakter” fur eine Mo-
bilitatsnachfrage, die auf der raumlichen
Trennung der urbanen Grundfunktionen
Wohnen, Arbeit, Bildung, Versorgung und
FreizeitsowiedemSozialverhaltendesVol-
kes beruht. Erst die Gewissheit, Arbeits-
platz, Kaufhaus, Wohnstatte und Sportsta-
dion in zumutbarer Zeit erreichen zu
kénnen, lasst eine Region als lebenswert
erscheinen.

Das Verkehrswesen ist folglich kein auto-
nomer Bereich, dessen Regulierung durch
interne Mechanismen und Kontrollen zu
bewerkstelligen ist, sondern der gesamt-
gesellschaftlichen und -wirtschaftlichen
Sphare zugeordnet. Nicht umsonst wurde
von den ersten Autobahnen metaphorisch
gesagt, sie seien ,Adern vergleichbar,
durchdieLebenssaftestromen”; alsTeil des
sozialen Organismus kommt den Verbin-
dungswegen eine unverzichtbare Funk-
tionzu.

Ist die Reduzierung des Verkehrs ein
sinnvolles Ziel?

Die verkehrspolitische Diskussion der ver-
gangenen Jahrzehnte ist in starkem Maf3e
vonderFragegepragtworden, wiedasVer-
kehrsaufkommenreduziertund damitein-
hergehend der Bedarf an Verkehrswegen
verringert werden konne. Dieser Ansatz
entbehrt insofern nicht géanzlich der Be-

rechtigung, alsbeim gegenwartigen Stand
der Technik — der allerdings in wenigen
Jahren Uberholt sein durfte — noch nen-
nenswerte Umweltschadigungenvom mo-
torisierten (Ubrigens auch schienengebun-
denen) Verkehr ausgehen. Er greiftjedoch
immer dann zu kurz, wenn er die Ursachen
der Verkehrsnachfrage ubersieht, und
geht besonders dann fehl, wenn er in
gleichsam zentralverwaltungswirtschaft-
licher Maniervon einer gegebenen Menge
derVerkehrsteilnehmerundihrer Nachfra-
geausgeht, diemittelsverkehrsbehindern-
der MaBnahmen auf ein fur zutraglich ge-
haltenes MaB begrenzt werdensoll.

Die Vorstellung, es gebe ein messbares Ma-
ximalvolumen des ,notwendigen” Ver-
kehrs oder dieses gehe mit einem ermittel-
ten Befund einher, hat sich als fiktiv
erwiesen.

»Das zu einem bestimmten Zeitpunkt ge-
messene Verkehrsaufkommen ist ein irre-
fuhrender Indikator fur die wahren Ver-
kehrsbedlrfnisse, weil es von dem
vorhandenen Verkehrssystem gepréagt ist.
So kann beispielsweise von dem Verkehrs-
aufkommen auf einem regelmaBig Uber-
fullten und von Verkehrsstauungen ge-
pragten StraBennetznichtauf denwahren
Verkehrsbedarfgeschlossenwerden.Fuhrt
namlich eine Erweiterung der StraBenka-
pazitat zu einer Verkehrszunahme, dann
wird deutlich, dass der potentielle Verkehr
groBer ist als der urspriinglich beobachte-
te. Die Befriedigung dervorhandenen Ver-
kehrsbedurfnisse wurde nur durch die
unzureichenden StraBenverhéltnisse ver-
hindert. Einzelne Zahlenangaben fur das
Verkehrsaufkommen sind somit keine hin-
reichenden Anhaltspunkte fur den Ver-
kehrsbedarf. Esdurfte deshalb angebracht
sein, von unbegrenzten menschlichen Ver-
kehrsbedurfnissen auszugehen” (Kéber-
lein/1,S.49).

~Freie Fahrt” schlieBt
Entscheidungen nicht aus

Dies gilt umso mehr, als in einer freien Ge-
sellschaft, wie sie die Bundesrepublik
Deutschland trotz zunehmender Regulie-
rungstendenzen in politicis von ihrem
Grundverstandnis her darstellt, prinzipiell
vonindividuellen Entscheidungen desBur-
gers auch in seiner Eigenschaft als Ver-
kehrsteilnehmer auszugehen ist. Es be-
steht heute auf wirtschaftlichem Gebiet
Konsens daruber, dass Mangelverwaltung
nichtanzustrebenist, dassalso—umesplas-
tisch auf den Punkt zu bringen - eine sinn-
volleFragenichtlautenkann:, Wievermag
der Staat die Nachfrage nach Brot so zu
drosseln, dass kinftig nurmehr drei Brot-
sorten nachgefragt werden?”, sondern
~WiekannderStaatdieRahmenbedingun-
genschaffen, die moglichst vielen Birgern



eine freie Kaufentscheidung unter mog-
lichst vielen Brotsorten ermoglichen?”
Analog hierzu sollte sich verstehen, dass
die Verkehrspolitikund dievonihralsBera-
terin herangezogene Verkehrswissen-
schaft nicht zu fragen hat: ,,Wie lasst sich
der Verkehr so unattraktiv machen, dass
moglichstviele Blirgervonihmabgehalten
werden?”, sondern ,Wie kénnen die Vor-
aussetzungen erhalten oder geschaffen
werden, dass bei freier Entscheidung des
Burgers Uber seine Verkehrsteilnahme ein
moglichst flieBender Verkehr erreicht
wird?”

Diese Erkenntnis schlieBt selbstverstand-
lichnichtaus, seitensderBehordensinnvol-
leEntscheidungshilfenzugeben,indemet-
waBus-undBahnlinienalskostenglnstige,
schnelle und einigermaBen bequeme Al-
ternativen zum Individualverkehr propa-
giertwerden. Die 6ffentliche Hand istauch
aufgrund der von ihr weithin erwarteten
Sozialstaatlichkeit gehalten, die Verkehrs-
teilnahme schwacherer Glieder der Gesell-
schaft (Alte, Gebrechliche, Arme)durchein
ausgebautes Netz o6ffentlicher Verkehrs-
mittel zu ermoglichen.

Dennoch kann sowohl unter demokratie-
theoretischen als auch empirischen Ge-
sichtspunkten nicht davon abgewichen
werden, individuelle Entscheidungeninih-
rer Legitimitatzu akzeptieren, wobei es ei-
negenugendgroBeundschwierige Aufga-
be bleibt, die teilweise konfligierenden
Individualziele zum Ausgleich zu bringen
und einem konsensual definierten Ge-
meinwohl einzuordnen.

Zielkonflikt Erreichbarkeit und
Umweltvertraglichkeit

Im Zusammenhang mit verkehrspoliti-
schen Uberlegungen wird haufigvon wirk-
lichkeitsfremden Vorstellungen ausge-
gangen, die ein ,Zubetonieren der
Landschaft” als unmittelbar bevorstehen-
de Gefdhrdung wéahnen. Dabei liegt der
Heimat-und Naturschutzbewegung, diein
Deutschland auf eine gute Tradition seit
demausgehenden 19.Jahrhundertzurtck-
blicken kann, ein durchaus ehrenwertes
Motiv zugrunde. In der Tat ware die Vor-
stellung, unsere Wiesen und Walder génz-
lich der Bebauung zu opfern, ein Schre-
ckensszenario, und vor dem Hintergrund
der glucklicherweise tlberwundenen Bau-
siinden der Sechziger- und Siebzigerjahre
mit ihren menschenfeindlichen - gar als
»neue Heimat” verklarten — Betonburgen
und der sinnlosen Kanalisierung von Bach-
laufen ist nur zu verstandlich, dass die Sor-
ge um eine lebenswerte Umwelt gerade
beiidealistisch Gesinnten Anklang findet.
Demgegenuber bleiben jedoch die Zahlen
festzuhalten. Der Anteil der Autobahnen
und BundesstraBen an der Fldche der
Bundesrepublik liegt bei 0,19 Prozent, der
aller befestigten StraBen (einschlieBlich
Radwegen und FuBgangerzonen) bei 1,2
Prozent. Die Zunahme liegt im nicht mehr
darstellbaren Bereich; pro Jahr werden
noch 90 km Autobahn gebaut.

Trotz der statistisch klaren Verhaltnisse soll
nicht in Abrede gestellt werden, dass der
Verkehrswegebau im jeweiligen Einzelfall
zu einem von Betroffenen problematisier-
ten Eingriff in die Natur fihren kann. Da

Deutschland nur zu einem verschwindend
geringenTeil aus Odflachen besteht, ist mit
der Anlage von Straf3en, Bahnlinien und
Flugh&fen unvermeidlich die Nutzungsan-
derungvon Acker-, Wiesen-oderWaldland
verbunden.HierwirdvonPlanernundBau-
herren regelméaBig eine Guterabwégung
getroffen, wie sie durch eine Vielzahl von
Gesetzen und Verordnungen vorgeschrie-
benist.

Ziel ist die ,Eingriffsminimierung”
beim Bau von Verkehrswegen

Wenn dennoch zu Lasten des Verkehrswe-
gebaus pauschal seine ,umweltfeindli-
che” Wirkungins Feld gefuhrt wird, sosind
verschiedene Differenzierungen ange-
bracht. Die stadtebauliche, gestalterische
und 6kologische Integration der StraBe in
ihre Umgebung ist heute unter dem Sig-
num der ,Eingriffsminimierung” wieder
selbstverstandlich geworden, nachdem ih-
re Einbindung in das Landschaftsbild be-
reits in den DreiBigerjahren ein entschei-
dendes Planungskriterium gewesen war.
Naturschutzbehérden und Wasserwirt-
schaftsverwaltungensindindiePlanungen
einbezogen, landschaftspflegerische Be-
gleit- und Ausfihrungsplédne gehéren zum
unabdingbarenBestandteil jedergréBeren
NeubaumaBnahme. Fur Briickenbauwerke
werden von den StraBenbauverwaltungen
haufig Ingenieurwettbewerbe ausge-
schrieben, umdie bestmogliche dsthetische
Gestaltung zu erreichen. Heute lernt schon
der Auszubildende im Beruf des StraBBen-
bauersinseinemzweiten Lehrjahr:
,EineStraBesollauchschénsein.Washeiflt
das? Die StraB3e soll sich in die Landschaft
einfigen, ohnesiemehralsunbedingtnot-
wendig zu zerstéren und zu zerschneiden.
Farben und Formen der befestigten Fla-
chen sollen als schén empfunden werden.
Sie sollen aber auch mit der Nachbarschaft
und Umgebung in Einklang sein. Die Wahl
der Baustoffe spielt dabei eine grof3e Rol-
le” (Richtschnur Tiefbau, S.72).

Auch die verstandlichen Anwohnerklagen
Uber Ldrmquellen — denen allerdings fast
immer eine weitaus gréBere Zahl [armbe-
freiter Anwohner der entlasteten Wohn-
quartiere gegenlbersteht—kdénnen durch
Ublich gewordene bauliche MaBnahmen
(Trassenabsenkung, Erdwallaufschittung,
notfalls auch optisch wenig befriedigende
Larmschutzwande) sowie dank fortschrei-
tender Technik, bishinzularmmindernden
Fahrbahndecken und dem partiell einsetz-
baren FlUsterasphalt, auf ein Mindestmal
reduziert werden. Bereits die Einfiihrung
des StraBenasphalts stellte eine erheb-
liche Verbesserung gegentiber dem friher
Ublichen Pflaster dar. So beschwerte sich
Friedrich Nietzsche als Gymnasialprofessor
am Baseler Padagogium Uber den Larm,
der vom StraBenpflaster her in die Unter-
richtsrdume drang, woraufhin die Lehrer-
konferenz ein Ersuchen an die Aufsichts-
behorderichtete, ,,die geeigneten Schritte
zu'tun, damitdemstérenden\Wagengeras-
sel auf dem Munsterplatz durch Makada-
misierung mochte abgeholfen werden”.
Als zudem eine gleichlautende Beschwer-
de Jacob Burckhardts einging, wurde der
Platz zur allseitigen Zufriedenheit asphal-
tiert.

Grundsatzlich ist in Erinnerung zu rufen,
dass zur menschlichen Umwelt im Europa
des 21. Jahrhunderts unabdingbar die hu-
man zu gestaltende Lebens- und Arbeits-
welt einer hochindustrialisierten Gesell-
schaft gehoért. Wo fehlende Erreichbarkeit
die Vernachlassigung ganzer Landstriche
bewirkt, kann auch nicht mit Vorteilen ftr
die Natur gerechnet werden. Jede , Natur-
landschaft” im heutigen Deutschland ist,
voneinzelnensichselbstUberlassenen Are-
alen abgesehen, Kulturlandschaft. Daher
wird die fehlende Erreichbarkeit einer Re-
gion nicht nur zur Verminderung der ge-
werblichen und touristischen Attraktivitat
und damit zu wirtschaftlichen Einbrtichen
fuhren, sondern auch auf die Landschafts-
pflege durchschlagen. Wo der Kdmmerer
leere Kassen verwaltet, gerat nicht nur das
Rathaus in Verfall - auch die Grlinanlagen
und Naturparks, die Radwanderwege und
okologischen Lehrpfade, die geschitzten
BiotopeundgehegtenWalderunterliegen
dem Sparzwang.

Staus verursachen taglich

den Verlust von 13 Mio. Stunden,
33 Mio. Liter Treibstoff und

280 Mio. Euro

Die Angewiesenheit jeder Volkswirtschaft
aufden Zu-und Abflussvon Menschen und
GUtern gehort zu den Grundtatsachen der
Geschichte:

~Das Romische Reich beispielsweise konn-
te nur entstehen, weil ein gezielter Ver-
kehrswegebau betrieben wurde ... [Es]
kann generell gesagt werden, dass wirt-
schaftlich starke Volker und Hochkulturen
immernurinVerbindung mitleistungsstar-
ken Verkehrssystemen entstanden sind.
Somit kann davon ausgegangen werden,
dass auch der gegenwartige Wohlstand
der entwickelten Volkswirtschaften, etwa
derderBundesrepublik Deutschland, zu ei-
nem GroBteil auf dem qualitativ hochwer-
tigen Verkehrs- und Kommunikationssys-
tem basiert” (Kéberlein/1,S.4).
UnterdieserPramissefalltfreilichdasUrteil
Uber die wirtschaftliche Zukunft der Berli-
nerRepublik deprimierend aus. Inden Jah-
ren 1978 bis 2000 betrug die Zunahme des
Verkehrs auf den BundesfernstraBen das
DreifacheimVerhaltniszudenfurdenStra-
Benbau bereitgestellten Mitteln. Schon
1988 waren 3800 km des bundesdeutschen
Autobahnnetzes so hoch belastet, dass re-
gelmaBig Staus auftraten; 1995 traf dies
bereits auf mehr als 7000 km zu, und zum
jetzigen Zeitpunkt durfte bereits die
10000-km-Marke Uberschritten sein. Im
taglichen Mittel werden ca. tausend Ver-
kehrsbehinderungenandenRundfunk ge-
meldet.

Der tagliche volkswirtschaftliche Schaden
solcher Stauungserscheinungen, der sich
aus dem Zeitwertverlust der im Arbeitsle-
benstehenden Verkehrsteilnehmervon 13
Millionen Stundensowie denverlangerten
Transportzeiten im Guterverkehr nahe-
rungsweise errechnen lasst, wird vom
ADAC mit 280000.000 € veranschlagt. Zu-
dem verursacht der Stop-and-go-Verkehr
einen erhoéhten FahrzeugverschleiB und
pro Tag einen um 33 Millionen Liter héhe-
ren Treibstoffverbrauch.



Dieses Bild kann aus
urheberrechtlichen Grinden
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Wegen seiner Topographie
gehort Baden-Wiirttemberg
zu den am schwierigsten zu
erschlieBenden Landern

Was hier generell gesagt wird, lasst sich im
konkreten Einzelfall vielfach nachweisen.
Gerade in Baden-Wurttemberg, das mit
seiner von beachtlichen Hohenunterschie-
den gepragten Topographie zu den ver-
kehrsmaBig am schwierigsten zu erschlie-
Benden Bundesldandern zahlt, ist die
wirtschaftliche Entwicklung ganzer GroB-
réaume nicht anders als durch die Anlage
von Autobahnenermdéglichtworden.Soist
der Ostalbkreis, der lange Zeit als Ruck-
standsgebiet galt, erst durch den Bau der
A7 Ulm-Wurzburg ein wenig aus dem
Windschatten herausgetreten; seine man-
gelhafte Anbindung an den GroBraum
Stuttgart Gber unzureichend ausgebaute
BundesstraBen stellt hingegen bis heute
ein betrachtliches Entwicklungshindernis
dar.

Ausgehend von der schieren Trostlosigkeit
nachdemZusammenbruchvon 1945, derin
dendamaligen Landern Wirttemberg-Ba-
den, Baden und Wurttemberg-Hohenzol-
lern eine weitgehend zerstorte Infrastruk-
tur hinterlieB, hat der Stidweststaat dank
einer sich immer wieder ihrer Verantwor-
tungbewusstmachendenPolitik iberJahr-
zehntehinwegAnerkennenswertesgeleis-
tet. In einer von den Industrie- und
Handelskammern Ulm, Heidenheim und
Heilbronn besorgten Darstellung aus den
frhen Sechzigerjahren heites:

urheberrechtlichen Griinden
nicht angezeigt werden

»DerAusbauundNeubaudesVerkehrsnet-
zesisteine Grundvoraussetzungfurdie An-
passung an den wachsenden Verkehr und
somit fur den wirtschaftlichen Erfolg vieler
Industriebetriebe, die sich abseits der gro-
Ben Verkehrswege aufgetan haben. Aber
auch die schon jahrzehntealten Industrie-
orte stellen heute héhere Anforderungen
an das Verkehrsnetz ... Die Verbesserung
der Wirtschaftswege zwischen den einzel-
nen Industriezentren sowie der Nord-Sud-
und West-Ost-Verbindungen ... istschonim
Gange, aber noch nicht als ausreichend zu
bezeichnen” (Wolf/AiBlinger 1961,S.153).
Wo solche Mahnungen ernst genommen
wurden, konnte manches erreicht werden.
Bis in die Achtzigerjahre des 20. Jahrhun-
derts kann im groBen Ganzen von einer
Landesverkehrspolitik gesprochen wer-
den, die bei stets knappen Mitteln um die
Erftllung der Anforderungen ernstlich be-
muUht war. Inzwischen ist auch der Landes-
undkommunaleStraBenbauinhohem Ma-
Be unterfinanziert. Spatestens seit den
Neunzigerjahren muss konstatiert wer-
den, dass der Ausbau des Verkehrsnetzes
beiweitem nicht mehrmitden Notwendig-
keiten Schritt halt. Insoweitdiesden unter-
bliebenen Ausbau der Autobahnen be-
trifft, steht die Bundespolitik in der
Verantwortung. Mehrere GrofBprojekte,
die Uber Jahrzehnte hinweg konzipiert
wurden, blieben unerfullt: zu nennen sind
vornehmlich die Ostumfahrung Stuttgarts
(derenFehlenzurvélligen Uberlastungvon
A8undA81fuhrt), die Anbindung des nur
umstandlich zuerreichenden Stidbadenan

Dieses Bild kann aus

den Mittleren Neckarraum, die Entlastung
der vollig Gberbeanspruchten B 31 am Bo-
densee, die Schaffung eines Autobahn-
Uberganges in die Schweiz im Raum Sin-
gen/Konstanz und die Beseitigung des
Nadeldhrs an der A 96 (Leutkirch-Wan-
gen).

Der Schienenverkehr bietet hier nur
ein Achtel der Transportkapazititen

Wenig zur Verbesserung kann das Schie-
nennetz beitragen, das im Verhaltnis zu
den Uberortlichen StraBen weniger als ein
Funftel der Streckenldnge der Uberért-
lichen StraBBen erreicht und nur Uber ein
Achtel der Transportkapazitaten verfugt,
sodass selbst eine (nicht realisierbare) Ka-
pazitatsverdoppelungdie StraBe umweni-
ger als dreiB3ig Prozent des LkW-Verkehrs
entlasten wuirde. Bereits die Aufrecht-
erhaltung des jetzigen Bahnverkehrs ist
aber nur mit massiver Subventionierung
aufgrund (un)ordnungs-politischer Vorga-
benineinerderzeitigen Hohevon9 Milliar-
den€maglich; der Anteileisenbahnaffiner
Guter geht weiter zurick. Die als Modal
Split bezeichnete Verteilung des Verkehrs-
aufkommenshatsich ,,imLaufe derletzten
Jahrzehntedrastischverandert. Stark rick-
laufigsind insb. die Anteile des Eisenbahn-
verkehrs, der private StraBenverkehr weist
dagegen im Personen- wie im Guterver-
kehr die gréBten Zuwachsraten auf” (Ké-
berlein/2,5.121).

Unter Rentabilitatsaspekten wird sich der
Uberregionale Bahnverkehr auf die in ef-

Deutschland wird von einer Verkehrslawine Uberrollt. Betrug die Verkehrsleistung im Gutertransport im
Jahr 1970 rund 200 Milliarden Tonnenkilometer, so wuchs sie im vereinten Deutschland auf fast 500 Milli-
arden Tonnenkilometer im Jahr 2000. Gewinner beim Wettbewerb um Kunden ist der Lkw. Die ,, Brummis”
erbrachten im vergangenen Jahr rund 70 Prozent der Verkehrsleistung. Nach Prognosen des Deutschen
Instituts fur Wirtschaftsordnung wird der Guterverkehr weiter zunehmen: Bis zum Jahr 2015 sagen die

Experten ein Wachstum von 40 Prozent auf dann 689 Milliarden Tonnenkilometer voraus.
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fektiver Konkurrenz mit dem Flugzeug lie-
genden Hauptverbindungsrouten zwi-
schen Europas Metropolen konzentrieren
mussen; als vorrangig wird fur den sud-
deutschen Raum die Realisierung der
Hochgeschwindigkeitsstrecke von Paris
Uber StraBburg, Stuttgart, Minchen und
Wiennach Budapest (,Magistrale fir Euro-
pa”) betrachtet, die in Baden-Wurttem-
berg einen Durchgangsbahnhof in Stutt-
gart und den Neubau der Strecke von
Wendlingen nach Ulm erforderlich macht.
Die Situation kann mit den Uberspannten
offentlichen Haushalten - mitbedingt
durch die gemeinhin als ,Kosten der Ein-
heit” bezeichneten Folgekosten des Sozia-
lismus - nicht allein begriindet werden, da
keineswegs in allen Sektoren gleicherma-
Ben hohe Defizite zu beklagen sind. Ins-
besondere der StraBenbau hat sich eines
ideologisch motivierten Lobbyismus zu er-
wehren:
»DerHandlungsspielraumderVerkehrspo-
litiker wird ... durch den Einfluss der Grup-
peninteressen eingeschrankt. Gerade die
einflussreichen Gruppen sind in der Ver-
kehrspolitik furzahlreicheineffizienteund
volkswirtschaftlich schadliche Entwicklun-
genundSituationenverantwortlichzuma-
chen” (Koéberlein/1,S. 1)

Das Zusammenwachsen Europas
bedeutet auch mehr Verkehr

Eine im Juli 2002 der Offentlichkeit vorge-
stellte Studie des Generaldirektoriums fur
Verkehr und Energie in der Europaischen
Kommission weist aus, dass taglich auf
7500 Kilometern des EU-weiten StraBen-
netzes durch Staus der Verkehr kollabiert.
Um dem von Kommissionsprasident Fran-
cois Lamoureux als ,Verkehrsinfarkt” cha-
rakterisierten Zustand zu beheben, sei ein
Investitionsbedarfvon 500 Milliarden Euro
anzusetzen, der nur Uber kilometerabhan-
gige GebuUhren auf samtlichen Verkehrs-
wegen und die Einbeziehung privater In-
vestoren aufzubringensei.

Die nicht nur unbefriedigende, sondern
angesichts der sich weiter 6ffnenden Sche-
revon Verkehrsaufkommen und Verkehrs-
wegebau im realen Niedergang befindli-
che Situation des StraBennetzes wird
dadurch verscharft, dass das weiter zu-
sammenwachsende Europa eine erhebli-
che Zunahme des internationalen Liefer-
und Transitverkehrs bewirken wird. Ein-
deutige Erfahrungswerte aus der bisheri-
gen Progression der EU-Erweiterung lie-
gen vor und lassen eine Steigerung des
LkW-Verkehrs bis 2005 um 25 Prozent be-
furchten. Die in wenigen Jahren bevorste-
hende Aufnahme Polens, der Tschechi-
schen Republik und Ungarns in die
Europadische Union kann in ihren Auswir-
kungen auf die Mobilitat relativgenau ab-
geschatzt werden, ohne dass dies bislang
zusichtbaren Konsequenzen auf verkehrs-
politischer Ebene gefuhrt hatte.

Hinzu tritt die anhaltende Immigration
nach Mitteleuropa, die aufgrund der fort-
bestehenden familidaren Bindungen in die
Heimatldnder zu einem permanenten Be-
suchsverkehrin beiden Richtungen fihren
wird. SchlieBlich bringt auch die betriebs-
wirtschaftliche  Marginalisierung  der
Transportkosten, die selbst Konsumartikel

unserer australischen Antipoden mit hei-
mischen Produkten konkurrenzfahig wer-
denlieB3, eine Vermehrungder Fahrtwege.

Das Internet hat bisher nicht zur
Verkehrsreduzierung gefiihrt

Demgegenuber hat sich die Hoffnung, die
wachsende Bedeutung des Internets wer-
deTeiledesVerkehrs ,virtualisieren”, nicht
erfullt; weder das BedUrfnis, GUter heran-
zuschaffen, noch, sich an einem anderen
Ort aufzuhalten, konnte wesentlich redu-
ziert werden, wahrend die Verlagerung
des Nachrichtenverkehrs auf immaterielle
Verkehrsarten zwar zu einer Wachstums-
begrenzung des Postaufkommens, nicht
aber zum Fortfall der nétigen Transport-
fahrten gefuhrthat.

Die genannten Entwicklungensind als glo-
bale ,Megatrends” von Seiten der Landes-
und Bundespolitik so gut wie nicht beein-
flussbar, lassen also — wenn nicht der Zu-
sammenbruch der Verkehrssysteme hinge-
nommen werden soll — als Abhilfe
schaffende, wenngleich nicht mihelos zu
gebende Antwort nur die Effizienzsteige-
rung des Verkehrsnetzes zu. Diese wiede-
rum wird trotz der sehr beachtlichen An-
strengungen der Verkehrssteuerung, die
vor allem dank der neuesten Entwicklung
der Telematik den Verkehrsfluss glinstig zu
beeinflussen vermag, dauerhaft nur im
Aus-und Neubauliegenkénnen.

StraBen sind auch technisch
aufwendige Produkte

Die sowohl von Seiten der Wirtschaft als
auch zahlreicherBurgerinitiativen erhobe-
nen Forderungen nach besser ausgebau-
ten oder wo moglich neuen Verbindungs-
straBen? wird h&aufig mit der Ansicht
konfrontiert, diese seien mit unverhaltnis-
maBigen Ausgaben verbunden. Ferner ist
die Meinung verbreitet, an sich gute Stra-
Ben wirden grundlos bereits nach weni-
genlJahrenerneuert, wasoffenbardem Ge-
winnstreben der beauftragten Firmen
oder der Prestigesucht der beauftragen-
den Gemeinderéate geschuldetsei.

Hier ist zunachst darauf hinzuweisen, dass
beim StraBenbaunichtetwa Asphalt—oder
gar ,Teer” — geradewegs auf den vorhan-
denen Untergrund ,aufgetragen” wird.
Wahrend sich vulgo noch immer das , Tee-
ren der StraBe” mittels einer (heute na-
tarlich langst dieselbetriebenen) ,,Dampf-
walze” erhalten hat, findet der aus
thermischer Behandlung von Stein- oder
Braunkohle entstehende Teer wegen sei-
ner unzutraglichen Emissionen seit Jahr-
zehnten keine Verwendung mehr und ist
vollstandig durch den gesundheitlich
ganzlich unbedenklichen Asphalt ersetzt
worden, der aus dem hauptsachlich aus
Kohlenwasserstoff zusammengesetzten
Erdolbestandteil Bitumen und Bindemit-
teln besteht.

Eine nach heutigem Stand der Technik kon-
struierteStraBe—undseieseinFeldweg-—ist
eintechnisch anspruchsvollesundrechtlich
genormtes Bauwerk, das zu entwerfen
nicht grundlos ein mehrjahriges Studium
voraussetzt.

Da die vorgesehene Linienfihrung in der
Praxis keine idealtypischen Bedingungen

vorfindet, sondern sich den immer wieder
neuen Ortlichen Gegebenheiten (Boden-
beschaffenheit, Gesteinsformationen,
Wasserlaufe, Gefalle, vorhandene Baulich-
keiten und Versorgungsleitungen) anzu-
passen hat, ist Gber die abstrakt errechen-
baren Kosten hinaus mit einer Vielzahl von
Erschwernissen zu kalkulieren, die insbe-
sondere Personalaufwand — von den Pla-
nern und Vermessern der StraBenbauam-
ter Uber den Kalkulator des ausfiihrenden
Unternehmens und dessen bauleitenden
Ingenieur zu den Baugeratefuhrern und
(Fach)Arbeitern — verursachen sowie Vor-
haltungund Einsatzsehrunterschiedlicher
Maschinen erfordern.

Bevor auch nurder erste Zentimeter der ei-
gentlichen StraBe gebaut werden kann, ist
mittels Bodenproben (durch Bohrungen,
Schurfgruben oder Sondierungen) der
Baugrund zu untersuchen, der wichtige
statische und bauphysikalische Aufgaben
zu erfullen hat. Haufig steht Grundwasser
an,dasabzuleitenist.Vorallembindige B6-
den (Ton, Lehm, Schluff, Mergel) neigen zu
Verformungen, die sich auf die Ebenheit
der spateren StraBenoberflache auswir-
ken; daher ist zunachst das Planum - die
eingeebnete Unterlagsflache — herzustel-
len. Je nach Beanspruchung der StraBe
(Uberfahrtshaufigkeitund Achslast) ergibt
sich der Aufbau aus einer Frostschutz-
schicht, einer Tragschichtzur Erzielungvon
StandfestigkeitundzurVerteilungderVer-
kehrskrafte, einer die Schubfestigkeit er-
hoéhendenund Verformungenverhindern-
den Binderschicht (die bei geringer
Belastung entfallen kann) und der Deck-
schicht. Der fur die jeweilige Situation ge-
eigneten Zusammensetzung des Asphalt-
mischgutes kommt hohe Bedeutung zu.
SchlieBlich sind Markierungen aufzutra-
gen, die nicht etwa ,gemalt”, sondern
nach vorherigem Frasen mit HeiB3- oder
Kaltspritzplastik hergestellt werden, wo-
durch sie Dauerhaftigkeit erlangen. Hinzu
treten die Rohrleitungs- und Kanalbauar-
beiten. Wenngleich sich der Tiefbau nicht
mit der architektonischen Ambition des
Hochbauesmessenwill, soistdochauchdie
StraBe mit ihrer heute so aufwéandigen
Konstruktion, die im Spannungsfeld ge-
nauester Vorschriften und unwagbarer to-
pographischer Gegebenheiten steht, eine
anspruchsvolle Ingenieurleistung. Nichtzu
redenvom Tunnel-und Brickenbau!

Die Kosten sind entsprechend hoch,
wie das Beispiel zeigt

Woraus die finanziellen Aufwendungen
resultieren, lasstsicham Beispiel derim De-
zember 1960 (!) vom Aalener Gemeinderat
gebilligten, im Oktober 1993 begonnenen
und im Juli 2001 fertiggestellten Westum-
gehung Aalen (B 29) typischerweise erse-
hen.Insgesamt ergaben sich reine Baukos-
ten (ohne Grunderwerb) von 78,23 Mio.
Euro fur das mit Nebenstrecken und Ram-
pen 20,3 km lange Bauwerk, mithin 3,60
Mio. Euro pro Kilometer. Erscheint dieser
Betrag zunachstsehrhoch, so entfielen da-
vonallein 24 Mio. Euro aufeinen870m lan-
gen Tunnel und 2,56 Mio. Euro auf dessen
technische Ausstattung, ferner 36,8 Mio.
Euro auf sechzehn Briicken, Uber- und
Unterfihrungen. Fur den eigentlichen



StraBenbau ergab sich bei vier Fahrspuren
ein ,Meterpreis” von 1.700 €, der nun je-
den Schrecken verloren hat.

Die entscheidende tangentiale Verteiler-
funktion einer solchen UmgehungsstraBe,
die dem in der Innenstadt unabdingbaren
Quell- und Zielverkehr Raum gibt und zu-
gleich Uber mehrere Anschlusse die not-
wendigenVerknUpfungenschafft, lasstdie
erbrachte Investition volkswirtschaftlich
zum Gewinn werden; das Mehr an Lebens-
qualitat der vom erstickenden Verkehr er-
|6sten Einwohnerschaft mag aber die ei-
gentliche Rechtfertigungsein. Fernerist zu
berucksichtigen, dass gerade der StraBBen-
bau bei einer sinnvollen Fokussierung auf
die Beseitigung von Unfallschwerpunkten
dieexternenKostendesVerkehrsreduziert
—wobeisich hinterdem ntichternen Begriff
der ,Stauungs-und Unfallkosten” invielen
Fallen der Verlust von Gesundheit und Le-
benverbirgt—unddamitneben dem positi-
ven Effekt fur potentielle Unfallopfer un-
zweifelhaftim Allgemeininteresse liegt.

Wer kontrolliert die Kosten?

Die bei Ausschreibungen verwendeten
Leistungsverzeichnisse erlauben es, die
einzelnen Positionen im Detail zu Uber-
prufen, und machen die Kalkulation des
Unternehmens vollstandig sichtbar. Da
offentliche BaumaBnahmen nach der Ver-
dingungsordnung fiir Bauleistungen (VOB)

ausgeschrieben und vergeben werden,
unterliegen die Auftragnehmer tberdies
den dort geregelten Gewahrleistungs-
pflichten, die in der soeben aktualisierten
Fassung VOB/B 2002 nochmals erheblich
verlangert wurden. Die Uberwachung der
Fristen durch die Bauamter sorgt dafur,
dass auch solche Mangel, die erst nach vier
Jahrensichtbarwerden, vondenFirmen zu
tragensind.Im Gegensatzzueinerlandlau-
figen Klischeebildung, die in der Bauwirt-
schaft undurchschaubare Strukturen bis
hin zur vulgarkriminalistischen Vorstel-
lungeiner ,Asphaltmafia” vermutet, lassen
sich also die Kosten einer BaumaBBnahme
sehr genau aufgliedern und tiberwachen -
weitbesseralsetwaaufdemMarktfurKon-
sumguter, wo die Preisbildung des Herstel-
lersintra muroserfolgt.

Wasim Gbrigen die gegentber Kritikernzu
begrindende Aufbringung der Baukosten
betrifft, so kann heute vor dem Hinter-
grundeinerlangjahrigenstrukturellenKri-
se der Bauwirtschaft auf eine mehr als kos-
tengunstige Situation fur die 6ffentliche
Handverwiesenwerden.Dielnsolvenzzah-
len sprechen hier eine Uberdeutliche Spra-
che! Sicher nicht zur Beruhigung der im
Bauhauptgewerbe beschaftigten Arbeit-
nehmer (120.000 in Baden-Wirttemberg,
1,1 Millionen in der Bundesrepublik
Deutschland), sehr wohl aber der an ver-
antwortlicher Mittelverwendung interes-
sierten Blrger lassen sich heute bei 6ffent-

lich ausgeschriebenen StraBen- und Tief-
baumaBnahmen denkbar niedrige Aus-
gaben veranschlagen. Auch aus diesem
Grunde ist also eine vermehrte Ausschrei-
bungstatigkeit der Baubehérden gerade
gegenwartigim allgemeinen Interesse.
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Anmerkungen

' Wenn es in dem von Filippo Tommaso Marinetti 1909
im ,Figaro” veréffentlichten Manifest des Futurismus
als Beschwoérung eines neuen Lebensgefihls heift:
.Wir erklaren, dass sich die Herrlichkeit der Welt um
eine neue Schonheit bereichert hat: die Schonheit der
Geschwindigkeit”, so will uns dies angesichts der heu-
tigen Lage weniger futuristisch als vorzeitlich erschei-
nen.

2 Vgl. hierzu die Veréffentlichungen der , Gesellschaft
zur Foérderung umweltgerechter StraBen- und Ver-
kehrsplanung e.V.” (Obermarkt 10, 82515 Wolfrats-
hausen).

telsbacher Konsens” beigetragen.

munalpolitik gekimmert.

Siegfried Schiele

Zum Tod von Professor Herbert Schneider

Am 5. August 2002 ist Herr Prof. Dr. rer. pol. Dr. phil. Herbert Schneider gestorben. Er stand
erst im 73. Lebensjahr und hatte noch viele Plane. Leider hat er schlieBlich seinen mutigen
Kampf gegen den Krebs verloren.

Herbert Schneider war ein bemerkenswerter Mann: gebildet im besten Sinne des Wortes,
gelehrt, engagiert, zuverlassig. Darum war es eine Freude, mit ihm zusammenzuarbeiten.

Mit der Landeszentrale fur politische Bildung war Prof. Schneider intensiv verbunden. Im
Jahr 1966 wurde er Hauptgeschaftsfuhrer der Vorgangerorganisation der Landeszentrale,
der Arbeitsgemeinschaft ,Der Blirger im Staat”. Er arbeitete zielstrebig auf die Umwand-
lung dieses Vereins zur Landeszentrale hin. Das ist ihm im Jahr 1972 gelungen. Herbert
Schneider war dann bis 1973 kommissarischer Leiter der neu gegriindeten Landeszentrale,
bis er an die Padagogische Hochschule Heidelberg als Professor fur Politikwissenschaft und
Didaktik der politischen Bildung wechselte.

Dennoch blieb er auch als Professor mit der Landeszentrale eng verbunden. Er war kompe-
tenter Referent bei vielen Seminaren und arbeitete bei zahlreichen Publikationen mit. So hat er u.a. wesentlich zum ,,Beu-

Er war ein angesehener Wissenschaftler und hat sich neben der Verbande-Forschung vor allem um Landespolitik und die Kom-

Seine vielfaltigen Verdienste wurden mit der Verleihung des Bundesverdienstkreuzes gewurdigt.

Die Landeszentrale verliert mit ihm einen engen Freund. Wir werden sein Andenken in Ehren halten.




Weltweit trdumen die Menschen vom Auto

Mobilitat weltweit

Auf der Suche nach 6kologisch wie sozial vertraglichen Losungen

Von Jens Brenner

Dipl. Geogr. Jens Brenner ist freier Planer
in Bornheim-Waldorf.

Mobilitat ist notwendig, um den Lebens-
standard zu erhohen, gerade auch in den
Entwicklungs- und Schwellenldndern
unserer Erde. Gleichzeitig nimmt mit stei-
gendem Wohlstand auch der Besitz von
privaten Automobilen zu. Doch eine indi-
viduelle Automobilisierung weltweit
nach dem Vorbild der westlichen Indust-
rieldnder wiirde unser Planet nicht vertra-
gen — ganz abgesehen davon, dass dafiir
die Erdolvorrdate gar nicht ausreichen
wiirden. So kann die mobile Zukunft welt-
weit nicht die automobile Zukunft sein.
Vielmehr miissen leistungsfahige 6ffent-
liche Verkehrssysteme ausgebaut wer-
den, wie Bahnen und Uberlandbusverbin-
dungen fiir den liberértlichen Verkehr.
Fiir den Nahverkehr sind allemal traditio-
nelle Verkehrsmittel sinnvoller, weil effi-
zienter, wie beispielsweise das Fahrrad,
das bislang immer noch mit Abstand das
verbreitetste Verkehrsmittel weltweit
ist. Red.

Die Mobilitatsexplosion der
letzten hundert Jahre

Die letzten hundert Jahre waren gekenn-
zeichnet durch eine Mobilitatsexplosion,
deren Umsetzung in Verkehr in den Indust-
rienationen der westlichen Welt infolge
einer Massenmotorisierung seit den 50er-
Jahren des 20. Jahrhunderts primar als
motorisierter Individualverkehr in Erschei-
nung tritt. Damit verbunden ist heutzu-
tage nicht selten der Verkehrskollaps in
den groBen Verdichtungsraumen, der die
Errungenschaften der Mobilitat wieder
zunichte zu machen droht. Wahrend der
Prozess einer individuellen Motorisierung
in den Industriestaaten innerhalb von
Dekaden vonstatten ging und mehr oder
weniger von der (Stadt-)Planung beglei-

tet respektive geordnet werden konnte,
verlauft ein vergleichbarer Verlauf in den
Metropolen vieler Entwicklungs- und
Schwellenlédnder innerhalb kirzester Zeit.
Und diese Entwicklung erscheint auch
zukUnftig auto-zentriert und unaufhalt-
sam — mit gravierenden Folgen fir das
Weltklima, bedenkt man, dass bevolke-
rungsreiche Nationen wie China und
Indien erst am Anfang einer entsprechen-
den Mobil-Machung stehen.

Doch derweil die Menschen weltweit vom
Besitz eines Autos trdumen und die Ver-
kehrsplaner den 6ffentlichen Verkehr in
den Vordergrund ricken, sich ,bei uns”,
in den reichen Industrieldndern des Nor-
dens Gedanken um Telematikeinsatz zur
Optimierung der Verkehrsverhéltnisse
machen, werden tradtionelle, nicht-
motorisierte und billige Verkehrsmittel
vollkommen vernachlassigt. Gleichzeitig
wird Ubersehen, wie unterschiedlich
Mobilitat weltweit in Erscheinung tritt
und welche Implikationen dabei auf die
Umwelt sowie das politische und soziale
Gefuge der jeweiligen Gesellschaftssyste-
me bestehen.

Wiedersehen mit Nepal oder
das Nebeneinander moderner und
traditioneller Mobilitatsmuster

Mit dem Landeanflug auf Kathmandu
breitet sich Unruhe im Flugzeug aus: Der
Blick wird nach Norden frei auf die
~Wohnstatte des Schnees”, den Himalaya
mit seinen unzahligen verschneiten 7000-
und 8000er-Gipfeln. Nach zehn Jahren ein
Wiedersehen mit Nepal —welche Verande-
rungen wird das Land offenbaren? Beim
Ausstieg aus dem Flugzeug auf dem klei-
nen, nach wie vor mit nur einer Roll- und
Landebahn ausgestatteten Flughafen
Kathmandus, empfangt Nepal seine Besu-
cher mit diesem unbeschreiblichen und
zugleich faszinierenden Geruch, einem
Gemisch aus unzahligen Raucherstab-
chen, Fakalien — und Autoabgasen. Wie-
der da, und der erste Eindruck bei der
Fahrt in das Zentrum verdeutlicht: offen-
sichtlich wesentlich mehr Autoverkehr als
damals, 1990. Ungewohnt muten auch
einige FuBganger und Autorikschafahrer
an, die Staubfilter vor dem Gesicht tragen,
wohl gekleidete Frauen im StraBenbild,
die ihre Mlnder und Nasen hinter Halstu-
chern verbergen, um sich gegen die Abga-
se zu wappnen.

Der erste Eindruck tduscht nicht: Wie in
vielen Metropolen weniger stark entwi-
ckelter Lander — Nepal gehort gemessen
am Pro-Kopf-Einkommen seiner Bevolke-
rung zu den 20 armsten Landern der Erde
— wird auch hier das Wuchern der Stadt
deutlich, dieses ungeziigelte und dabei
haufig ungeplante Wachstum der Hauser

in die Ho6he und wie zahflussiger Brei ins
Umland. Wo frtiher noch Reisfelder lagen,
pragen nun teils mehrstéckige Bauten das
Landschaftsbild.

Das Bevolkerungswachstum im Allgemei-
nen und vor allem der Zuzug vieler Nepali
in das pulsierende Zentrum des Landes,
das mit seinem Wohlstand lockt, wird
nicht nur in der Physiognomie des Stadt-
bildes gegenstandlich, sondern auch und
gerade in den auf den westlich sozialisier-
ten Menschen chaotisch anmutenden
dichten StraBenverkehrsverhaltnissen.
Am Prinzip hat sich hier wenig geandert:
Wie vor 10 Jahren, und wie beispielsweise
im Land des groB3en Nachbarn Indien und
invielen anderen Staaten der Welt gilt auf
den StraBen noch immer das Recht des
Starkeren. Hupen signalisiert Vorfahrt,
der Schwachere weicht aus. Die Rangord-
nung reicht vom Lkw und Bus Uber Pkws,
Taxis, Tempos — kleine ,,schwarze Mons-
ter”, Motordreiradroller mit Sitzkabine,
die die Umwelt besonders verpesten und
als Taxis fungieren - bis zu Fahrradrik-
schas, Fahrradern und dem FuBBganger
oder der FuBgangerin am Ende der hierar-
chischen Kette. Nur eben nun mit noch
mehr Verkehr, und die StraBen als Lebens-
adern der Stadt quellen férmlich Gber.
Noch vor zehn Jahren lies sich das Kath-
mandutal leicht per Fahrrad erkunden,
heute wirde dies suizidale Tendenzen
offenbaren. Zum Zentrum hin, auf den
Ring- und EinfallstraBen nimmt der moto-
risierte Verkehr zu, in den Gassen der Alt-
stadt jedoch haben die FuBgéanger den
StraBenraum (zurlck-)erobert und die
Fahrradrikschas haben es mittlerweile
schwer, ihre Gaste ans Ziel zu bringen. Und
in der Luft hangen die Autoabgase und
sehr viel Staub.

Der Smog hat in den letzten Jahren so
zugenommen, dass der Himalaya in der
Ferne nur noch selten, die nahen Hugel
am Talrand des mit Uber einer Million
Menschen bevoélkerten Kathmandutals
oft nur noch im Dunst zu sehen sind. Ins-
besondere zur Regenzeit ist das Tal fur
Inversionswetterlagen geradezu prades-
tiniert. Die Vorstellung, Kathmandu
kénnte ein zweites Mexico-City werden,
schreckte viele Planer und Menschen auf,
aber alle Versprechungen der Politiker,
die Verkehrsverhaltnisse zu verbessern,
die Stadt zu sdubern, erwiesen sich bisher
als unzureichend (vgl. Tdting 2000).
Immerhin, ein kleiner Teil des gut
ausgebauten 6ffentlichen Verkehrs wird
mittlerweile vergleichsweise umwelt-
freundlich betrieben: zu den , Tempos”
gesellen sich nun die ,Safas”, kleine und
groBere Sammeltaxis auf drei Radern im
Linienverkehr, die mit Elektromotoren
ausgestattet sind oder gasbetrieben
fahren.
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Warum das Beispiel Nepal? Sicherlich, auf-
grund seines Gesellschaftssystems, seiner
wirtschaftlichen Situation und nicht
zuletzt seiner Topographie muss Nepal als
einmalig gelten, dennoch lassen sich hier
weltweit vergleichbare, zeitlich versetzt
ablaufende Entwicklungen beobachten:

— Urbanisierung und Land-Stadt-Wande-
rungsbewegungen groBer Bevolke-
rungsteile,

— Verstdrkung rdumlicher Disparitdten
groBten AusmaBes (Pro-Kopf-Einkom-
men, Bildungssituation, Versorgungs-
lage, Infrastrukturentwicklung und
-zugang u.a.) und die Herausbildung
einer ausgepragten Stadt-Land-Dicho-
tomie sowie

— ein anschwellendes Nebeneinander
moderner und , traditioneller” Mobili-
tdtsmuster auf engem Raum.

Mobilitat auf vielen Pfaden

Die Alltagsmobilitat ,,funktioniert” ,glo-
bal betrachtet” in verschiedenen Kultur-
kreisen auf vollig unterschiedlichen Pfa-
den, in des Wortes wortlichstem Sinne. In
Nepal kann man zu beinahe jedem Ort
fahren, der eine StraBBe hat, und sei sie
noch so schlecht: Die Fahrt fuhrt aus dem
Kathmandutal in Richtung Norden Uber
Dunche Basar nach Syabrubensi, ca. 130
StraBenkilometer liegen bevor. Frihmor-
gens um sechs Uhr herrscht bereits emsi-
ger Betrieb am nérdlichen Uberlandbus-
bahnhof Kathmandus. Unzahlige Kisten
werden verstaut, Kafige mit Hahnern ver-
laden und die lebenswerten und lebens-
notwendigen Mitbringsel aus der Stadt in
die letzten noch verbleibenden Zwischen-
raume und zur Not auf den Schof3
gepackt. Der Bus ist bereits Ubervoll,
dhnelt einer Sardinenbtichse, und nimmt
aber noch wahrend der Fahrt weitere
Fahrgaste mit, die irgendwie auch Platz
finden. Noch wird es wegen den tief Gber
die StraBen hangenden Stromkabeln zwi-
schen den Hausern nicht geduldet, auf
dem Busdach zu sitzen, und so fullen sich
die Dach-,Sitzplatze” erst ab Verlassen
des Hochtales.

Nach ca. 60 km endet die TeerstraBBe, gut
die Halfte der Distanz ist bis zum Mittags-
stopp bewaltigt — mit nur einer Reifen-
panne und einem weiteren kurzen Halt
fur notdurftige Reparaturen an der
Vorderachse des Busses. Weiter geht die
Fahrt auf abenteuerlichen StraBen durch
fantastische Landschaftsabschnitte und
Uber einige Passe. Etwas Mut gehort dazu,
sich dem Fahrer anzuvertrauen, der aber
von einem Helfer begleitet wird, der an
der offenen Ture stehend von Zeit zu Zeit
nachschaut, ob das Hinterrad noch die
Kante der geschotterten Piste am biswei-
len mehrere 100 m tiefen Abgrund nimmt,
oder der beim Passieren entgegenkom-
mender Fahrzeuge auf der einspurigen
Strecke beim Manovrieren behilflich ist.
Immer wieder ist die Piste von der letzten
Schneeschmelze teilweise abgespult oder
von Murabgangen mitgerissen und dann
an diesen Stellen nur notdurftig befestigt,
was mitunter zur Folge hat, dass die Passa-
giere aussteigen und einen Abschnitt zu
FuB gehen mussen, da der Bus ansonsten
zu schwer und das Risiko eines Absturzes

Arm und reich zeigt sich auch bei der Mobilitat
Luxusauto und Rikscha nebeneinander in Malaysia. Doch wenn alle Menschen sich ihre
Autowunsche erflllen kénnte, wirde unsere Erde daran ersticken.
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zu groB ware. Der Abend naht nach end-
losen Serpentinen, und nach ca. 14 ein-
halb Stunden erreicht der Bus, mit nur
einer Stunde Verspatung, seinen Ziel-
punkt.

Fur die meisten mitgereisten Touristen
geht ein ,Abenteuer”, fir die Einheimi-
schen ein Alptraum zu Ende. Ab hier hei3t
das Fortbewegungsmittel Zu-FuB-Gehen:
fur die Touristen unter dem Begriff , Trek-
king” eine besondere Attraktion, fur die
einheimische Bevolkerung einzig verflug-
bares Fortbewegungsmittel. Alle Lasten
werden auf dem Rucken transportiert und
ein Besuch einer nachst gréBeren Provinz-
stadt mit Schule bedeutet nicht selten
mehrere Tagesmarsche. In vielen nérd-
lichen Provinzen Nepals wird der Trans-
port auch mit Hilfe der Yaks bewaltigt,
beispielsweise in Form der traditionellen
Yak-Karawanen, die wie vor hunderten
Jahren kostbares Salz aus dem tibetischen
Hochland in die tiefer gelegenen Landes-
teile transportieren, um dieses dort gegen

Getreide zu tauschen. So hat sich in diesen
vom Tourismus weniger berihrten Lan-
desteilen auch in den letzten 10 Jahren
wenig geandert, ein Anachronismus mag
der aufgeklarte Westler denken, Alltags-
mobilitat und taglicher Kampf ums Uber-
leben hingegen fir viele einheimische
Menschen.

So entwickeln sich Mobilitat und Verkehr
weltweit vollig unterschiedlich: hier der
private Pkw, bei Nomaden im noérdlichen
Sahel das Kamel als Transportmittel, zu
FuB die San, die Buschleute in der Kalaha-
ri auf Nahrungs- und Wassersuche, Pferde
fur den Gutertransport in einigen Anden-
hochstaaten, die Fahrt in der neuen U-
Bahn in Bangkok oder Cairo zum Arbeits-
platz oder in Balde im Ruhrgebiet per
Transrapid zu den Spielen der nachsten
FuBballweltmeisterschaft — alles Raum-
Uberwindungsformen fur Menschen ent-
sprechend ihres jeweiligen Kulturkreises,
ihrer Lebensgewohnheiten und Lebens-
standards.
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Die Rikscha als Massenverkehrsmittel in Dhaka, der Hauptstadt von Bangladesh.

In den Stadten mischen sich freilich die
Transportformen, und Verkehrsingenieu-
re, Planer und Politiker haben die Bedeu-
tung der Verkehrsinfrastruktur fur die
Entwicklung erkannt, lenken den groBten
Teil ihnrer Aufmerksamkeit zumeist auf die
teureren Beférderungsarten, wenn sie
Verkehrssysteme untersuchen, Vorschlage
erarbeiten und Investitionsplane vorle-
gen. Traditionelle, nicht-motorisierte und
billige Verkehrsmittel wie Fahrrader, Kar-
ren, Dreirader, lokal hergestellte kleine
Boote und Ochsenwagen werden bis
heute nicht selten ignoriert oder unge-
pruft als rickstandig und ineffizient abge-
lehnt. In den meisten Stadten der Erde
Ubertrifft jedoch die Zahl der Menschen,
die unter unzureichenden Einrichtungen
fur FuBganger und Fahrrader und langsa-
men, Uberfullten 6ffentlichen Verkehrs-
mitteln leiden, bei weitem die Zahl derer,
die von Verkehrsstaus und Parkplatzprob-
lemen betroffen sind, und ein groBer Teil
der armen Bevolkerungsschichten kann
sich nicht einmal die billigsten 6ffent-
lichen Verkehrsmittel leisten. Wahrend in
Deutschland das Fahrrad als 6kologisches
Verkehrsmittel bei den Planern geradezu
eine Renaissance erlebt, haben viele Stad-
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te in Landern des Stdens wertvolle nicht-
motorisierte Transportressourcen zerstort
und diese Fortbewegungsformen mit der
Begriindung eingeschréankt, dass diese als
Jruckstandig” gelteten oder Verkehrs-
staus verursachten—und dies trotz der Tat-
sache, dass die Beforderungskapazitaten
der Fahrradwege weitaus héher sind als
die typischer AutostraBen, und dass sie
denen von Bussen im Mischverkehr nahe
kommen. Waren vor zehn Jahren die Fahr-
radstreifen in Chinas groBen Stadten noch
breiter als der Bereich fur die motorisier-
ten Verkehrsmittel, ist es heute umge-
kehrt, mit der Folge unzahliger Staus, die
sich auch durch neue Hochbriicken genau-
so wenig auflésen lassen wie die lebens-
beeintrachtigenden Abgasemissionen.
Mit dieser Entwicklung, wie sie in vielen
Ballungszentren der Entwicklungslander
zu beobachten ist, schreitet ein Marginali-
sierungseffekt groBer Bevolkerungsteile
einher, deren existenziell notwendiger
Zugang zur Mobilitat auch als Erwerbs-
grundlage schlichtweg gekappt wird. Ein-
drucksvoller als am Uberlebenskampf
eines Rikschafahrers in Calcutta wie in
Dominique Lapierres , City of Joy” lasst
sich dies kaum schildern.

Nicht das Auto, sondern das Fahrrad
ist weltweit die Nr. 1

Im Gegensatz zur westlichen Welt, in der
das Fahrrad haufig nur noch far Sport und
Vergnligen benutzt wird, ist es in vielen
weniger industrialisierten Landern — ins-
besondere in Asien und dort vornehmlich
in landlichen Regionen - das Fortbewe-
gungs- und Transportmittel schlechthin.
Trotz zunehmender Motorisierung durf-
ten auf den weltweit geschatzt Uber eine
Milliarde Fahrradern — das ist beinahe
doppelt soviel wie registrierte Autos — die
meisten Wege zurlckgelegt werden
(sieht man einmal vom FuBgéngerverkehr
ab). Beispielsweise waren in Indien 1994
ca. 3,5 Mio. Pkw, Jeeps und Taxis, 1,79
Mio. Lkw, 0,39 Mio. Busse, ca. 18 Mio.
Motorrader und Motorroller, 2,9 Mio.
sonstige Motorfahrzeuge (Dreirader u.a.)
registriert — und daneben gab es Uber
100 Mio. Fahrrader (vgl. Ziengel). In den
80er-, aber auch in den 90er-Jahren ent-
stand weltweit geradezu ein Boom, was
sich auch in den Verkaufszahlen nieder-
schlug. In China z.B. werden jahrlich mehr
Fahrrader abgesetzt als weltweit Autos
verkauft werden. Und dabei liegen die
Vorzuge auf der Hand: Die Herstellung ist
vergleichsweise einfach, der Wartungs-
aufwand gering, nach der Anschaffung
verursacht der Betrieb nahezu keine lau-
fenden Kosten und die Anschaffung
selbst ist auch in vielen Landern mit sehr
niedrigen Einkommen noch bezahlbar.
Das Fahrrad ist drei bis vier Mal so schnell
wie der FuBgangerverkehr, bei gegen-
Uber diesem deutlich geringerem Ener-
gieverbrauch. Obendrein ist es auch auf
Pfaden einsetzbar, beispielsweise im
landlichen Indien, wo nach Ziengel noch
immer 54 % der Dorfer ohne Anschluss an
das StraBennetz sind (und Indiens Bevdl-
kerungsmehrheit lebt im Gegensatz zu
vielen Léandern Sudamerikas auf dem
Land).

Weltweit gilt der private Pkw als
Idealbild der grenzenlosen Mobilitéat

Allzeit verfugbare, ultimative und ubiqui-
tare Mobilitat, gepaart mit individueller
Lebensstilverwirklichung, verspricht je-
doch der eigene Pkw. Diese Behauptung
muss wohl weltweit als gultig erachtet

Tab. 1: Entwicklung des Pkw-Bestandes und Pro-Kopf-Einkommenes in China, Indien und Indonesien von 1992 bis
1995 und Schatzungen fiir die Jahre 2000, 2010 u. 2020 (nach Schipper u. Marie-Lilliu bzw. Angaben der IEA)

1992 1993 1994 1995 2000 2010 2020

China Pro-Kopf-Einkommen (US$) 2134 2407 2667 2897 3877 6944 12436
Pkw-Bestand (in 1000) 1881 2296 2754 3239 7342 36507 176029

Pkw/BIP 0,8 0,8 0,9 0,9 1,5 3,8 9,6

Pkw/1000 Einw. 1,6 1,9 2,3 2,7 5,7 26,0 118,9

Indien Pro-Kopf-Einkommen (US$) 1084 1101 1138 1186 1375 1847 2483
Pkw-Bestand (in 1.000) 3205 3330 3434 3634 4494 8863 18414

Pkw/BIP 3,4 3,4 3,5 3,6 4,2 5,8 7,9

Pkw/1000 Einw. 3,7 3,7 3,7 3,8 4,2 6,7 12,4

Indonesien Pro-Kopf-Einkommen (US$) 2877 3017 3191 3397 4440 7584 12955
Pkw-Bestand (in 1.000) 1591 1700 1839 2022 3253 7756 17656

Pkw/BIP 3,0 3,0 3,1 3,1 3,4 4,2 5,2

Pkw/1000 Einw. 8,6 9,0 9,6 10,4 15,3 32,0 67,1




werden, denn sicher wirden auch die
Menschen Asiens, Afrikas und Stidameri-
kas gerne den Auto-orientierten Lebens-
stil der westlichen Industrienationen
Ubernehmen - sie kénnen es sich eben
wirtschaftlich (noch) nicht leisten. Waren
die Lander der Dritten Welt jedoch nur
annahernd so hoch motorisiert wie die
wohlhabenden Industrienationen in
Nordamerika, Europa und Japan, waren
die klimatischen Verschiebungen auf-
grund des CO,-AusstoBes (noch) fatal(er).
Eine einfache Betrachtung und Extrapola-
tion fur die sich rasch entwickelnden Lan-
der China, Indien und Indonesien (vgl.
Tab. 1), in denen ca. 40 % der Weltbevol-
kerung leben, mag dies verdeutlichen:
Von den ca. 500-600 Mio. Privatautos auf
der Erde durften gegenwartig nach groB3-
zligigen Schatzungen ca. 15 Mio. in diesen
drei Ldndern unterwegs sein. In Landern
wie der Bundesrepublik Deutschland
kommen auf ein Auto etwas weniger als
zwei Einwohner, in den USA sogar deut-
lich weniger als zwei Einwohner (600 Pkw
auf 1.000 Einwohner). Wenn wir dieses
nun allein in diesen drei Staaten mit ihren
ca. 2,5 Mrd. Menschen erreichen wurden,
zahlten wir alleine dort 1,25 Mrd. Motor-
fahrzeuge mehr — und weltweit damit das
Zweieinhalbfache. Ginge das Erdél nicht
vorher zur Neige, wir brauchten uns hin-
sichtlich des Klimas keine Gedanken mehr
zu machen, vermutlich wirden wir dann
nicht mehr leben.

Die Zahl der Autos wachst mit dem
Wohlstand

Nicht nur in der Bundesrepublik Deutsch-
land oder den USA sind die Fahrleistungen
bzw. der Pkw-Besitz und der Wohlstand,
gemessen am Bruttoinlandsprodukt (BIP),
voneinander abhangige GroBen. Da diese
enge Korrelation unabhangig vom jewei-
ligen gesellschaftlichen oder politischen
System besteht und weltweit beobacht-
bar ist, durfte die Behauptung, die Liebe
zum Auto sei ein ,urdeutsches” oder
zumindest amerikanisches Phdnomen und
entstiinde als Folge einer mangelhaften
politischen Steuerung, zu geringer Trans-
portkosten im StraBenverkehr oder gar
durch verfuhrerische oder bisweilen
aggressive Werbung, widerlegt sein. Z.B.
halt die Motorisierung in den o.g. drei asi-
atischen Landern (Tab. 1), wie auch in vie-
len anderen Landern der Dritten Welt
Schritt mit dem Uberaus schnellen Anstieg
der Einkommen der Bevolkerung - d.h.
vielmehr einiger Bevélkerungsteile. Die-
sen Sachverhalt verdeutlicht Abb. 1 fur die
Jahre 1970 bis 1995: Bemerkenswert ist
das rasante Wachstum des Pkw-Bestandes
in Stdkorea (in 25 Jahren von ca. einem
auf 100 Fahrzeuge pro 1.000 Einwohner),
dartber hinaus die Tatsache, dass Indien,
China und Indonesien, gemessen am Pkw-
Bestand 1995 noch deutlich hinter dem
Wert Japans von 1970 liegen.

Obwohl der Fahrzeugbestand in Landern
wie China, Indien und Japan noch ver-
gleichsweise gering ist, folgt die Auto-
Mobilitéat der Entwicklung des BIP und
damit dem Weg, den Lander wie Korea
und Malaysia und einige Lander Stidame-
rikas bereits eingeschlagen haben, dem

Weg den letztlich auch Europa und die
USA, den die OECD-Staaten begangen
haben, in denen heute mehr als 27 % der
CO,-Emissionen, bei noch steigender Ten-
denz, aus dem Verkehrssektor stammen
(IEA 2000). Wahrend wir uns in Deutsch-
land Gedanken machen, wie wir die Ver-
kehrsentwicklung (auch gemessen an den
zurtckgelegten Distanzen) vom Wirt-
schaftswachstum abkoppeln kénnen (vgl.
z.B. Baum u. Heibach 1997), konstatieren
wir nach Schatzungen der Weltbank sogar
eine 1,5-2mal schneller als das BIP wach-
sende Nachfrage nach Guter- und Perso-
nentransport in den meisten Entwick-
lungs- und Schwellenléndern, der Uber-
wiegende Teil davon auf der StraBe.

Nach wie vor kommt dem
offentlichen Verkehr eine
zentrale Rolle zu

Mit dem Wohlstand steigen ebenfalls die
zurluckgelegten Distanzen. Da aber trotz
des oben aufgezeigten Wachstums die
Pkw-Verfugbarkeit und der Pkw-Bestand
in vielen Entwicklungs- und Schwellenlan-
dern jedoch absolut gesehen noch sehr
gering ist, spielt der 6ffentliche Verkehr
bei der Raumuberwindung eine beachtli-
che Rolle, gerade im Regional- und Fern-
verkehr. Als verkehrliche Lebensadern
fungieren in Nepal wie beispielsweise
auch invielen anderen Landern Sidameri-
kas oder Afrikas fur die Menschen, die sich
diese Transportleistung leisten kénnen,
Uberlandbusse in allen Landesteilen.

Auch in Indien z.B. kommt diesem System
eine groBe Bedeutung zu, doch noch
mehr dem indischen Bahnsystem: mit
einem Streckennetz, das die Erde am
Aquator eineinhalb Mal umrunden
wirde, einem Netz, das das Land groBfla-
chig erschlieBt und als Ruckgrat des indi-
schen Transportsystems bezeichnet wer-
den kann (vgl. Mundrey 2001). Wahrend
die DB AG Mihe hat, ihre Marktanteile
am Fernverkehr zu behaupten, rustet sich
Indiens Bahn fir die Bewaltigung einer
steigenden Bahnmobilitat durch Aus- und

Mit dem ,,Kamel” durch Havanna
Das ,Camello”, Marke Eigenbau, kann bis zu 300 Personen im Offentlichen Personen-
nahverkehr der kubanischen Hauptstadt beférdern.

NeubaumaBnahmen, denn Bahnfahren
ist damit, wie das Fahrrad im lokalen Ver-
kehr, im Fern- und Regionalverkehr die
Hauptverkehrsart. So wurden beispiels-
weise im Jahr 1998/99 mit 4,4 Mrd. Passa-
gieren 1,4 % mehr Menschen beférdert als
noch im Jahr zuvor, und die Verkehrsleis-
tung stieg sogar um 6,3 % und betrug
Uber 400 Mrd. Personen-km (nach Mun-
drey 2001), auch dies ein Zeichen steigen-
den Wohlstandes.

Im Alltag steht ein ausgekliigeltes
System o6ffentlicher Verkehrsdienst-
leistungen zur Verfiligung

Kathmandu ist keine Megalopolis wie
Mexico-City, Sao Paulo, Bombay, Jakarta,
Kairo oder Istanbul. Doch wie in diesen
Metropolen hat sich auch hier ein ausge-
klugeltes System an o6ffentlichen Ver-
kehrsdienstleistungen entwickelt, das
zumeist in Eigenwirtschaftlichkeit betrie-
ben wird und als duBerst effizient angese-
hen werden kann. Dabei bestehen unter-
schiedliche Mobilitatsdienstleistungen
nebeneinander und bedienen die unter-
schiedlichsten Bedurfnisse (und finanziel-
len Moglichkeiten) ihrer Nutzer: vom
Auto-Taxi Uber Tempos bis zur Fahrradrik-
scha, im Linienverkehr vom Bus, auf einer
Linie elektrisch mit Oberleitung betrie-
ben, bis zu den Safas und einem Sammel-
taxisystem, wie es in vielen anderen Stad-
ten auch zu beobachten ist (vgl. z.B. Kluge
2000 fur Sudafrika).

Und Uberhaupt die Rikschas— trotz eines
harten Uberlebenskampfes gegen die
zunehmenden Restriktionen bis hin zu
Verboten in vielen asiatischen GroBstad-
ten leisten die schatzungsweise vier Mio.
betriebenen Rikschas in vielen Ladndern
Stdostasiens wie Indien, Nepal, China,
Bangladesh, Vietnam oder Indonesien
einen wichtigen Beitrag zum 6kologisch
vertretbaren und fur viele Bevolkerungs-
teile finanzierbaren Personentransport
(vgl. hierzu auch die Ausstellung ,,Rikscha-
Rikscha” von W. Keller und T. Hoffmann).
Doch ist die Stadtentwicklung Kathman-




dus nun an einen Wendepunkt angelangt,
den andere Metropolen bereits hinter sich
haben: Soziale und wirtschaftliche Proble-
me, Uberbevélkerung und Umweltver-
schmutzung, insbesondere eine zuneh-
mende Luftverschmutzung, begleitet und
mitverursacht durch die Zunahme des
motorisierten Individualverkehrs, der
auch fur die zunehmende Zahl an Ver-
kehrsstauungen verantwortlich ist. Not-
wendig wird ein rasches Handeln — erste
Anséatze sind bereits sichtbar —, um die
steigende Mobilitatsnachfrage verschie-
dener sozialer Schichten zu befriedigen
und gleichzeitig die Umweltprobleme
einzudammen. Dies erfordert die Kunst,
den rasch wachsenden Autoverkehr ein-
zuschranken und das differenzierte Nah-
verkehrssystem zu erhalten, seine oft
unzureichende Sicherheit zu verbessern
und punktuell die Kapazitaten durch gré-
Bere TransportgefaBe zu erhdhen.

Zunehmende Mobilitét
als Voraussetzung und Folge
steigenden Wohlistands

Zunehmende Mobilitat weltweit ist das
Resultat steigender Einkommen und Wirt-
schaftskraft. Andererseits stellt ein auf die
individuellen und gesamtgesellschaft-
lichen Mobilitatsbedurfnisse abgestimm-
tes Verkehrssystem wiederum eine grund-
legende Notwendigkeit fur die Wirt-
schaftsprozesse der Lander und deren
sozio-Okonomischen Entwicklungschan-
cen dar, weswegen einer moglichst funk-
tionalen Gestaltung des Verkehrs und sei-
ner Infrastruktur als Grundlage auch wirt-
schaftlicher Austauschprozesse eine sehr
hohe Bedeutung zugemessen werden
muss. Nicht zuletzt aus diesem Grunde zie-
len weltweite Entwicklungsprogramme
auch auf den infrastrukturellen Ausbau
zur Verbesserung der Mobilitat und der zu
ihrer Durchfihrung notwendigen Ver-
kehrssysteme, und die 6ffentlichen Inves-
titionen in den Verkehr beziffern sich im
Allgemeinen nach Angaben der Weltbank
zwischen 2 und 2,5 % des BIP, in Landern,
die eine Uberkommene Infrastruktur
erneuern oder ausbauen auch bis zu
3,5%.

Weltweit erwirtschaftet der Verkehrssek-
tor im Schnitt 3-5 % des BIP und seine
Beschaftigungswirkung ist mit 5-8 %
Anteil an der Gesamtbeschaftigung (im
formellen Sektor) bedeutend. So ist bei-
spielsweise Indiens groBter Arbeitgeber
die indische Staatsbahn mit ca. 1,6 Mio.
Beschaftigten (Ziengel).

Bleiben Zugangschancen zur
Mobilitat verwehrt, wird die Kluft
zwischen Arm und Reich noch gré3er

Eine unzureichende Mobilitat und man-
gelhafte Beforderungsbedingungen
behindern die Produktivitat, beschranken
den Zugang zu Dienstleistungen wie
Erziehung, Bildung und Gesundheitsver-
sorgung und isolieren einen GroBteil der
Bevolkerung vom politischen und gesell-
schaftlichen Leben. Dies muss wohl welt-
weit gelten, aber eminent wird dieser
Befund erst fur eine Bevolkerungsmehr-
heit auf diesem Planeten in vielen weni-

ger entwickelten Landern. Unter dem
Strich hat ein groBer Teil der gegenwarti-
gen Investitionen im Verkehrssektor in
Entwicklungs- und Schwellenléndern eine
wachsende Kluft zwischen Arm und Reich
zur Folge, wahrend gleichzeitig Importe,
Auslandsschulden und Umweltprobleme
zunehmen.

Der motorisierte 6ffentliche und indivi-
duelle Transport ist vor dem Hintergrund
der Klimaproblematik Gegenstand vieler
Studien und Diskussionen unter Verkehrs-
und Entwicklungsfachleuten. Er spielt
gewiss eine wichtige Rolle fur die Befor-
derung von Personen und Gutern in stad-
tischen wie landlichen Regionen, verbun-
den jedoch mit einer steigenden Nachfra-
ge nach knappen Energie- und Kapitalres-
sourcen in vielen Landern (vgl. Der Uber-
blick 4/2001) und wachsenden Umwelt-
problemen, die in den Megalopolen
bereits deutlich zu Tage treten. Hinzu
kommt der Aspekt, dass, selbst wenn neu-
artige und moderne Verkehrsmittel rela-
tiv kostenniedrig und effizient sind, sich
viele Menschen diese dennoch nicht leis-
ten kénnen und alternative Wege finden
mussen, sich und ihre Kinder fortzube-
wegen.

In der ganzen Welt trdumen also die Men-
schen davon, ein Auto zu besitzen, sie seh-
nen sich nach Komfort, Geschwindigkeit,
Privatheit und Annehmlichkeit. Eine
Automobil-Gesellschaft zu werden, ist
aber fur den gréBten Teil der Menschheit
unmoglich, zumindest in absehbarer
Zukunft. Es gibt einfach nicht genug
Erdol, infrastrukturelle Voraussetzungen
und Kapital - die Einfuhr von Erdol ver-
braucht in vielen Landern wertvolle Devi-
sen. Eine automobile Kultur verfehlt
schlichtweg die Bedurfnisse vieler Men-
schen, und dies trotz dem unwiderlegba-
ren Faktum, dass Lebensstandard und
Wohlstand doch in vielen Landern stei-
gen, legt man die auch in diesem Beitrag
gewahlten GréBen wie BIP oder Pro-Kopf-
Einkommen zugrunde. Doch diese Gro-
Ben stellen in diesem Zusammenhang
stumpfe Indikatoren dar, sind gelegent-
lich sogar kontraproduktiv, sagen sie doch
als Durchschnittwerte wenig tber die tat-
sachlichen Einkommensverhaltnisse, Uber
die wachsende Kluft, Uber das Wohl-
standsgefalle zwischen Arm und Reich aus.

Verkehrsstrukturen spiegeln
Machtstrukturen wider

Die Investitionen in die Verkehrsstruktu-
ren spiegeln in vielen Landern die Macht-
strukturen wider. Sie dienen einer wirt-
schaftlich einflussreichen Minoritat, den
Eliten, nicht der Mehrheit der Bevdlke-
rung. Die Transportprobleme der Bevélke-
rungsmehrheit kann dadurch kaum gelost
werden, vielmehr droht sozialer Unfrie-
den, kénnen die Beférderungsprobleme
nicht befriedigend gel6ést werden (ein
Umstand, der vielleicht in unserem Kultur-
kreis dazu fuhrte, im Zusammenhang mit
offentlich bereitgestellten und hochgra-
dig alimentierten Verkehrsmitteln, von
der ,Daseinsvorsorge” im offentlichen
Verkehrssektor zu sprechen).

Vielerorts, insbesondere in den Ballungs-
zentren, zeigen sich die Planenden jedoch

unwillig bis desinteressiert, das Ziel zu
erreichen, moglichst vielen Menschen
einen Zugang zur Mobilitat zu verschaf-
fen. Mit einer weltweiten Verstadterung
gehen nicht selten leere Kassen einher,
und die knappen Mittel wurden und wer-
den nicht selten in teure Prestigeprojekte
gesteckt, wenn Uberhaupt etwas unter-
nommen wurde, um der wachsenden
Mobilitatsnachfrage gerecht zu werden.
Als negatives Musterbeispiel ist hierbei
sicherlich Bangkok zu erwahnen, wo die
Verantwortlichen die Verkehrsprobleme
jahrelang ignorierten und ihre Lésung
verschleppten — mit heute fast irreversib-
len Folgen, dem Kollaps infolge des Lais-
ser-faire. Aber selbst das Eingreifen von
Mexico-Citys Behorden, die seit 1989 den
Pkw-besitzenden Einwohnern einen Tag
pro Woche die Fahrt mit ihrem Fahrzeug
untersagten, tragt nicht grundsatzlich zur
Problembehebung in dieser Stadt bei.
Nachhaltige Verkehrslésungen hangen
somit auch von der Weitsicht lokaler,
regionaler und nationaler Behdrden ab,
moglichst vielen Menschen das Gut
~Mobilitat” zu ermoglichen.

Konsequenzen:

Die Mobilitat weltweit boomt und ihre
Steigerungsraten korrelieren mit Wohl-
stand und wirtschaftlichem Wachstum.
Die Menschen reisen nicht nur weiter und
benutzen immer verbreiteter den eigenen
Pkw, sie legen auch haufiger Wege
zurlck. Vor allem Entwicklungs- und
Schwellenlander stehen dabei vor einer
regelrechten ,Transportexplosion” (vgl.
Metschies 1990). Sie kann gemeistert wer-
den, wie einige Wachstumslander in Sud-
ost- und Ostasien gezeigt haben. Eine der-
artige Entwicklung ist jedoch, aufbauend
auf einer Infrastruktur, die den motorisier-
ten Individualverkehr bevorzugt, weder
sozial noch 6kologisch tragfahig und ver-
antwortbar. Zu grof3 sind die sozialen und
o6kologischen lokalen, regionalen und
globalen Implikationen. Notwendig wer-
den demnach am Prinzip der Nachhaltig-
keit orientierte Verkehrssysteme und Ver-
kehrskonzepte, die auch auf die Bedurf-
nisse der Menschen eingehen.

Hierbei wird es notwendig werden,

e in der Stadt wie auf dem Lande das

Transportsystem so zu starken und még-
lichst effizient aufzubauen, dass wirt-
schaftliches Wachstum und Wohlstand
fur moéglichst groBe Bevélkerungsteile
Uberhaupt erst moglich werden.
Unter Beachtung vorhandener Struktu-
ren beinhaltet dies auch die Férderung
der Mobilitat armerer Bevolkerungstei-
le. Dabei hat sich beispielsweise der
Ansatz der Vergabe von Kleinkrediten
zum Aufbau kleinerer Transportgewer-
be, zum Erwerb von Karren, Lasttieren
oder Fahrradern bewéhrt. Uberlegun-
gen zur Verkehrsentwicklung und zum
verkehrlichen Infrastrukturausbau sind
mit Strategien der Armutsbekampfung
zu verbinden.

e besonders in den urbanen Zentren eine
Balance zu schaffen zwischen der
Befriedigung individueller und kollekti-
ver Mobilitat unter Einbezug nicht-
motorisierter Verkehrsmittel.



Der Weg dorthin fuhrt Gber den Ord-
nungsrahmen einer sozialen Markt-
wirtschaft im Verkehrswesen, die prin-
zipiell auf einer Selbstfinanzierung des
Sektors aufbaut, aber auch soziale Kor-
rekturen erlaubt und erfordert. Dies
hat sich im GroBen und Ganzen auch in
vielen Industriestaaten bewahrt.

e moglichst frihzeitig die Weichen zu

stellen.
Erforderlich wird ein aktives integrier-
tes, d.h. insbesondere an der Stadtent-
wicklung orientiertes Verkehrsmanage-
ment, was freilich durch die immensen
Probleme einer raschen Verstadterung
und knapper Finanzmittel in vielen Lan-
dern des Stdens erschwert wird. Den-
noch bestehen Chancen, die durch
ungeplante Industrialisierung entste-
henden Probleme durch an die sozio-
6konomische Situation der Lander
angepasste Infrastrukturausbau- und
erweiterungsmaBnahmen rechtzeitig
abzuwenden. Andernfalls drohen
LebensqualitdtseinbuBen in den Stad-
ten auf langere Zeit, denn Fehlentwick-
lungen lassen sich im Nachhinein nur
schwer korrigieren.

* insbesondere in landlichen Regionen

grundsatzlich motorisierte und nicht-
motorisierte Mobilitatsmoglichkeiten
zu erhalten oder Uberhaupt erst zu
schaffen.
Damit kann das Ziel konkretisiert wer-
den, raumliche Disparitaten abzubauen
und die Lebensbedingungen an sog.
peripheren Standorten zu verbessern
(vgl. Gannon et al. 2001, 20ff) — nicht
zuletzt um dadurch einer verstarkten
Wanderungsbewegung in die Ballungs-
zentren entgegen zu wirken. Hiermit
geht die Schaffung von verkehrsredu-
zierenden Raumstrukturen und Ange-
boten (Bildung, Gesundheitswesen,
Arbeitsplatze, Versorgungsangebote)
einher.

e finanzielle Defizite im 6ffentlichen Ver-
kehrssektor zu reduzieren, um die
knapper werdenden finanziellen Mittel
moglichst effektiv einzusetzen und
dadurch die 6ffentlichen Haushalte zu
entlasten.

Voraussetzungen hierfur sind Effizienz-
steigerungen und Abbau vorhandener
Missmanagements in vielen Regionen

und Landern, wie beispielsweise bis vor
kurzem noch in Zambia, wo das Defizit
im Verkehrssektor 12 % der staatlichen
Wahrungseinnahmen verschlang
(Weltbank 2002).

e vor allem in den Stadten die wachsen-
den Umweltprobleme durch Staus,
Larm- und Schadstoffemissionen durch
eine breite Palette moglicher MaBnah-
men und Ansatzmdglichkeiten zu redu-
zieren.

¢ die Verkehrssicherheit zu erhéhen, um
die Zahl von Uber 500.000 getdteten
Unfallopfern aus dem StraBenverkehr,
davon Uber 70 % FuBganger, zu verrin-
gern.

Die Riickkehr aus Nepal nach
Deutschland lasst Gemeinsamkeiten
und Unterschiede sichtbar werden

Ohne Verspatung erreicht die S-Bahn vom
Flughafen den Hauptbahnhof und die
letzte Etappe des ,interkulturellen”
Weges nach Hause kann recht komforta-
bel und schnell bewaltigt werden. Die
Unterschiede zwischen Nepal und der
Bundesrepublik kénnten kaum gréBer
sein, doch gibt es auch Gemeinsamkeiten:
Beispielsweise wird einmal mehr deutlich,
dass Mobilitat und Verkehr weltweit kein
Selbstzweck sind, sondern vielmehr eine
dienende Funktion austben und mit der
gesellschaftlichen Entwicklung eng ver-
bunden sind. Prinzipielle Parallelen beste-
hen auch in der Dringlichkeit zur Ursa-
chen- und Problemldsung anschwellender
Stadtverkehre vor dem Hintergrund der
Aufgabenteilung zwischen 6ffentlichem
bzw. kollektivem und individuell-motori-
siertem Verkehr, wenngleich nattrlich die
unterschiedlichen jeweils zur Verfliigung
stehenden finanziellen Ressourcen ande-
re Mittel zur Problemlésung erlauben.
DarUber hinaus scheint jedoch bei Lichte
besehen - der Wettlauf zwischen organi-
schem (im Sinne von ungeregeltem)
Wachstum und geordneter Planung der
Verdichtungsrdume in unserer hoch-
industrialisierten Gesellschaft zugunsten
einer geregelten Stadt- und Verkehrspla-
nung entschieden worden zu sein, in vie-
len Landern des Stdens hingegen wurde
die geregelte Planung von der Dimension
der Probleme und ihrer zeitlichen Ent-

wicklung regelrecht Uberrollt. Noch gra-
vierendere Unterschiede werden aber in
der wertenden Bedeutung und gesell-
schaftlichen Einordnung von Mobilitat
allzu offensichtlich: Subsumiert die indus-
trielle und postindustrielle Gesellschaft
das ,Gut Mobilitét” gerne unter dem
Begriff ,Lebensqualitat”, einem Begriff
der frihen 70er-Jahre, als die wohlhaben-
de Welt begann, Uber die ,Folgen des
Wachstums” zu diskutieren, hat Mobilitat
fur die Bevolkerung in vielen Entwick-
lungs- und Schwellenldandern aufgrund
dortiger Fehlentwicklungen einen ganz
anderen Stellenwert: Mobilitat heiBt
dann schlichtweg Sicherung der Grundbe-
durfnisse.
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Produkt Mobilitat

Vom Automobilhersteller zum

Mobilitatsanbieter

Mobilitatsdienstleistungen und ihre Umsetzung in der Automobilwirtschaft

Von Willi Diez und Stefan Reind!

Prof. Dr. Willi Diez ist Leiter des Instituts
fur Automobilwirtschaft e.V. an der Fach-
hochschule Nirtingen in Geislingen.

Stefan Reindl ist Projektleiter dort.

Mobilitdat im Alltag scheint heute weitge-
hend mit Automobilitat gleichgesetzt zu
werden. Und Autohduser gelten als Ver-
kaufsstellen fiir Autos. Die Produktpalette
von Herstellern und Verkaufern hat sich
langst betrachtlich erweitert: zu Finanzie-
rungsinstituten. Der Umfang der Dienst-
leistungen erweitert sich stindig, geht im
Bereich der Nutzfahrzeuge gelegentlich
schon hin zum Management ganzer Flot-
ten. Noch weit scheint der Weg zum Ange-
bot von Mobilitat, mit der Vernetzung aller
Verkehrstrager wie Auto, Bahn und Flug-
zeug. Die Richtung ist klar, es ist nur noch
eine Frage der Zeit, bis aus den Autohau-
sern Fachmarkte fiir Mobilitdt geworden
sind. Red.

Pkw-Nutzung ziemlich resistent
gegeniiber politischen Eingriffen

Wie zahlreiche Untersuchungen belegen,
erweistsich die Pkw-Nutzunginsgesamtals
relativ robust gegen politische Eingriffe in
die Verkehrsmittelwahl. Nur durch eine
sehr massive Verteuerung und Behinde-
rung der individuellen Mobilitat, wie z.B.
eine Verdoppelung der Kraftstoffpreise
undweitgehende Parkraumregulierungen,
lieBen sich nachhaltige Effekte erreichen,
dieallerdings auch nur ausreichen wirden,
das Niveau des Pkw-Verkehrs in etwa auf
dem heutigen Stand zu begrenzen (vgl.
DIW 1990). Was die Entwicklungen des
Automobilmarktes insgesamt anbelangt,
ist davon auszugehen, dass sich die bereits
in den letzten Jahren erkennbaren kaufre-
levanten Trends fur Automobile nicht nur
fortsetzen, sondern moéglicherweise sogar
noch beschleunigen werden.’

Vor diesem Hintergrund hat die Deutsche
Shell in ihrer Motorisierungs-Prognose
zwei Szenarien zur kinftigen Entwicklung
des Bestandes und der Neuzulassungen
von Pkw und Kombi bis zum Jahr 2020 ent-
wickelt.? Der Prognose zufolge wird bis
zum Jahr 2010 ein Anstieg des Pkw-Be-
standes von gegenwartig rund 42,8 Mio.
Fahrzeugenauf47,4Mio. bis49,0 Mio. Pkw
und Kombi erwartet. Dies entspricht ei-
nem jahrlichen Wachstum zwischen rund
0,4 und 1,1 Prozent. Fir den Zeitraum von
2011 bis 2020 weist die Studie hingegen
nur noch jahrliche Wachstumsraten zwi-
schen-0,1Prozentund 1,0 Prozent fur den
Bestand aus (vgl. Shell 2001, S. 38 ff.).
Entgegen der Voraussagen zu den Ent-
wicklungslinien im Absatzmarkt fur Auto-
mobile geht eine Vielzahl von Prognosen
zum Mobilitatsverhalten davon aus, dass
die Personenverkehrsleistungen in Zu-
kunft weiter ansteigen werden. So sagte
beispielsweise das Deutsche Institut flr
Wirtschaftsforschung (DIW) bereits 1992
einen Anstieg der Personenverkehrsleis-
tungen um 22,5 Prozent bis zum Jahr 2010
voraus (vgl. DIW 1994). Auch neuere Prog-
nosen und Einschatzungen bestatigen
diese Tendenzen (vgl. Canzler 2002, S. 65).
Besonders hohe Zuwachse werden im Ur-
laubs- und Freizeitverkehr erwartet. Dem-
gegenuber wird der Berufs- und Ausbil-
dungsverkehr nur unterdurchschnittlich
wachsen (vgl. Diez 2001, S. 105).

Eine Neuausrichtung der
Angebotsstrukturen durch
Mobilitatsdienstleistungen

Fir die Automobilwirtschaft kénnte die
Neuausrichtung der Angebotsstrukturen
durch Mobilitatsdienstleistungen sowohl

einen Beitrag zur Beschaftigungssiche-
rung als auch zu den Innovationszielen
der Automobilbranche leisten. Zudem
wuarde man den langfristigen Trends im
Kundenverhalten wie der Okologieorien-
tierung, dem Wunsch nach Flexibilisie-
rung und Multioptionalitdt sowie gleich-
zeitig der zunehmenden Preis- und Kos-
tensensibilitdt gerecht (vgl. hierzu Becker
1998, S. 756f.; Belz 1996; Diez 2001, S.
109ff.). Die mobilitatsaffinen Dienstleis-
tungen im Automobilbereich orientieren
sich heute sehr stark am traditionellen
Leistungsspektrum der Automobilbran-
che. So kénnen grundsatzlich neben
mobilitatsschaffenden und mobilitatssi-
chernden Dienstleistungen (vgl. Rennert
1993, S. 111) auch mobilitatserweiternde
Dienstleistungen unterschieden werden
(Abbildung 1).

In Abhangigkeit von der Erwartungs-
haltung der Automobilkunden sollte
beim Dienstleistungsspektrum darutber
hinaus zwischen Muss-, Soll- und Kann-
Dienstleistungen differenziert werden
(vgl. Diez 2001, S. 183 ff.). Bei den gegen-
wartig von den Akteuren der automobi-
len Wertschépfungskette angebotenen
Mobilitatsdienstleistungen handelt es sich
Uberwiegend um Muss- und Soll-Dienst-
leistungen.

Das Car-Sharing-Konzept konnte sich
bis jetzt nicht recht durchsetzen

Zu den mobilitatsschaffenden Muss-
Dienstleistungen zéhlen heute insbeson-
dere die Kaufberatung mit Probefahrten
sowie die Automobilvermietung im Scha-
dens- und Reparaturfall —das so genannte
Ersatzwagengeschaft des Automobilhan-
dels. Zusammen mit dem traditionellen
Autovermietgeschédft, das heute im Be-
sonderen durch die vier groBen Anbieter —
Avis, Europcar, Hertz und Sixt — wahrge-
nommen wird, konnte eine Briicke zu den
mobilitatserweiternden Dienstleistungen
geschlagen werden (vgl. Frick/Reind!
2001, S. 333). Das Autovermietgeschaft
wird vor diesem Hintergrund an spaterer
Stelle néher beleuchtet. Das Car-Sharing-
Konzept konnte sich im Rahmen der Soll-
Dienstleistungen nach einer anfanglichen
Euphorie zu Beginn der 90er Jahre bislang
in der Automobilbranche nicht durch-
setzen (vgl. Diez/Reindl 2001: 18ff. und
Canzler et al. 2001, S. 62ff.).3 Fahrschulen
sind heute ebenfalls nur sehr sporadisch
und Uberwiegend durch die Verpachtung
von Raumen an externe Akteure an ein-
zelnen Autohaus-Stltzpunkten integriert
(vgl. Diez/Reindl 1998, S. 238 ff.). Im Hin-
blick auf das Fahrzeugrecycling mussen
insbesondere die gesamtwirtschaftlichen



Abb. 1: ,,Automobile” Dienstleistungen im Uberblick
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Quelle: Modifizierte Darstellung in Anlehnung an Diez 2001, S. 183

Auswirkung der gesetzlichen Neurege-
lung der Altautoverordnung vom 1. Juli
2002 erst noch abgewartet werden (vgl.
ZDK 2002, S. 26).* Ein besonderes Augen-
merk legen die Akteure der Automobil-
wirtschaft allerdings inzwischen auf
die Finanzdienstleistungen wie Leasing,
Finanzierung und Versicherung. Diesem
Dienstleistungsspektrum ist daher ein
eigener Abschnitt gewidmet.

Neben den mobilitdtssichernden
Dienstleistungen haben vor allem
die mobilitatserweiternden

eine Zukunftsperspektive

Der technische Service in Form von War-
tungs- und Reparaturarbeiten sowie die
Gewdhrleistungs- und Kulanzabwicklung
bei Neu- und Gebrauchtfahrzeugen sind
heute die wesentlichen mobilitatssichern-
den Muss-Dienstleistungen der Automo-
bilbranche (vgl. Diez 2001, S. 194 ff.).
Daneben hat sich die ,Mobilitatsgaran-
tie” als Bindeglied zwischen Muss- und
Soll-Dienstleistungen etabliert. Diese
Dienstleistung soll —und dabei kénnte der
Begriff etwas missverstandlich aufgefasst
werden —die Automobilitat des Kundenin
der Regel durch einen Ersatzwagen bei
auBerplanmaBigen Reparaturen auBer-
halb der Wartungsintervalle gewahrleis-
ten.> Das Full-Service-Leasing konnte sich
davon abgesehen als Angebotserweite-
rung des Finanzdienstleistungsbereichs
hauptsachlich bei Nutzfahrzeugen durch-
setzen. Es schlieBt neben dem Fahrzeug
auch dessen Wartungs- und Reparaturar-
beiten in die Leasing-Rate ein. Im Flotten-
bzw. Fuhrparkmanagement schlieBlich
sehen die Hersteller und Importeure ein
grofB3es und zukunftsweisendes Marktpo-
tenzial, wenngleich der Markt in Deutsch-
land im internationalen Vergleich noch
verhéaltnismaBig unterentwickelt ist (vgl.
Finsterwalder-Reinecke 1999, S. 4). Dieser
Angebotsvariante, die auf Elementen des

Full-Service-Leasings aufsetzt, ist ein eige-
ner Abschnitt gewidmet.

Die mobilitdtserweiternden Dienstleis-
tungen stellen heute nahezu ausschlieB3-
lich Soll- und Kann-Leistungen in der
Automobilbranche dar (vgl. Diez 2001,
S. 183ff.). Kundenclubs werden dabei
durch Hersteller- und Importeure vor
allem zur Intensivierung der Kundenbin-
dung eingesetzt. Sie spielen allerdings bei
der Wertschépfung im Sinne eines Profit-
Centers in der Regel eine eher unterge-
ordnete Rolle. Die Einrichtung von Reise-
bliros sowie die Etablierung von ent-
sprechenden Angeboten durch die Au-
tomobilbranche konnte sich bislang
kaum durchsetzen (vgl. Diez/Reind/ 1998,
S. 238ff.). Ebenso kam das Pool-Leasing in
der Regel nicht Gber die Projektphase hin-
aus. Dabei stellt Pool-Leasing ein intramo-
dales Mobilitatssystem dar, das flexible
Zugriffsrechte auf einen typ- und/oder
markenspezifisch differenzierten Fahr-
zeug-Pool ermoglichen kann (vgl. Diez
1991). Dadurch kénnte den Kundenbe-
durfnissen — namlich einer am jeweiligen
Einsatzzweck orientierten Fahrzeugwahl
— in geeigneter Form nachgekommen
werden. Basierend auf dem Pool-Leasing-
Ansatz konnte ein weiterer Schritt zu
intermodalen Angeboten fuhren. Derarti-
ge Mobilitatsangebote mussten das Auto-
mobil mit anderen Verkehrstragern des
offentlichen Verkehrs vernetzen. Wegen
des hohen Innovationsgrades beschaftigt
sich ein eigenes Kapitel mit den Chancen
zur Umsetzung derartiger Angebotsfor-
men durch die Akteure der Automobil-
branche.

Héndlereigene Vermietungen
von Ersatzwagen

Uber die traditionellen Kerngeschaftsfel-
der — wie Neu- und Gebrauchtwagenver-
kauf sowie Teile- und Kundendienst-
bereich — hinaus konnte sich als Produkt-

Support vor allem die Autovermietung im
Angebotsspektrum der automobilwirt-
schaftlichen Akteure etablieren. Unter
Automobilvermietung versteht man die
befristete entgeltliche Uberlassung eines
Fahrzeuges zur Nutzung durch einen Mie-
ter (vgl. Diez 2001, S. 207). Zu unterschei-
den ist in diesem Zusammenhang vor
allem

e das Ersatzwagengeschaft sowie

¢ das traditionelle Vermietgeschaft

fur die private und geschéaftliche Nutzung.
Der erstgenannte Bereich des Ersatz-
wagengeschéfts wird durch in der Regel
von fabrikatsgebundenen Autohdusernin
Kooperation mit den héandlereigenen
Vermietfirmen wahrgenommen. Mittler-
weile sind beispielsweise mehr als 2040
VW/Audi-Partner, mehr als 220 Seat-
Handler und ungeféahr 190 Skoda-Ver-
tragspartner mit Gber 15000 Mietwagen
als Lizenzpartner der 1992 gegriindeten
Vermietgesellschaft Euromobil ange-
schlossen. Zudem besitzen etwa 1500
Opel-Vertragspartner mit rund 18500 Ver-
mietfahrzeugen eine Lizenz von Opel-
rent. Die Markenhandler und Werkstatten
der Marke Ford sind mit etwa 4000 Fahr-
zeugen an 340 Stationen im Rahmen eines
Lizenzvertrages mit der Fa. Ford-Motor-
rent tatig (vgl. Diez/Reindl 2001, S. 18).
Ersatzwagen werden den Automobil-
kunden bei Unfallinstandsetzungen, Re-
paraturen, Kulanz- und Garantiearbeiten
entgeltlich zur Verfigung gestellt. Die
Umsatzstruktur der handlereigenen Au-
tovermietungen unterscheidet sich daher
erheblich von der Situation bei den reinen
Autovermietern. Rund 30 % des Umsatzes
stammen aus dem Ersatzwagengeschaft
bei Wartungs- und Reparaturarbeiten
(vgl. BAV 2001) — ein Segment, das die tra-
ditionellen Autovermieter nicht explizit
bedient hatten. Mehr als ein weiteres Drit-
tel des Umsatzvolumens der fabrikatsge-
bundenen Vermietungen stammt aus dem
Unfallersatzwagengeschéaft. Vor allem die
kleineren, lokalen Autovermieter mus-
sten unter diesem Umstand leiden. Hinzu
kam der Druck der , GroBen Vier” (Sixt/
Budget, Herz, Avis und Europcar), der die
Zahl derer in der nahen Vergangenheit
stark rticklaufig werden lieB3. In den Markt-
segmenten der Geschaftsreise und der
Touristik sind die Autohauser als Autover-
mieter aber kaum oder gar nicht vertreten.
Bei der Analyse von Daten des Bundesver-
bandes der Automobilvermieter (BAV)
fallt zudem auf, dass die Anteile des fabri-
katsgebundenen bzw. handlereigenen
Vermietgeschaftes nicht enthalten sind,
da die Automobilvermietung im Auto-
haus in der Regel nicht als hauptsachlicher
Betriebszweck bzw. als vordergrindige
~Haupteinnahmequelle” ausgewiesen
wird (vgl. Frick, S. u.a. 1998, S. 27). Wenn
auch derzeit keine aussagekraftigen
Daten vorliegen, so durfte — nach Analyse
von Aussagen der Verantwortlichen bei
den Lizenzgebern - dieser Anteil am
Gesamtumsatz der Vermietbranche nicht
unbedeutend sein (vgl. Diez/Reindl 2001,
S. 19).5 Den angegebenen Umsatzvolumi-
na des BAV steht demnach ein Wachstum
der handlereigenen, fabrikatsgebunde-
nen Autovermietungen gegenuber. Die
Einschatzung stagnierender bzw. nur



gering wachsender Umséatze in der Auto-
vermietbranche durfte also — schon allein
aufgrund der luckenhaften Statistik —
unvollstandig sein.

AuBer Sixt sind die
reinen Autovermieter Tochter
der Automobilhersteller

Vermietungen Uber das Ersatzwagenge-
schaft hinaus sind im Automobilhandel
heute eher noch eine Seltenheit, da ent-
sprechende Marketingstrategien entwe-
der noch nicht entwickelt wurden oder
vorhandene kaum konsequent verfolgt
werden.

Als systemimmanente Schwdche des
Automobilhandels im Vermietgeschaft
hat sich dabei vor allem das Fehlen der
.One-way-Mieten” herausgestellt. Die-
sem Markt haben sich heute die groBBen
Autovermietgesellschaften wie Sixt/Bud-
get, Hertz, Avis und Europcar angenom-
men. Mit einem Anteil von rund 64 % des
Branchenumsatzes beherrschen die gro-
Ben Vier das reine Autovermietgeschaftin
Deutschland (vgl. BAV 2002). Auf den
ersten Blick kénnte man vor dem Hinter-
grund des hohen Anteils zu dem Schluss
kommen, dass das Vermietgeschaft durch
branchenfremde Akteure dominiert
wird.” Dieser Eindruck tauscht, denn ledig-
lich Sixt ist heute noch ein wirtschaftlich-
rechtlich unabhéngiger Anbieter. Der
Global Player Europcar ist beispielsweise
mit seinen 2400 Stationen in Europa -
allein in Deutschland sind es 450 -
und 140000 Fahrzeugen seit November
1999 eine 100-Prozent-Tochter von Volks-
wagen. Hertz wird ebenfalls zu 100 Pro-
zent von einem Automobilhersteller , be-
herrscht”, namlich von Ford. Dartber hin-
aus halt General Motors eine Beteiligung
an AVIS. Zusammen genommen decken
die Tochterunternehmen der Automobil-
hersteller den Markt fur Autovermietun-
gen zu 40 % ab.

Finanzdienstleistungen:
gegenwartig werden 38 % aller
Neuwagen mit Finanzierungs- und
Leasingvertrdagen verkauft

Die wichtigsten Arten automobilwirt-
schaftlicher Finanzdienstleistungen sind
die Finanzierung, das Leasing sowie

s

Der Start in die automobile Gesellschaft

die Versicherung von Fahrzeugen. Die

Bedeutung dieser Leistungen hat in den

letzten Jahrzehnten stetig zugenommen.

So wurden im Jahr 2000 allein durch die

13 Mitgliedsinstitute des Arbeitskreises

der Banken und Leasinggesellschaften der

Automobilwirtschaft rund 38 Prozent

aller neu zugelassenen Fahrzeuge mit

Finanzierungs- und Leasingvertréagen ver-

kauft (vgl. Finsterwalder-Reinecke 2002a,

S. 20). Hinzu kommen Abschlisse der

branchennahen und -fremden Kreditinsti-

tute sowie der Gebrauchtwagenmarkt.®

Der Anteil der Automobilwirtschaft bei

der Kraftfahrzeugversicherung liegt bei

rund 18,6 Prozent aller Neuwagen und

17,3 Prozent aller Gebrauchtwagen (GDV

2001). Das Absatzpotenzial des automo-

bilwirtschaftlichen Vertriebskanals im

Versicherungsgeschaft wird auf eine

Penetrationsrate von insgesamt 33 Pro-

zent aller Fahrzeugverkaufe eingeschatzt

(vgl. Finsterwalder-Reinecke 2002b, S. 26).

Eine Marke, die bereits fur das Jahr 2007

erwartet wird.

Mit dem Angebot von Finanzierungs- und

Leasingangeboten verfolgen die Auto-

mobilhersteller im wesentlichen drei Ziele

die in den folgenden drei Funktionen
deutlich werden (vgl. Diez 2001, S. 188f.;

Diez/Brachat 1994, S. 250ff.; Kiefer 2001,

S. 288ff.; Kolb 1990, S. 44ff.; Schantz/

Grzimek 1995, S. 315 ff.):

e mit Finanzierung und Leasing sollen
mogliche Kaufhemmnisse Uberwunden
werden (Absatzférderungsfunktion),

¢ mit dem Leasing kann eine zusatzliche
Kundenbindung geschaffen werden, da
der Kunde bei Vertragsende sein Fahr-
zeug in der Regel zuruckgibt (Kunden-
bindungsfunktion) und

e schlieBlich stellen Finanzierung und
Leasing mittlerweile nicht unerhebliche
eigenstandige Ertragsquellen dar (Ge-
winnerzielungsfunktion).

Die Absatzférderungsfunktion ist insbe-

sondere in konjunkturschwachen Zeiten

oder fur Fahrzeuge mit einer — aus wel-
chen Granden auch immer — mangelnden

Marktakzeptanz von Bedeutung. Finan-

zierung und Leasing stellen insofern gute

Instrumente zur Absatzférderung dar, da

mit glnstigen Finanzierungs- und Lea-

singkonditionen das tatsachliche Ausmaf
von Preisnachldssen gegentber dem Kun-
den verschleiert werden kann. Auf diese
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Weise kdénnen temporare Kaufanreize
geschaffen werden, ohne dass die lang-
fristige Preispositionierung im Markt auf-
gegeben werden muss.

Die Kundenbindungsfunktion wird da-
raus deutlich, dass aufgrund des Leasing-
vertrages der Zeitpunkt des Ersatzbedar-
fes genau vorhersehbar ist und der Kunde
rechtzeitig auf einen Folgekauf oder ein
neues Leasingangebot angesprochen
werden kann. AuBerdem ist der Leasing-
nehmer wahrend der Vertragslaufzeit ver-
pflichtet, seinen Kundendienst in einer
Vertragswerkstatt des Herstellers durch-
zufuhren. Daraus ergeben sich fur das
Werkstatt- und Teilegeschaft positive
Ruckwirkungen.

Die Vorteile der Herstellerbanken

Aufgrund des Trends zum Downstream-
Management-also der Ausschépfung der
Produktion nachgelagerter Wertschop-
fungsoptionen - in der Automobil-
wirtschaft wird schlieBlich die Gewinn-
erzielungsfunktion immer bedeutender.
Wegen der relativ niedrigen Refinanzie-
rungskosten und fehlender Kosten fur die
FUhrung eines Filialnetzes, kénnen Her-
stellerbanken im Vergleich zu den Univer-
salbanken attraktive Konditionen anbie-
ten und gleichzeitig noch interessante
Margen realisieren. Angesichts sinkender
Bruttoertrage im Kerngeschaft werden
daher Finanzdienstleistungen fur die
Automobilhersteller immer wichtiger.

Betrachtet man die jeweilige Wettbe-
werbsposition der verschiedenen Anbie-
ter im Finanzdienstleistungsmarkt, so lasst
sich zunachst festzustellen, dass die
besondere Starke der herstellergebunde-
nen Banken darin besteht, dass sie Uber
ihre Handelsorganisationen tber einen
kundennahen Absatzweg verfugen. Aller-
dings sind die Handler nicht gezwungen,
die Finanzdienstleistungsprodukte ihrer
Hersteller zu vertreiben, sondern kénnen
auch mit anderen Finanzdienstleistungs-
anbietern zusammenarbeiten. Gleich-
wohl entscheiden sich viele Handler far
eine Zusammenarbeit mit ihrem Her-
steller, da sie letztlich ein gemeinsames
Marktinteresse mit dem Hersteller verbin-
det und eine Zusammenarbeit mit der
Herstellerbank Uber die Absatzfinanzie-
rung hinaus Vorteile bringen kann (z.B.

fand in Baden-Wurttemberg statt, als Berta Beng 1886 die Erfindung ihres Mannes testete. Im Jahr davor fuhr das erste Motorrad in
Cannstatt, mit dem Motor von Gottlieb Daimler.

Foto: Archiv DaimlerChrysler AG



bei der Einkaufs- und Investitionsfinanzie-
rung). Ein weiterer Vorteil der hersteller-
gebundenen Banken besteht darin, dass
der jeweilige Vertragshandler beim Kauf
eines Neuwagens in der Regel den Erst-
kontakt mit dem Kunden hat, so dass er
Kaufinteressenten schon im Beratungsge-
sprach einen Finanzierungsangebot un-
terbreiten kann. AuBerdem verfiigen die
herstellergebundenen Banken gemeinsa-
men mit den Handlern Uber ein hohes
Know-how im Fahrzeuggeschaft, was ins-
besondere bei der Weitervermarktung
von Leasingrucklaufern von Bedeutung ist
(vgl. Diez 2001, S. 190). Die groBBen Her-
stellerbanken wie VW Financial Services
und die DaimlerChrysler Bank AG haben-
vor diesem Hintergrund ihr Leistungs-
spektrum Uber den Product Support hi-
naus bereits erweitert. Neben Finanzie-
rung und Leasing werden mittlerweile
auch traditionelle Bankdienstleistungen
fur Privat- und Firmenkunden angeboten.
Die nebenstehende Abbildung 2 zeigt
exemplarisch das Angebotsspektrum der
Daimler Chrysler Bank.

Verstarkt versuchen die Hersteller
auch Versicherungen zu penetrieren

Verstarkt versuchen die Automobilherstel-
ler auch Versicherungsdienstleistungen
anzubieten. Dies geschieht nicht zuletzt
vor dem Hintergrund, dass man dadurch
dem Wunsch der Automobilkunden nach
einem umfassenden Dienstleistungsange-
bot rund um das Fahrzeug nachkommen
mochte. Ziel ist neben einer Ertragsopti-
mierung ebenso eine Erhéhung der Kun-
denzufriedenheitsowie die Vertiefung der
Kundenbindung an die Automobilmarke
(vgl. Kiefer 2001, S. 294). Entscheidend fur
den Abschluss einer Kraftfahrzeugversi-
cherung sind aber mittlerweile Preise und
Konditionen (vgl. Berger 2002).° Erst auf
den dahinter liegenden Rdngen werden
durch die Automobilkunden weitere
Argumente Convenience-, Vertrauens-
und Kompetenzaspekte genannt. Nach
Einschatzung der Analysten von Roland
Berger lagen gerade aber die Starken der
fabrikatsgebundenen Versicherer im Mar-
keting. Die Autobanken wéren am ehes-
ten in der Lage, die Konditionen- und
Preisgestaltung im Hinblick auf das Pro-
dukt Automobil entsprechend darzustel-
len (vgl. Finsterwalder-Reinecke 2002c, S.
46). Der Roland-Berger-Studie zufolge hat-
ten daruber hinaus die Fabrikatsversiche-
rungen eine besonders hohe Akzeptanz
bei den Automobilkunden.

Das Flotten- und Fuhrpark-
management in Deutschland:
immer noch wenig verbreitet

Unter Flottenmanagement — in einer Viel-
zahl von Publikationen auch Fuhrpark-
management genannt - ist die systemati-
sche Konzeptionierung und Steuerung
eines Fuhrparks zu verstehen (vgl. Klaus
1997, S. 320). Es umfasst sowohl die Or-
ganisation als auch das Betreiben eines
Fuhrparks, einschlieBlich des taglichen Ein-
satzes. Die Aufgabenfelder des Fuhrpark-
managements sind in der Abbildung 3 zu-
sammenfassend dargestellt. Der Umfang

Abb. 2: Fallbeispiel zu Finanzdienstleistungen: DaimlerChrysler Bank AG

wie folgt skizzieren:

L]
e Restschuld-Versicherung
L]

(DCS VVD)

e Teil- und Vollkasko-Versicherung
e Kraftfahrzeug-Schutzbrief

Fleet Management)

Benz CharterWay)

Die DaimlerChrysler Bank AG ist das Finanzdienstleistungsunternehmen von
DaimlerChrysler Services in Deutschland. Zielgruppen sind sowohl Privatkunden
als auch Firmenkunden. Das Angebot umfasst Finanzierung, Leasing, Versiche-
rungen, Flottenmanagement und Geldanlagen. Das Leistungsspektrum lasst sich

1. Fahrzeugdfinanzierung: DaimlerChrysler Services Kredit

e Finanzierung fur Privatkunden (Privat-Kredite)
Finanzierung fur gewerbliche Kunden (Geschaftsfahrzeug-Kredite)

Sonderaktionen (Verkaufsférderung)

2. Fahrzeugleasing: DaimlerChrysler Services Leasing

e Leasing fur Privatkunden (Privat-Leasing)

e Leasing fur gewerbliche Kunden (Geschaftsfahrzeug-Leasing)

e Leasing fur Servicckomponenten, z.B. Wartung, Reparatur, Kfz-Steuer,
Rundfunkgebihren, Kraftstoff, Reifenersatz etc. (Service-Leasing)

3. Versicherung: DaimlerChrysler Services Vorsorge und Versicherungsdienst

e Kraftfahrzeug-Haftpflicht-Versicherung

4. Flottenmanagement: DaimlerChrysler Services Fuhrparkmanagement
e Markenubergreifendes Fuhrparkmanagement (DaimlerChrysler Services

¢ Mobilitatsdienstleistungen fur Mercedes-Benz Nutzfahrzeuge (Mercedes-

5. Geldanlagen: Innovative Geldanlageprodukte
e z.B. DaimlerChrysler Bank Tagesgeldkonto (tagliche Verfligbarkeit)
e z.B. DaimlerChrysler Bank Sparplan (1 bis 6 Jahre Laufzeit)
¢ z.B. Mercedes-Benz Vaneo Sparplan (Bonuszahlung bei Kauf, Leasing oder
Finanzierung eines Mercedes-Benz Vaneo)

Quelle: DaimlerChrysler Bank AG 2002

des Fuhrparkmanagements reicht dem-
nach Gber das des Full Service Leasing weit
hinaus. Insbesondere schlieBt er die opera-
tive Steuerung der Fahrzeugflotte (Ein-
satz- und Tourenplanung) mit ein. Gegen-
stand des Fuhrparkmanagements kénnen
sowohl Pkw- wie auch Nutzfahrzeugflot-
ten sein (vgl. Diez 2001, S. 206).

Der Markt fur Fuhrparkmanagementleis-
tungen ist in Deutschland im internationa-
len Vergleich noch relativ klein. Dies mag
mit dem Deutschland immer noch relativ
stark ausgepragten Eigentumsdenken

zusammenhangen. Deutlich weiter entwi-
ckelt-sowohlim Hinblick auf das Volumen
als auch die Angebotsformen - sind die
Fuhrparkmanagement-Markte in Frank-
reich und GroBbritannien (vgl. Scheffer
1998, S.17 ff). Aufgrund eines verstarkten
Outsourcings wird allerdings in Zukunft
mit einem deutlichen Anstieg der Nachfra-
ge nach Fuhrparkmanagementleistungen
gerechnet (vgl. Finsterwalde-Reinecke
1999, S.4). Die wichtigsten Anbietergrup-
pen von Fuhrparkmanagementleistungen
sind (vgl. Diez 2001, S. 206):

Abb. 3 Aufgabenfelder im Fuhrparkmanagement

Finanz-
leasing

Full Service
Leasing/
Contract Live

Kraftstoffe

Fuhrpark-
management

Gestaltung der Fuhrparkstruktur
e Dimensionierung der Flotte

¢ Konfiguration der Fahrzeuge
[ e Finanzierung

Unterhalt des Fuhrparks
e Technischer Service

e gesetzliche Untersuchungen
e Fahrzeugersatz
e Datenerfassung und -auswertung

Einsatz des Fuhrparks

¢ raumliche Konfiguration der Liniennetze

e Festlegung der Fahrzeugeinsatzregeln

¢ Tourenplanung (Zuordnung Fahrer, Fahrzeug, Route)

e Gestaltung einer Informations- und
Kommunikationsarchitektur

Quelle: Diez 2001, S. 20



¢ herstellerabhangige Fuhrparkmanage-
mentgesellschaften,
¢ herstellerunabhéngige Automobillea-
singgesellschaften,
e spezialisierte Fuhrparkmanagementge-
sellschaften sowie
e dartber hinaus Mineralélgesellschaf-
ten.
Bei herstellerabhdngigen Fuhrparkmana-
gementgesellschaften handelt es sich in
der Regel um Tochtergesellschaften der
groBen Automobilhersteller wie z.B. die
Europcar Fleet Services GmbH der VW
Financial Service AG, die Alphabet GmbH
als BMW-Tochter oder Debis Car Fleet
Management GmbH, eine Tochtergesell-
schaft von Daimler-Chrysler.
DarUber hinaus agiert eine ganze Reihe
der herstellerunabhéngigen Leasingge-
sellschaften mit einem Dienstleistungs-
spektrum, das Uber das reine Fahrzeuglea-
sing hinausgeht. Allerdings decken sie mit
ihrem Leistungsprogramm zumeist nicht
den Bereich der operativen Einsatz- und
Routenplanung ab. Beispiele dafur sind
die ALD, Deutsche Auto Leasing, LHS,
Lease Plan und Dekra Fleetservices. Bei
den spezialisierten Fuhrparkmanage-
mentgesellschaften handelt es sich um
Anbieter, deren Leistungsschwerpunkt
sich auf die Beschaffung, die Organisation
und die Kostenanalyse des Fuhrparks kon-
zentriert. Finanzierung und Leasing von
Fahrzeugen werden entweder gar nicht
angeboten oder spielen eine nur unterge-
ordnete Rolle. Beispiele dafur sind FMD,
Avis Fleet Services und CPM. Daruber hin-
aus bieten nahezu alle Mineraldlgesell-
schaften im Rahmen von Tankkarten auch
weitergehende Fuhrparkmanagement-
leistungen an.
Fur die Automobilhersteller ist das Fuhr-
parkmanagement von einer erheblichen
strategischen Bedeutung. So muss durch
eine Vorwartsintegration verhindert wer-
den, dass sich unabhangige Leistungsan-
bieter zwischen sie und ihre Kunden schie-
ben. AuBerdem stellt das Fuhrparkma-
nagement ein nicht unerhebliches Wert-
schopfungs- und Ertragspotential dar.
Andererseits verfiigen unabhéangige
Anbieter in diesem Markt durch ihre Spe-
zialisierung und ihre Markenneutralitat
Uber zwei wichtige Wettbewerbsvorteile.
Der Ausbau der Aktivitaten im Fuhrpark-
Management erfordert daher bei den
Automobilherstellern eine Erweiterung
ihrer Kernkompetenzen (vgl. Diez 2001,
S. 207). Vor diesem Hintergrund hat sich
Volkswagen im Flottengeschaft neu for-
miert."° Die Abbildung 4 zeigt das um
Mobilitatsdienstleistungen erweiterte
Leistungsspektrum der Volkswagen-Flot-
ten-Aktivitaten im Uberblick.

Die Umstellung zum Mobilitéts-
Provider fallt dem Automobil-
produzenten noch schwer

Fur die Automobilwirtschaft kénnte die
Neuausrichtung der Angebotsstruktu-
ren durch vernetzte, integrierte Mobili-
tatsdienstleistungen sowohl einen Betrag
zur Beschaftigungssicherung als auch zu
den Innovationszielen der Automobil-
branche leisten. Die Entwicklung einer
daran ausgerichteten dienstleistungsspe-

Abb. 4 Fallbeispiel zu Flottenmanagement: Europcar Fleet Services

(Modell- und Markenmix)

Kundenanforderungen

Service
¢ Mietwagen: Service Card

2. FLEET-MOTION: Mobilitatskonzepte
e Leasing, Kredit-Finanzierung, Miete
e Wartung und VerschleiBreparaturen sowie Reifenersatz
e Kfz-Versicherung mit Schadenservice und Schutzbrief
e Tankarten, Kfz-Steuern, Rundfunkgebthren, Ordnungswidrigkeiten-

4. FLEET-EUROPE: Konzepte fiir Europa
e LanderUbergreifende Fuhrparklésungen
e Kooperation mit lokalen Partnern in 20 Landern Europas

Die Europcar Fleet Services prasentiert sich als internationaler, fabrikats-
unabhéangiger Flottenmanagementanbieter. Die Unternehmensstrategie
ist darauf ausgerichtet, die individuellen Mobilitatsbedarfe, besonders
von Unternehmen mit landertubergreifenden Fuhrparkstrukturen, durch
entsprechende Fuhrparkdienstleistungen zu decken.

Das Leistungsspektrum lasst sich wie folgt skizzieren:

1. FLEET-CONSULT: Analyse und Consulting

¢ Analyse der bestehenden Fuhrparkstruktur und Car Policy
e Entwicklung der optimalen Zusammensetzung des Fuhrparks

e Erarbeitung eines Finanzierungs- und Mobilitatskonzeptes
(bzw. alternativer Antriebskonzepte)

e Entwicklung und Umsetzung von Outsourcing- und Mobilitats-
konzepten unterschiedlicher Auspragung gemaB der individuellen

e Sale & Lease back fur Eigentumsfuhrparks

3. FLEET-CARS: Steuerung und Reporting

e Schaffung von Kostentransparenz
e Prazisierung des Zugriffs auf alle relevanten Fuhrparkdaten

Quelle: Europcar 2001

zifischen Unternehmenskultur fallt aber
vielen Industrieunternehmen - im Beson-
deren auch den Automobilherstellern -
schwer. So ist es fur Dienstleister von einer
besonderen Bedeutung, dass die Unter-
nehmenshierarchie am weitesten unten
angesiedelten Mitarbeiter den haufigsten
Kundenkontakt haben und daher in
besonderer Weise Uber den Markterfolg
entscheiden (vgl. Meffert 1998, S. 1086).
Es ist daher nicht Uberraschend, dass
eine Vielzahl von Dienstleistungen im
Automobilbereich nicht von den Auto-
mobilherstellern selbst, sondern von
Tochtergesellschaften, Spezialanbietern —
auch von eigentlich branchenfremden
Untenehmen - sowie insbesondere von
den Handlerorganisationen einzelner Her-
steller bzw. Importeure erbracht werden.

Im Visier: der nutzenorientierte
Mobilitatsnachfrager

Mit der Entwicklung ganzheitlicher und
mobilitatserweiternder Konzepte wirde
letztlich der Schritt vom Automobil-
hersteller zum Mobilitats-Provider und
damit vom Industrieunternehmen zum
Dienstleister vollzogen. Grundlage fur
den Aufbau von Mobilitatssystemen sind
die unterschiedlichen Mobilitatsmuster
der Konsumenten. Dabei handelt es
sich um im Zeitablauf relativ stabile
Verhaltensweisen zur Befriedigung der
individuellen MobilitatsbedUrfnisse. An-
hand der Dimensionen ,Besitz- oder Nut-
zenorientierung” einerseits, sowie der
Dimensionen ,Intra- oder Intermodali-
tat” lassen sich vier typische Mobili-

tatsmuster identifizieren (Abbildung 5):

e der besitzorientierte Autofahrer

e der nutzenorientierte Autofahrer

e der besitzorientierte, multioptionale
Autofahrer sowie

e der nutzenorientierte Mobilitatsnach-
frager.

Die besitzorientierten Autofahrer mussen

im Rahmen der traditionellen, sachguto-

rientierten Produktpolitik Gber spezifi-

sche Kundenbindungsprogramme und

Betriebsformen im Handel angesprochen

werden. Die folgenden Ausfihrungen

konzentrieren sich daher auf den nutzen-

orientierten Mobilitatsnachfrager.

~Kilometer-Leasing”: Auto auf Abruf

Die Integration von Mobilitatsdienstleis-
tungen in das automobilwirtschaftliche
Angebotsspektrum weist eine Reihe inter-
essanter Perspektiven flr die Branche auf.
Nicht nur, weil das Mobilitatssystem ,Kilo-
meter Leasing” nach einer gemeinsamen
Studie' des Instituts flir Automobilwirt-
schaft (IFA) und des Rheinisch Westféli-
schen Instituts fur Wirtschaftsforschung
(RWI) ein groBes Marktpotential birgt,
sondern insbesondere, weil es viel mehr
um ein neues Geschaftsverstandnis geht.
Es werden Perspektiven fur eine Neuposi-
tionierung und Profilierung von Akteuren
der Automobilwirtschaft durch einen pro-
aktiven Umgang mit oben angedeutetem
Strukturwandel er6ffnet. Aufgrund der
hohen Relevanz und Aktualitat will der
vorliegende Beitrag in einem ersten
Schritt an die Ergebnisse aus diesem For-
schungsprojekt ankntpfen und die Ansat-
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Abb. 5 Mobilitatsmuster als Grundlage innovativer

Mobilitatsdienstleistungen

Der nutzenorientierte Der nutzenorientierte
81 Autofahrer Mobilitatsnachfrager
S
' = Pool Leasing = Mobilitatssysteme
S (Car-Sharing, Kilometer
z Leasing, Mobility Card)
Der besitzorientierte Der besitzorientierte
N Autofahrer multioptionale Autofahrer
‘»
g = traditioneller Fahrzeugkauf = traditioneller Fahrzeugkauf
(plus fallweise Nutzung von
OPNYV, Bahn, Flugzeug)
Intramodalitat Intermodalitat

Quelle: Diez 2001, S. 218

ze auf Basis eines gemeinsamen Folgepro-
jekts'? des Instituts fur Automobilwirt-
schaft (IFA) und dem Wissenschaftszen-
trum Berlin fir Sozialforschung (WZB) aus
den Jahren 2000 und 2001 fortfuhren. Es
geht auf die Umsetzungsproblematik bei
einer branchen- und wirtschaftsstufen-
Ubergreifenden Zusammenarbeit im
Mobilitatsbereich ein.

Das Forschungsdesign zur RWI-IFA-Studie
basiert auf einer automobilen Referenz-
dienstleistung mit dem Arbeitstitel , Kilo-
meter-Leasing: Auto auf Abruf”. Mit der
so bezeichneten Angebotsleistung, die
dem traditionellen Car-Sharing-Konzept
in wesentlichen Elementen ahnlich ist, soll
eine professionelle und ertragsorientierte
wohnungsnahe Kurzzeitmietform be-
zeichnet werden. Das Mobilitatsangebot
gewahrleistet eine einfache, temporare
Verfugbarkeit von Fahrzeugen rund um
die Uhr. Dieses Angebot richtet sich vor
allem an Wenigfahrer (bis ca. 7000 km
jahrlich), die im Vorhinein bestimmte Kilo-
meter-Pakete erwerben (z.B. 800, 1000,
1500, 2000, 3000 km) und im System regis-
triert werden. So kdnnen monatlich feste
Raten vereinbart werden und dartber
hinausgehende Fahrleistungen entspre-
chend den jeweiligen Stunden- und Kilo-
meter-Satzen in einer monatlichen Ab-
rechnung abgegolten werden.

In einer reprasentativen Befragung von
2504 Fuhrerscheinbesitzern im Alter von
18 bis 69 Jahren wurde den Gesprachs-
partnern im Rahmen von persénlichen
Interviews die wesentlichen Elemente des
Kilometer-Leasing-Angebots in einem
relativ ausfuhrlichen Erlduterungstext
vorgestellt. Dabei konnte neben der Zahl
von moglichen Nutzern auch die von
ihnen praferierten Leistungen durch eine
Zahlungsbereitschaftsanalyse fur einen
konkreten Tarif erhoben werden. Die
dabei gewonnenen Daten bildeten auch
die Grundlage fur eine betriebswirtschaft-
liche Berechnung zur Rentabilitat der
Dienstleistung. Ein unerwartet hoher
Anteil von 18,8 v.H. der Befragten — dies
entspricht hochgerechnet auf die Gesamt-
zahl der deutschen Fuhrerscheinbesitzer
einem Marktpotenzial von 7,341 Millio-
nen Autofahrern® - gab an, Kilometer-
Leasing in der konkret beschriebenen

Form gerne in Anspruch nehmen zu wol-
len. Das Potenzial geht nach den Erfah-
rungen aus den Interviews deutlich Uber
die GréBenordnung der so genannten
soziokulturellen Nische - die heute das
bedeutende Kundensegment der Car-Sha-
rer bildet — hinaus und stellt eher einen
Querschnitt der Bevolkerung dar.

Eine Uberschlagige betriebswirtschaftli-
che Berechnung belegte, dass Kilometer-
Leasing fur die Automobilbranche nicht
nur als ,Folgemarkt” — wie beispielsweise
durch die Gewinnung von Kundenkon-
takten und Kundenfrequenz zur Absatz-
forderung bestehender Kerndienstleis-
tungen —interessant sein kénnte, sondern
auch als eigenes Geschaftsfeld sehr profi-
tabel ware. Selbst bei einer relativ gerin-
gen Ausschopfung des Marktpotenzials
mit nur 1,9 Mio. Nutzern im zehnten Jahr
sowie einer —im Vergleich zur Befragung -
reduzierten jeweiligen Fahrleistung von
1800 km p.a. ergeben sich bereits ab dem
vierten Jahr beachtliche Nettoergebnisse

Hier kénnte ein profitables
Geschiftsfeld entstehen

Da im Rahmen der bereits skizzierten
Befragungsreihe nach konkreten Preis-
Kilometer-Paket-Kombinationen gefragt
wurde, konnte ein potenzielles Umsatzvo-
lumen von 5,7 Mrd. € ermittelt werden,
wobei das durchschnittliche Kilometer-
Paket rund 2.700 km und 925 € umfasste.
Zu diesem Umsatzvolumen kdamen noch
zuséatzlich rund 450 Mio. € an Einnahmen
aus einer monatlichen Grundgebuhr. Hin-
sichtlich des Ertragspotentials wurde in der
Studie unter pessimistischen Annahmen
und der Pramisse einer bestimmten Kon-
stellation einer Mobilitatsverbundgesell-
schaft, fur die zentrale Marketing-, Ab-
rechnungs- und Call-Center-Funktionen
vorgesehen waren, ein mogliches Netto-
ergebnis im zehnten Jahr von rund 143
Mio. € und ein Break-even-Punkt im vier-
ten Jahr ermittelt. Dies zeigt vorerst nur,
dass bei Etablierung des Systems neben
der Gewinnung von Kundenkontakten fur
Folgegeschafte auch ein profitables eige-
nes Geschaftsfeld entstehen kénnte

Bei der Umsetzung von Mobilitatsdienst-
leistungen muss es im Besonderen auch

darum gehen, die Beschaftigung bei den
beteiligten Unternehmen der automobil-
wirtschaftlichten Wertschépfungskette
abzusichern. Die Berechnungsergebnisse
des Instituts fir Automobilwirtschaft (IFA)
und des Rheinisch Westfélischen Instituts
fur Wirtschaftsforschung (RWI) zeigen,
dass Kilometer-Leasing mit 1,9 Mio. Nut-
zern im zehnten Jahr mit rund 8.100 (neu
geschaffenen oder gesicherten) Vollzeit-
stellen kein ,, Jobwunder” sein kann. Die
direkten Beschaftigungswirkungen sind
jedoch positiv und nicht unbedeutend
(vgl. Frick et al. 1998, S. 143). Die Berech-
nungen auf der Basis der Umfragedaten
haben zudem ergeben, dass der Nettosub-
stitutionseffekt mit etwa maximal 6,7 v.H.
der Kilometer-Leasing-Nutzer anzuneh-
men ist. AuBerdem konnte belegt wer-
den, dass die anzunehmenden indirekten
negativen Beschaftigungseffekte fur die
Autoindustrie selbst bei einer Nutzerzahl
von 1,9 Mio. Menschen und Substitutions-
quoten von 3 v.H. bzw. 10 v.H. nicht in der
Lage sind, die positiven Beschaftigungsef-
fekte im Kfz-Gewerbe zu eliminieren (vgl.
Frick etal. 1998, S. 144 f.). Auch wenn eine
einfache Aufrechnung der Szenarien zu
den direkten positiven und negativen
Beschaftigungseffekten des Mobilitats-
Konzepts nicht moglich ist, so fallt bei kri-
tischer Betrachtung der Berechnungser-
gebnisse doch auf, dass die positiven Be-
schaftigungseffekte Uberwiegen, wenn-
gleich sie als nicht ,Uberwaltigend” zu
bezeichnen sind.

Die Vernetzung der verschiedenen
Verkehrstrédger als Ziel

Die Industrieseite wird insbesondere
wegen des Fehlens einer dienstleistungs-
orientierten Unternehmenskultur wenig
Chancen haben, Mobilitatskonzepte im
Alleingang umzusetzen. Auf der anderen
Seite sind einzelne Autohauser und Werk-
statten — insbesondere aus betriebswirt-
schaftlicher Sicht — nicht in der Lage, ein
geeignetes und flachendeckendes System
fur Mobilitatsdienstleistungen eigenstan-
dig zu etablieren. Ein weiterer Grund fur
ein gemeinsames Vorgehen von Handels-
und Industrieseite liegt in der Notwendig-
keit zur Schaffung intermodaler Verkehrs-
systeme, die in der Lage sind, alle relevan-
ten Verkehrstrager bzw. -mittel (z.B. Auto,
Bus, Bahn, Flugzeug, etc.) miteinander zu
vernetzen. Dadurch kénnte verhindert
werden, dass sich so genannte Insellésun-
gen —die sich heute beispielsweise in der
Car-Sharing-Szene herausgebildet haben -
etablieren und dadurch eine sinnvolle Ver-
kntpfung verschiedener Verkehrsanbie-
ter kaum oder gar nicht ermoglicht wird.

Entscheidend fur eine erfolgreiche Umset-
zung vernetzter Mobilitatssysteme am
Markt sind intermodale Schnittstellen und
ein vom Autobaustein initiiertes Agieren.
Das heiBt, innovative Mobilitatsdienstleis-
tungen wirden das Automobil als Ver-
kehrsmittel nicht nur integrieren, sie set-
zen gleichsam darauf auf. Dadurch kénn-
te rasch die notwendige Akzeptanz im
Markt gefunden werden. Um dieser MaB-
gabe zu entsprechen, ist die Beteiligung
der Akteure aus der Automobilbranche
unabdingbare Voraussetzung. Bereits im



Herbst 1998 haben sich vor diesem Hinter-
grund erstmals Unternehmen, For-
schungseinrichtungen und Initiativen
zusammengefunden, eine Providerlésung
fur integrierte Mobilitats- bzw. Verkehrs-
dienstleistungen als eine tatsachlich
bundesweit agierende Dienstleistungs-
plattform aufzubauen, zu betreiben und
in den Wirkungsmaéglichkeiten zu testen.
Durch den Aufbau einer —im organisatori-
schen und technischen Sinne — Dienstleis-
tungsplattform far innovative Mobilitats-
angebote, bei der selbstandige Netzpart-
ner mit eigenen Dienstleistungsproduk-
ten am Markt auftreten, sollten insbeson-
dere Unternehmen der Automobilbran-
chein die Lage versetzt werden, neue Pro-
duktfelder zu erschlieBen und die Chance
zur Professionalisierung des Leistungs-
spektrums erhalten. Obwohl die Projek-
tierung einen ganzheitlichen Innovations-
ansatz mit Aspekten der Mobilitat, der
Dienstleistungswirtschaft, der Verkehrs-
und Umweltpolitik sowie der Arbeitsorga-
nisation beinhaltete, scheiterte das ange-
strebte Vorhaben im Herbst 1999.

Der Weg dorthin ist steinig

Trotz des Scheiterns im ersten Anlauf
brachten die Bemuhungen zur Bildung
eines nationalen Dienstleistungskonzepts
auf Basis einer Mobilitatsverbundgesell-
schaft verschiedene Risiko- und Erfolgsfak-
toren fur die wirtschaftsstufen- und bran-
chentibergreifende Zusammenarbeit zu
Tage. Insbesondere konnte eine kulturelle
Kluft zwischen den beteiligten Akteuren
identifiziert werden. Vor diesem Hinter-
grund sollte das Folgeprojekt von IFA und
WZB in den Jahren 2000 und 2001 in einem
ersten Schritt das Scheitern der branchen-
Ubergreifenden Kooperation zur Einrich-
tung und bundesweiten Verbreitung einer
Dienstleistungsplattform fur innovative
Mobilitatsdienstleistungen analysieren. In
einem zweiten Schritt wurden Empfehlun-
gen darUber erarbeitet, ob und unter wel-
chen Bedingungen sowie mit welchen Ak-
teuren ein erneuter Versuch unternommen
werden kénnte, eine erfolgversprechende
Dienstleistungsplattform aufzubauen.

Es wurde deutlich, dass bei potenziellen
Akteuren der Automobilwirtschaft der

Zum Anbieter von Mobilitat

Abb. 6 Beziehungen der Ebenen im integrierten Mobilitidtskonzept
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Wunsch vorhanden ist, ein partnerschaft-
liches Netzwerk zu etablieren. Dabei soll-
te insbesondere der Kundenkontakt von
den Partnern der Netzebene - also von
Handelspartnern — wahrgenommen wer-
den. Dem gegenUber musste ein profes-
sionelles Kundenkontaktmanagement
und die marketingseitige Kundenkommu-
nikation nur von einer zentralisierten
Institution — durch branchenspezifische
Provider — abgewickelt werden. Die sys-
temtechnischen Voraussetzungen wur-
den durch einen Zukauf bzw. durch ein
Vertragskonstrukt mit der Systemseite
geschaffen (Abbildung 6). Beim Marken-
management wurde im Rahmen der
gefUhrten Experteninterviews ein Co-
Branding zwischen Netzpartner und Pro-
vider favorisiert. Ebenso konnte man sich
bei einem neutralen Systempartner eine
zentrale Marke vorstellen (vgl. Canzler et
al., 2001, S. 31 f.).

Die Realisierung eines tatsachlich inte-
grierten Mobilitatskonzepts verlangt die
Beteiligung einer Vielzahl von Akteuren
und Interessentréagern. Den Anforderun-
gen der beteiligten Branchen sind entspre-
chende Rollen und Ertragsmoéglichkeiten
bei der Vermarktung neuer Dienstleistun-
gen zu zumessen. In einer groBen, tGber-
regionalen Angebotsstruktur musste der

entwickeln sich die bisherigen Automobilhersteller. So auch DaimlerChrysler, deren Kon-

zernzentrale in Stuttgart-Méhringen das Bild zeigt. Foto: DaimlerChrysler AG

Kunde formal, vertraglich an die Gesell-
schaft bzw. die Systemebene zu binden
sein, der reale Kontakt (Beratung, Betreu-
ung, Bindung) und die Kundendaten mus-
sten bei den Netzpartnern verbleiben.

Die Autohduser der Zukunft als
Fachmarkte fiir Mobilitat

Dienstleistungen wie Finanzierungs- und
Versicherungsvermittlung haben heute
unter Ertrags- und Wertgenerierungsge-
sichtspunkten bereits eine sehr groBe
Bedeutung fur die automobilwirtschaftli-
che Wertschépfungskette. Die Autoher-
steller und -importeure ihrerseits haben
bereits erkannt, dass gerade im Dienstleis-
tungsbereich Gber den gesamten Kunden-
lebenszyklus hinweg ein noch weitge-
hend ungenutztes Potenzial liegt. Ent-
sprechend legen die Hersteller ihr strate-
gisches Interesse in der automobilen
Wertschépfungskette verstarkt auf den
Bereich dieser Dienstleistungen. Gerade
aber im Mobilitatsbereich sind die Poten-
ziale, die sich aus der Verbindung z.B. mit
Autovermietern (Europcar als Tochter
von VW, Hertz als Ford-Tochter, etc.) er-
geben, noch langst nicht ausgeschopft. Zu
erwarten ist daher, dass die Autohersteller
ihre Vertragshandler in Zukunft mit mehr
oder weniger sanftem Zwang zu ,Fach-
markten fur Mobilitat” transformieren
werden.

Die Integration von Mobilitatssystemen in
das Leitungsangebot der Automobilbran-
che beinhaltet insgesamt Chancen, die
Beschaftigung und Profitabilitat in der
Branche langfristig sicherzustellen. Vor-
handene, autobezogene Kernkompeten-
zen wlrden dartber hinaus um einen sehr
stark kunden- und dienstleistungsbezoge-
nen Aspekt erganzt und erweitert. Nicht
der Druck durch die Automobilhersteller
und -importeure, sondern die Einsicht und
das proaktive Handeln der Autohé&user
sollte zusatzlich im Eigeninteresse die
Bewegung treiben. Es ist dabei nach
Wegen zu suchen, wie Fabrikat und eige-
ner Marktauftritt optimal zueinander pas-
sen und wechselseitig voneinander profi-
tieren kénnen. Auch wenn die Thematik
vernetzter Mobilitatssysteme noch ganz
am Anfang der Entwicklung steht — mit



einem integrierten Mobilitatskonzept
kénnte die Automobilbranche einen gro-
Ben Schritt nach vorn tun und die Kunden-
bindung auf ein neues Niveau heben. Das
geht, wie gezeigt, nicht voraussetzungs-
los. Im Gegenteil, die Systemanforderun-
gen sind erheblich und von einzelnen
Akteuren allein nicht zu leisten.

Ob sich ambitionierte Autoh&user sozusa-
gen ,von unten” zu ,Fachmarkten fur
Mobilitat” umwandeln und die entspre-
chende Infrastruktur selbst schaffen oder
ob diese ,von oben” durch die Hersteller-
seite dorthin gefthrt werden und ob
innovative, integrierte Mobilitatskonzep-
te kunftig zum Pflichtprogramm der
Akteure in der Automobilwirtschaft
gehoren werden, ist letztlich nur eine
Frage nach dem Blickwinkel und der
jeweiligen Vorzugswiurdigkeit. An der
Entwicklungsrichtung wird dies wohl
nichts andern — nur an der Zeitachse und
der Zuordnung der Ertrage.
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FuBBnoten

1 Dabei wird die Entwicklung von Bestand und Neu-
zulassungen bei Automobilen von einer Vielzahl von
Faktoren beeinflusst Neben demographischen und
o6konomischen Bestimmungsfaktoren mussen auch die
Rahmenbedingungen wie Gesetzgebung und der tech-
nische Fortschritt in die Betrachtungen einbezogen
werden (vgl. Diez 2001, S. 106).

2 Welches dieser beiden Szenarien - One World oder
Kaleidoskop — die héhere Eintrittswahrscheinlichkeit
hat, ist eine offene Frage. Letztlich zeigen aber beide
Szenarien die ,Grenzen des Wachstums” im Automo-
bilmarkt auf. Die Nachfrage nach Pkw wird jedenfalls
in Zukunft immer starker vom jahrlichen Ersatzbedarf
bestimmt.

3 Heute rechnet der europaische Car-Sharing-Verband
ECS lediglich mit 45.000 bis 50.000 aktiven Car-Sharern
in rund 235 Stadten der Bundesrepublik Deutschland
(vgl. http://www.carsharing.org 2002). Das Geschaft
wird zum Uberwiegenden Teil von so genannten Car-
Sharing-Organisationen wahrgenommen. Wegen der
gering eingeschatzten Profitabilitat sowie der zahlen-
maBig begrenzten Zielgruppe ist Automobilbranche

bzw. das Kfz-Gewerbe kaum an diesem Geschaft be-
teiligt (vgl. Reindl 1997, S. 86 sowie Diez/Reindl 2001,
S. 56ff.).

4 In einer freiwilligen Selbstverpflichtung hatten sich
bereits 1998 die Hersteller/Importeure bereit gefun-
den, alle Fahrzeuge, die nach dem 1. April 1998 neu in
den Verkehr kommen sind, bis zu einem Alter von
zwolf Jahren kostenlos vom letzten Halter zuriickzu-
nehmen. Dartiber hinaus gehende Forderungen wur-
den bereits am 21.10.2000 im EU-Amtsblatt die Alt-
autorichtlinie 2000/53/EG formuliert. Im Wesentlichen
traf die MaBgabe, auch Fahrzeuge, die vor Inkraft-
treten der gesetzlichen Vorschriften zugelassen wa-
ren, kostenlos zurtickzunehmen, auf Widerstand der
Industrie. Die bislang geltende Verordnung der Bun-
desrepublik Deutschland vom 1. April 1998 wich den-
noch im Juli 2002 einer neuen EU-konformen Rege-
lung. Auch die vor dem Inkrafttreten der gesetzlichen
Regelungen bereits im Verkehr befindlichen Fahr-
zeuge kénnen ab 2007 kostenfrei an Hersteller und Im-
porteure durch die Letzthalter zurtickgeben werden
(vgl. VDA 2002, S. 176f.). Die Hersteller werden dazu ei-
gene Rlcknahmestellen einrichten. Bislang ist dabei
noch unklar, inwieweit die rund 16.000 anerkannten
Annahmestellen der Betriebe des Kfz-Gewerbes in
diese Plane integriert werden koénnen (vgl. ZDK
2000/2001, S. 35).

5In den Genuss eines kostenfreien Ersatzwagens im
Rahmen der Mobilitatsgarantie kommt der Automo-
bilkunde in der Regel dann, wenn das Fahrzeug wegen
eines Defekts, der sich zwischen zwei vorschriftsmaBi-
gen Wartungsarbeiten ereignet, eine Werkstatt aufsu-
chen muss (vgl. Diez/Reindl 2002, S. 143f.).

6 Der BAV weist fur die deutschen Autovermieter —
ohne die ,Autohaus-Vermieter” — ein Abnahmevolu-
men von jahrlich rund 300.000 Neufahrzeugen und ei-
nen Bestand von etwa 140.000 Pkw und 40.000 Lkw
aus (vgl. BAV/LAV 2001/2002). Damit zahlen die Auto-
vermietungen zu den bedeutendsten Kunden der Au-
tomobilhersteller und -importeure. Derzeit z&hlt der
Bundesverband der Autovermieter dartiber hinaus
rund 750 selbstandige Autovermietungen in Deutsch-
land mit einem Umsatzvolumen von rund 2,2 bis 2,3
Mrd. € im Jahr 2001 (vgl. BAV 2002). W&hrend die Zahl
der selbstandigen Vermietunternehmen in den ver-
gangenen Jahren stets gesunken, wuchs die Zahl der
Vermietfahrzeuge bis zum Jahr 2000 kontinuierlich auf
einen Flottenbestand von 190000 Fahrzeugen an. Le-
diglich fur das Jahr 2001 nimmt der Bundesverband der
Autovermieter einen ruckldufigen Trend beim Bestand
an Fahrzeugen an. Ursache fur den starken Einbruch
bei den Mitgliedszahlen in den vorangegangenen Jah-
ren war der Markteintritt der handlereigenen Vermiet-
firmen.

7 Die Europa Service Autovermietung AG mit der
Hauptverwaltung in Solingen ist die Einkaufsorganisa-
tion und der Dienstleister von 350 mittelstandischen,
unabhangigen und ihrerseits selbstandigen Autover-
mietungen in Deutschland.

8 Die Schatzungen bei Finanzierung und Leasing be-
laufen sich auf insgesamt 80 Prozent aller zugelasse-
nen und umgeschriebenen Fahrzeuge in Deutschland
(vgl. Hoffmann 1999, S.43).

9 Die Unternehmensberatung Roland Berger hat dazu
im Auftrag des Arbeitskreises der Autobanken
wahrend der Monate Februar bis April 2002 eine Stich-
probe von 1.494 Autofahrern telefonisch befragt (vgl.
dazu auch Finsterwalder-Reinecke 2002, S. 46 f.).

10 Die Volkswagen Financial Services AG hat im Rah-
men ihres internationalen und fabrikatstubergreifen-
den Ausbaus ihrer Flottenmanagement-Aktivitaten
bereits zu Beginn des Jahres 2001 die europaischen
Leasinggesellschaften von Europcar Ubernommen.
Gleichzeitig wurde die bisherige VW Flottentochter in-
ternational fleet management (ifm) in Europcar Fleet
Services umfirmiert (vgl. Finsterwalder-Reinecke 2001,
S. 8).

11 Die Studie wurde unter dem Titel ,Marktchancen
fur das Kfz-Gewerbe durch 6ko-effiziente Dienstlei-
stungen” als gemeinsamer Forschungsbericht Nr.
15/1998 des Rheinisch Westfélischen Instituts (RWI) fur
Wirtschaftsforschung, Essen, und des Instituts fur Au-
tomobilwirtschaft e.V. an der Fachhochschule Nurtin-
gen, Geislingen, veroffentlicht (vgl. Frick/Diez/Reindl
1998). Das Projekt zur Studie wurde vom Bundesmini-
sterium fur Bildung und Forschung (BMBF) gefordert
(Forderkennzeichen 01Hg9726/3 und 01Hg9726/6).

12 Die Studie wurde unter dem Titel , Dienstleistungs-
plattform far innovative marken- und branchentber-
greifende Mobilitatsangebote — Moglichkeiten zur
Uberwindung der Kooperationsproblematik und An-
leitungen zur erfolgreichen Realisierung” als gemein-
samer Forschungsbericht Nr. 23/2001 des Wissen-
schaftszentrums Berlin fur Sozialforschung gGmbH
und des Instituts fir Automobilwirtschaft e.V. an der
Fachhochschule Nurtingen, veréffentlicht (vgl. Canz-
ler/Diez/Maertins/Ottens/Reind/ 2001). Das Projekt zur
Studie wurde vom Bundesministerium fur Bildung und
Forschung (BMBF) geférdert (Forderkennzeichen
19P0048A und 19P0048B).

13 Berucksichtigt man die Altersgrenzen der Befra-
gungsstichprobe sowie die Tatsache, dass sich die Be-
fragung nur an Deutsche richtete, so durfte das Markt-
potential einschlieBlich der Interessierten bei den in
Deutschland lebenden Auslandern sowie den tber 69-
jahrigen deutlich Gber 7,6 Mio. Menschen liegen.



Gefordert, aber nicht geférdert

Visionen und Realitaten in der Mobilitatsdiskussion
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Von Dieter Klumpp

Alea tel S El

e Kommanikagi,

[ -

Dr. Dieter Klumpp ist Geschéftsfuhrer der
Alcatel SEL Stiftung Stuttgart.

Visionen sind notig zur besseren Befriedi-
gung der Mobilitatswiinsche und -erfo-
dernisse, gerade in einem dicht besie-
delten Land wie der Bundesrepublik
Deutschland. Viele Projekte fiir leistungs-
fahigere, intelligentere, ressourcenscho-
nendere Losungen sind in der Diskussion.
Die Politik kiindigt immer wieder auch
zukunftsweisende Ziele und Projekte an,
vergibt Forschungsauftrage. Auch viele
Fachkongresse diskutieren Losungen fiir
morgen. An Visionen mangelt es eigent-
lich kaum. Doch ihre Realisierung schei-
tert ziemlich regelmaBig im Gestriipp sehr
unterschiedlicher Interessen, aber auch
strukturkonservativer  Verhaltensge-
wohnheiten. Fiir das Letzte gibt gerade
auch die Bahn ein Beispiel ab, bereits in
kleinen Dingen. Red.

Endlose Diskussionen am
Stammtisch, unter Fachleuten,
in Politik und Medien

Schon ein erster Blick auf die Akteure und
Arenen der Mobilitatsdiskussion zeigt,
dass Visiondre Leitbilder Uber Jahrzehnte
hinweg nur schmutckendes Beiwerk sind.
Ungeklarte Zustdndigkeitsfragen haben
gerade im Kernland der Mobilitat fur eine
Lahmung gesorgt. Es findensich allzu viele
Visionen ohne Adressaten. Die Interdiszi-
plindren Ansétze beschranken sich auf we-
nig gelesene Papiere. Das Zukunftspro-
gramm Mobilitdt der Bundesregierung
setztandenrichtigen Stellenan, stoBtaber
auf Denktabus schon im Parlament, er-
schwerend kommen Wahlkampfe dazu. Ei-
nige relevante Umsteuerungsprozesse
scheinen deswegen in absehbarer Zeit un-
terdengegebenenpolitischenRandbedin-
gungen nicht zu gelingen. In der Projekt-

vielfalt zur Mobilitét ist der Uberblick ver-
lorengegangen.Die Verkehrstelematik als
Wundermittel gibt es nicht, weshalb im
Umkehrschluss die denkbaren Potentiale
der Informations- und Kommunikations-
techniken nichtoptimal ausgeschépftwer-
den.

Die Mobilitatsdiskussion ist ein in Jahr-
zehnten gewachsener, mehr oder weniger
vermaschter Komplex von Arenen, in de-
nendieunterschiedlichsten Akteure versu-
chen, zusammen, miteinander und wenn
moglich gegeneinander eine zutiefst
menschliche Verhaltensweise argumenta-
tiv, tagespolitisch oder gesinnungsethisch
zuverarbeiten:den mitiberwiegend pejo-
rativer Konnotation versehenen , Mobili-
tatstrieb” beziehungsweise den wohl
euphemistisch gemeinten ,Mobilitats-
wunsch” des Menschen. Anders als andere
groBe Diskussionen spiegelt sich die Mobi-
litdtsdiskussion in unzahligen Stammtisch-
debatten, siewird oftmalsauch danach po-
pulistisch ausgerichtet und sie speist sich
auch beiBedarfdaraus.

In der groBen ,professionellen” Diskus-
sionsarena finden sich zunachstdie Vertre-
ter der einzelnen Verkehrstrager, deren
Verbande, Aufsichtsbehoérden, Gewerk-
schaften, Hersteller und Zulieferer. Ein
breitesSpektrumderWissenschaft, vonder
Verkehrsforschung und den Ingenieurwis-
senschaften Uber die Wirtschafts- und
Sozialwissenschaften bis hin zur System-
theorie, der Okologie oder der Psychologie
(und dann und wann auch der Technikfol-
genabschatzung) betreibt in mehr oder
weniger hoher Abhéangigkeit von den
Geldgebern Uber die Jahrzehnte eine
grundlagen- und projektorientierte De-
batte mit Hilfe von Publikationen, Kon-
gressen und Messen.

Politik und Publizistik haben eigens aus-
differenzierte Sparten entwickelt, um das
hohe latente Interesse der Offentlichkeit
zuwecken oder auch zu besanftigen.

Die Diskussion ist selbst in den feinen Kon-
ferenzrdumen oder den aufwandigen
Hochglanzbroschiren mitunter ruppig.
Selbst Denkschulen mit geringem kogniti-
venTiefgang beharkensichmanchmal hef-
tigeralsechte Marktkonkurrenten, dasun-
geschriebene Wir-Gefiihl segregiert bei
Bedarf exakt: Ob Automobilbauer oder
Eisenbahnbranche, man lachelt sich im je-
weiligen korporatistischen Ordnungs-
system untereinander wissend zu: man
weif3, wer samt den wissenschaftlichen Lik-
torenzuwemgehort.

Ein echter Konflikt etwa hinsichtlich der
PrioritatenfurdieverschiedenenVerkehrs-
trageristin der Politik unter Wahlerandro-
hung streng verpont. Einem zur Wahl ste-
henden Politiker bleibt nur, es méglichst
allen Recht zu machen. Der Muster-Satz
JlchfahreimmermitderBahnzumFlugha-

fen, um dann auf dem Genfer Autosalon
auf die verbesserte Okobilanz der PKW-
Oberklasse stolz zu sein” dUrfte ein Passe-
partout fur political correctness in allen
Parteien darstellen. Parteiindividuelle Va-
rianten sind selbstredend moglich, weil
man den Weg zu den , Offis” zu FuB, mit
dem Fahrrad, mit dem Pferd oder eben mit
dem Zweitwagen zurlcklegen kann. Die
einzig offene Frage in der Mobilitatsdis-
kussion ist die nach dem innovativen Aus-
bruch aus den habituellen Kreislaufen und
Zyklen. Gefordert (aber nicht gerade mas-
siv gefordert) werden in den Sonntagsre-
denimmerwieder , Visionen”.

So wird seit Jahrzehnten immer
wieder die Verlagerung des Verkehrs
auf die Schiene gefordert - folgenlos

Visionen in der politischen Mobilitatsdis-
kussionsind Legion. Sie folgen meisteinem
berechenbaren Dreisatzmuster, beste-
hend zunéchst aus einer ,dUsteren Pro-
phezeiung” (,drohender Verkehrsin-
farkt”, ,stauansassige Autobahn-Noma-
den”, ,0zonloch”, ,autofreieSonntage”),
gefolgt vom visionaren Problemldsungs-
vorschlag(, Verkehrstelematik”, ,Verlage-
rung des GuUtertransports auf die Bahn”,
.Steigerung der Attraktivitat der Schiene”
.emissionsfreier LKW", , AutobahnUber-
bau”), um im dritten Schritt Politik, Wirt-
schaft, Gesellschaft oder auch nur,unsalle
gemeinsam” zu sofortigem Handeln auf-
zufordern bzw. besonders in Wahlkampf-
zeiten gegenseitig fur das notorische
Nichthandeln verantwortlich zu machen.
Es gibt auch verkUrzte Visionen, die aber
wiederum leicht zum Dreisatz zu komplet-
tieren waren. So wusste Volker Hauff,
selbst einmal Bundesverkehrsminister,
dass ,inder GeschichtederBundesrepublik
Uber 50 Jahre hinweg ausnahmslos jeder
Landes- oder Bundesverkehrsminister bei
seinem Amtsantritt eine Verlagerung des
VerkehrsvonderStraBeaufdieSchienefor-
derte”. Und jeder Interessierte weif3 auch,
dass diesen Problemldsungsvorschlagen
Jahrzehnt fur Jahrzehnt spatestens im
Wahlkampf das Versprechen folgte, die Vi-
siondesjeweiligen Ministersbleibe weiter-
hin aktuell, aber leider noch immer uner-
fullt. Diefehlenden Visionenwerdenschon
einmal eingeklagt, so zum Beispiel von
Staatssekretar Dr. Uwe Thomas vom BMBF
im Mai 2001:

«Nur mit einer deutlichen Steigerung des
Schienenguterverkehrs ist der Verkehrsin-
farkt noch aufzuhalten. Bis zum Jahr 2010
mussder gréBtmaogliche Teil des heute pro-
gnostizierten Zuwachses an Lkw-Fernver-
kehr auf die Schiene verlagert werden.
Durch innovative Entwicklungen muss
dem Schienenguterverkehr hierfur die n6-
tige Effizienz und Attraktivitat gegeben



werden. [...] Wir brauchen eine Vision und
einen festen Zeithorizont fur die Zukunft
der Schiene, denn bei der jetzigen Situa-
tion arbeitetdie Zeitgegenuns.”’

Eigentlich sollen Visionen zum
Handeln auffordern

Visionen sind mittlerweile funktional und
pragmatisch nicht viel mehr als deutliche,
moglichst handlungsauffordernde Aussa-
gen, aufdiesich jeder seinen Reim machen
kann. Unvergessen und unverbesserbar ist
die Visionvon Alt-Bundesprasident Roman
Herzog auf seiner ,Berliner Rede”, es mUs-
se ,ein Ruck durch das Land gehen”. Diese
Vision wird seit Jahren mit unverénderter
Heftigkeit von zehntausenden Akteuren
fur alle nur denkbaren Themenbereiche
unseres gesellschaftlichen Lebens wieder-
holt. Heute mdchte man sich schon win-
schen, dass endlich ein Ruck durch die
~Ruck-Diskussion” geht.

In der wissenschaftlichen Diskussion lesen
sich die Visionen etwas muhsamer: Eine
~dynamischoptimierte Mobilitdtvon Men-
schen und Gutern unter Bertcksichtigung
der Nachhaltigkeit” lautet der Vorschlag
des Arbeitskreises ,Verkehrstelematik”
der Fraunhofer-Gesellschaft® fur eine
.Ubergeordnete Vision fur das hochkom-
plexe, multikriterielle und dynamische Op-
timierungsproblem”. Dies will wohl zu-
nachst nicht mehr heiBen als ,,Wachstum
ohne Leiden”, und das ,Optimierungs-
problem” ist keine ruckartige Einmal-Auf-
gabe, sondern eben eine Dauer-Aufgabe.
Niemand vermag aber bei aller Zustim-
mung zu dieser Vision sagen, was er mor-
gen konkretandersmachen musste.

Der Staatsminister im Bundeskanzleramt,
Hans Martin Bury formulierte im Juni 2002
die Vision der Bundesregierung:?
~Mobilitat ist ebenso wie Kommunikation
ein Grundbedurfnis des modernen Men-
schen. Mobilitat bedeutet Lebensqualitat.
Zugleichist MobilitatVoraussetzung furei-
ne arbeitsteilige Wirtschaft. Die langfristi-
ge Sicherung unserer Mobilitat ist des-
halb eine zentrale Zukunftsaufgabe. Wir
wollen Mobilitat erhalten bzw. wieder ge-
winnen und zugleich die naturlichen Le-
bensgrundlagen bewahren. Zwei Heraus-
forderungen stehen dabeiim Mittelpunkt:
Erstens: Wir mussen den verkehrsbeding-
ten CO,-AusstoB deutlichsenken(...).Zwei-
te Herausforderung: Wir sind zu stark auf
Energieimporte angewiesen, im StraBen-
verkehr faktisch zu 100 %. Angesichts der
knapper werdenden Ol- und Gasvorrate
und eines steigenden globalen Energiebe-
darfsmussenwirunsere Abhdangigkeitvom
Ol insbesondere im Verkehrsbereich dras-
tischreduzieren.Unsere Antwortaufbeide
Herausforderungen lautet: Steigerungder
Energieeffizienz. Wir setzen auf eine star-
kere Vernetzung von Verkehrstragern, die
bessere Auslastung vorhandener Kapa-
zitdtendurchintelligente Logistiksysteme,
Verkehrsverlagerung auf Schiene und
WasserstraBe, und auf den Einsatz noch ef-
fizienterer Antriebstechnologien.”

Mit dem Clean Energy Project flr Wasser-
stoff- und Brennstoffzellentechnologien
kénnesich jetzt eine Alternative zum Ben-
zin- oder Dieselmotor entwickeln, und das
ware ,ein dhnlicher Quantensprung wie

derBauder ersten Motorwagen durch Carl
Benz und Gottlieb Daimler Ende des 19.
Jahrhunderts. Naturlich bedarf es dazu
auch einer entsprechenden Infrastruktur.”
Bury (,Ich will, dass das vielzitierte , zero-
emission-car” zuerst in Deutschland in Se-
rie geht”) drickte damitaus, wasalle Visio-
nare bedrickt: ,Entscheidend ist, dass wir
den Mutzu konkreten Visionen haben”.
Konkrete Visionen fallen jedoch erfah-
rungsgemaBdurchdasRuttelgitterderDis-
kussion, werden je nach AusmaB als ,zu
groB3” oder als ,zu klein” eingestuft, der
Rest eben als ,mittel” in den Bucher-
schrank gestellt oder aktenméaBig abge-
heftet. Dies ist keine Besonderheit der
Mobilitatsdiskussion, aber nichteinmal bei
der Energiediskussion, der Neue-Medien-
Diskussion, oder der Telekommunikations-
diskussion (wo sich seit tber 15 Jahren im
gemeinsamen Bemulhen um Liberalisie-
rung und Deregulierung unglaubliche,
weil unendliche Regulierungsweiten auf-
tun), gibt es das not invented here - eine
besonders von Ingenieuren benutzte Re-
viermarkierung-inderartscharfer Erschei-
nungsform wie bei den Verkehrsexperten.
Wahrscheinlich sind die beiden Haupt-
grinde dafur zum einen in der Reife des
Themengebiets zu suchen, weil Gber 150
Jahre auch einspannendes Diskussionsfeld
versintern lassen und zweitens an der un-
ausweichlichen Beteiligung der Stammti-
sche an diesem Dauerdisput.® Denn Uber
Zustandigkeiten wird nahezu ausschlieB-
lichan den Stammtischen entschieden.

Doch wer ist dafiir zustédndig?

Die wichtigste Voraussetzung fur eine In-
novation im Verkehrsbereich ist und bleibt
die ,Zustandigkeit”,undgenaudieseistim
offentlich-privat organisierten Verkehrs-
sektor Uber die letzten Jahrzehnte hinweg
verloren gegangen. Die erste Frage in
Deutschland beim AuftaucheneinerVision
ist die, wer sie denn vorschlagt. Es ist leicht
aufzuzahlen, wessen Visionen in der Dis-
kussion deswegen Uberhaupt nicht er-
wiunscht sind: Die Politik will (und kann)
bekanntlich nur Populares, die Hersteller-
industrie verfolgt nur ihr (wohl grundsatz-
lich mit dem Allgemeininteresse unverein-
bares?) Eigeninteresse, die Verbdnde
machen Druck nur in ihrem eigenen Zu-
standigkeitsbereich, die Wissenschaft will
nurweitere Dauerlutscher-Projektevonal-
len Auftraggebern, die Verkehrsbeamten
mussen sich auf Budgetfragen beschran-
kenunddieBtirgerwollennurbillige Mobi-
litdt zu Lande, zu Wasser und in der Luft,
weil ja allesimmerteurer wird.

Wohlige Schauer bereiten Visionare, wenn
sieinnerhalb einervisionarweniger ausge-
wiesenen Umgebung verantwortlich ar-
beiten: Personlichkeiten wie Daniel Goe-
devert bei Ford, Fritz Vahrenholt bei Shell
oder Ulrich Steger bei VW verlieren das 6f-
fentliche Interesse nach ihrem Ausschei-
den spatestens bei der Vorlage des ersten
visionaren Buches, sie mussen wie Frederik
Vestermitdem (zahlenmaBigdurchausres-
pektablen)  Nischenpublikum Vorlieb
nehmen. Vesters Buch (,Ausfahrt Zu-
kunft”)von 1990 ist samt Supplement ver-
griffen, obwohl (oder weil) er vor Uber
einem Jahrzehntschrieb:

.Die Autogesellschaft steht vor dem Kol-
laps. Gefragtistin Zukunft neben umwelt-
vertraglichen Antriebssystemen vor allem
die Entwicklung komplexer, integrierter
Verkehrssysteme. Ein radikaler Kurswech-
selistunausweichlich.Furdie Automobilin-
dustrie wird er zur Uberlebensfrage wer-
den.”

Fur das Publikum ist der Kollaps aber nicht
nachvollziehbar.

Die Untergangsszenarien scheinen auch
beiden Experten nicht mehrals hilfreich zu
gelten. Fritjof Mietsch und damit der Ma-
nagerkreis der Friedrich-Ebert-Stiftung
stellen fest:

.Mit dem fragwurdigen Horrorgemalde
vom Dauerstau, in dem Deutschland dem-
nachst erstickt, sind allerdings ebenso we-
nig rationale Losungsansatze, gar politi-
sche Mehrheiten zu gewinnen wie mit der
Uberbordenden Subventionierung von
Mobilitat. Deutschland wird nicht im Dau-
erstau ersticken, sondern in einem ver-
kehrspolitischen und Nachfrage-Immobi-
lismuserstarren, andem eine Mehrheitder
Bevolkerung festhalt, weil ihre Mobilitats-
gewohnheiten hoch subventioniert wer-
den. Es ist Zeit, die Ara der verkehrs-
politischen Legenden und Lebensligen
durcheinenEhrgeizzurneuenSachlichkeit
zu ersetzen, in der Markt, Erfindungs-
reichtum und Flexibilitatspotentiale ihre
problemlésenden Potentiale entfalten
kénnen.”®

Marktversorgung oder staatliche
Daseinsvorsorge?

Deutlich wird, dass eben auch im Verkehrs-
sektor in der politischen Debatte zwischen
den festen Punkten ,Marktversorgung”
und staatliche ,Daseinsvorsorge” vor-
nehmlich im argumentativen Schlamm ge-
wuhltwird.Feststeht: Esistder Politik noch
nirgends gelungen, sich in Verkehrsfragen
selbst Gberflissig zu machen,® dies muss
aber nicht heiBen, dass aus seiner Verant-
wortung heraus eine bestimmte Organisa-
tionsform von Verkehrsunternehmen ab-
leitbar ware. Unter Hinweis darauf, wie
sehr allein in den letzten 150 Jahren das
Verhaltnis von Staat und Gesellschaft im-
merwiederradikalverandertwurde” weist
Hans-Ulrich Nennen darauf hin, dass ,,Glo-
balisierung, Liberalisierung, Flexibilisie-
rung und Privatisierungwiederund wieder
verlautbart werden”, ohne dass die Pro-
grammatik als solche thematisiert wird. Es
sei gerade die Diskussion um Daseinsvor-
sorge ,eine besondere Eigenart der
Bundesrepublik; im europdischen Ausland
ist ,Daseinsvorsorge’ ganzlich unbekannt,
die Ubersetzung in Public Utilities oder
PublicServicewareverfehlt.Besserwarees,
gleichvon,Basic Needs' zu sprechen, wenn
da nicht wiederum eine schlechte, weil zu
umfassende Verallgemeinerung im Spiele
ware. (...) Die Programmatik wird im euro-
paischen Ausland kaumverstanden, undes
kénnte zudem noch der Eindruck entste-
hen, dass dieser Befund auch fur die
Bundesrepublik selbst erhoben werden
muss (...)."7

Es ist offensichtlich eine speziell deutsche
Eigenart geworden, zunachst nach den
Verantwortlichen oder Zustandigen zu ru-
fen, insbesondere, wenn etwas schief ge-
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Konkurrenzfahig
will der neue ICE auf der Hochgeschwindigkeitsstrecke zwischen Frankfurt und KéIn sein: mit dem Auto und auch mit dem Flugzeug.
Mit dem Flugzeug verbindet der ICE zweifellos die hohe Geschindigkeit bei der Uberwindung von Entfernungen, kérperlich und von

der Sicht her gleichermaBen eingeengt. Das eigene Auto gibt einem demgegenuber das Geflihl, nicht Beférderungsobjekt, sondern
selbst bestimmt zu sein, das Schicksal in den eigenen Handen zu haben. Foto: dpa-Fotoreport
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hen kénnte oder etwas vollig Neues und
Kostenpflichtiges droht. Der Wahler er-
wartet — unter Androhung von Politikver-
drossenheit — umfassende staatliche Da-
seinsvorsorge in allen Lebenslagen bis hin
zur Fernreise in Burgerkriegsgegenden.
Aufdiese Versicherungsnehmerqualitaten
sind weder das politische System noch das
Innovationssystem bruchfrei angepasst.
Die Politik kann in Zeiten leerer Kassen
nur noch mit geldwerten ,neuen Ver-
sicherungsleistungen” in Form von Geset-
zen und Verordnung reagieren. Auch das
Innovationssystem braucht immer mehr
Vorschriften als Marktanreiz. Ohne Vor-
schrift gabe es in den meisten deutschen
Autosweder Gurtenoch Airbag, weder Ka-
talysator noch die Nebelschlussleuchte.
Weil der deutsche Autofahrer bei schlech-
ten Lichtverhaltnissen nicht sein Abblend-
licht einschaltet, sondern eher Entgegen-
kommende mit der Lichthupe auf das
.vergessene Abblendlicht” aufmerksam
macht, bleibt um der Unfallverhttung
willenebennichtsanderesalsdie Vorschrift
+Abblendlicht auch tagstber”, die 2003
denn auch kommen soll. Mit der gleichen
Inbrunst besteht der Versicherungsbtirger
aberaufgleichbleibendenPramien, sprich:
Steuern und Abgaben. So lange die Politik
nicht akzeptiert, dassverursachergerechte
und verursachertransparente Kosten-
strukturen der einzige Ausweg aus diesem
Dilemmasind, wird es mangels exakter Zu-
standigkeit nicht einmal Adressaten fur
solche Visionen geben.

Nutzungsentgelte fiir
alle Verkehrswege?

Verursachergerechte und verursacher-
transparente Kostenstrukturen sind mit
den klassischen Steuerverteilungs-Algo-
rithmen nicht zu |6sen. Die mobilen Birger
wehren sich mit dem Wahlzettel gegen je-
den Versuch der Regierenden, den grof3en
Steuertopf zu fullen, und sie danken den
Regierenden kein Steuergeschenk. Die
Péllmann-Kommission® hat véllig richtig
erkannt, dass es Auswege aus dieser
Zwangslage gibt:

.Die Verkehrsinfrastruktur dient ganz
Uberwiegend privaten Konsumenten zur
ErfGllungihrer Mobilitatswinsche und pri-
vaten Unternehmen bei der Beschaffung
und Verteilung von Gutem sowie im Aus-
tausch der Vorleistungen. An vielen Stel-
len, vor allem im Netz des StraBen- und des
Luftverkehrs, sind die Kapazitaten knapp
geworden und die Nutzer, rivalisieren um
dieVerkehrsflachen.Dabeisindsie (Nutzer,
Konsumenten etc.; dkl) durchaus bereit,
wieBeispieleim Ausland zeigen, fireingu-
tes Angebot auch einen Preis zu bezahlen.
Daraus folgt, dass die bisher fast aus-
schlieBlich praktizierte Finanzierung der
Bundesverkehrswege aus Haushaltsmit-
teln nicht fortgefuhrt werden muss, son-
dern dass ein Spielraum fur marktliche
Organisation von Verkehrsangebot und
-nachfrage gegebenist.”

Man muss eigentlich weiter gehen als die
Kommission und sagen, dass die Finanzie-
rung aus Haushaltsmitteln nicht mehr fort-
gefuhrtwerdenkann.Die Kommissionsagt
aber auch, dass diese Umstellung auf Nut-
zungsgebUhren den Staat nicht aus einer

Koordinierungsverantwortung entlasst:
L+Aufgrund der hohen Kosten (Parallelin-
vestitionen) und des damit verbundenen
Flachenverbrauchs kommt keine Marktlo-
sung in Frage, bei der jede Nutzergruppe
far sich eine eigene Verkehrsinfrastruktur
plant und zuschneidet. Verkehrsinfra-
strukturen mussen auf einen gemeinsa-
men Bedarf der Nutzergruppen ausgelegt
und durch die Festlegung von Standards
den Bedurfnissen aller Nutzergruppen
angepasstwerden. Dievielseitige Nutzbar-
keit (Interoperabilitdt) und der Netzzu-
sammenhang zwischen einzelnen Netzab-
schnitten und Strecken setzt eine weit-
sichtige und integrierte Planung fur das
Verkehrsinfrastrukturangebotvoraus.”
Der Kommission schwebt als Losung eine
Art ,Club” vor, fur den alle Nutzer eine
Mitgliedsgebuhr bezahlen und nutzungs-
abhangig Streckenentgelte entrichten.
Solche , Nutzerentgelte” wurden in einer
Anhorung am 10. Januar 2000 unter ande-
ren von BDI, VDA, Deutsche StraBenliga,
BMW und ADAC abgelehnt. Der Verein
Deutscher Ingenieure antwortete mit
Lteils-teils” (eine Variante des ,, not inven-
ted here”). Hingegen wurden selbst die
harten Ablehner eine aufgabennahe
Zweckbindung (FernstraBenbau) von Mi-
neralélsteuer und Okosteuer hinnehmen.
Dies aber waére ein Versto3 gegen die Steu-
ersystematik unddas ,,KénigsrechtdesPar-
laments”.

Nun geht es bei der Mobilitatssicherung
nicht nur um eine gerechte 6konomische
Lastenverteilung fur die gegenwartigen
Probleme der Infrastrukturen. Dem Staat
obliegt nach eigenen Aussagen auch die
Aufgabe, ,Effizienz” zu organisieren,
Jintermodalen Verkehr zu erméglichen”
und ,Innovationen zu férdern”. Selbst
wenn der Pdllmann-Vorschlag durchkdme
(siehe unten LKW-Maut), wenn man Ver-
kehre optimieren will, gibt es keinen Weg
ohne den Einsatz von Informations- und
Kommunikationstechnik. Ingenieure sa-
gen, dass man nichts steuern oder auch nur
koordinieren kann, wenn man keine oder
unzureichende Messdaten hat.

In einer Diskussion an der Akademie fur
Technikfolgenabschatzung war ich mir mit
dem Verantwortlichen des Landes Hessen
einig:

Klumpp: , Ich binder Meinung, dasswiruns
eine StraBen-Telematik in einem flachen-
deckenden Messnetz zulegen sollten, um
Uberhaupt einmal messen zu kénnen, wo
was fahrt oder sich aufhalt. Wir haben bei
6 Mrd. DM in der mittelfristigen Finanzpla-
nung nach wie vor noch Probleme beim
StraBenerhalt - von Neubauten noch gar
nicht die Rede. Wir haben groBe Finanzie-
rungslécher bei der Finanzierung unserer
Trassen. Unsere StraBen verludern, wie un-
sere Schienen jetzt durch Nicht-Investitio-
nen verludert sind. Ich glaube, dass dieses
nur dadurch zu l6sen ist, dass man Kilome-
terpreise einfhrt, und zwarnicht mitSteu-
ernindengroBen SteuertopfbeimBundes-
finanzminister, sondern wirklich in einen
dedizierten Abgabetopf, der tatsachlich
auch furdie StraBendaist, deralsovonden
Landern auch jeweils dafir eingesetzt
wird.”

Schuster: ,Ich darf einfach aus Hessen be-
richten: Es ist heute so, dass die hessische

StraBenverwaltung 60 % des Geldes, dasin
die Hand genommen wird, nur far die In-
standhaltung einsetzt. Und wenn Sie dann
Uber Hessens StraBen fahren, holpert es
nach wie vor — und zwar nicht selten und
nicht wenig. Dass wir riesige finanzielle
Probleme haben, um die StraBen Uber-
haupt zu erhalten, ist etwas, was im politi-
schen Raum aus meiner Sicht, bisher noch
Uberhauptnichtkommuniziertwordenist.
Es wird immer von Neubau, von neuen
Autobahnen, UmgehungsstraBen, Lu-
ckenschllssen usw. gesprochen. Aber dass
die 6ffentliche Hand in ein paar Jahren
wahrscheinlich gar nicht mehr in der Lage
sein wird, dieses Netz Gberhaupt zu erhal-
ten, darUber wird nach meiner Meinung
viel zuselten geredet.”®

Dies alles ist ein weiterer Beleg dafur, dass
es der Diskussion Uber Mobilitat nicht an
richtigen und wichtigen Einzelaspekten
mangelt, sondern dass die Diskussion als
solche von niemandem und nirgends zu-
sammengefihrt, ausgewertet und fur die
Umsetzung aufbereitet wird. Wenn also
selbstderamweitestengehende Vorschlag
der Pdllmann-Kommission — nota bene: ei-
ne Vision! — zur Umorientierung bei der
ganz zentralen Kostenfrage nicht einmal
vollin die politische Diskussion aufgenom-
men wird, kann man leicht RuckschlUsse
ziehen, was mit den Zukunftsvisionen ge-
schieht, die nicht in dieser Kommission
behandelt wurden. Selbst wenn es
verfassungsrechtlich moglich wirde, den
Politikern eine Uberparteiliche Experten-
kommission bzw. eine professionell arbei-
tende Agentur als Entscheidungshilfe zur
Seite zu stellen, wirde der Implementie-
rungsrickstandvon Visionenweiteranhal-
ten.

Visionen fur eine ,visiondre Mobilitatsre-
form” finden in der Regel keinen Adressa-
ten. Diese Strukturschwache des Diskus-
sion—dieebenkeingeordneterDiskursist—
ist dazu verdammt, auf immerewig zu wa-
bern und im tiefen Wald immer wieder die
eigeneSpurzukreuzen.IndieserKreislauf-
diskussion sind neben den obersten Wirt-
schaftsakteuren des Verkehrssektors bis-
her nur die obersten Verkehrspolitiker
befugt, neue Ideen zur Diskussion zu stel-
len, sie kdnnen aber vor lauter Rucksicht
aufdie eigeneKlientel nursehr ,visionsge-
bremst” auftreten. Alle anderen Akteure -
insbesondere die notorisch , Interdiszipli-
néren” — werden nicht einmal ignoriert.
Die Karawane zieht weiter, ohne auch nur
einen vertiefenden Blick auf solche Visio-
nenzuwerfen.

Warum Interdisziplindre Ansatze
so schnell im Papierkorb landen?

JInterdisziplinar” ist auch in der Mobili-
tatsdiskussion ein Allerwelts-Ausdruck auf
der nach unten offenen Beliebigkeitsskala
geworden. In der Mobilitatsdiskussion
kannschonjederals ,interdisziplinar” gel-
ten, der Uber den Tellerrand seiner Zustan-
digkeit hinausschaut. Fast alle ,Visionare”
tun das und nicht ohne Grund. Es gibt kei-
nen alltagsweltlichen Bereich, in dem aus
denengen Grenzenvon Zustandigkeitund
Fachkompetenz nach einer gewissen Zeit
noch etwasNeuesherausgekommenware.
So ist es denn ein zeitsparendes Vergni-



gen, wenn man sich nur diesen Visionaren
widmet. Es gibt einen traditionellen Auto-
mobilclub in Deutschland (AvD), der kluge
und konstruktive Beitrage zur StraBen-
maut anbietet, in Ministerien des Bundes
(samt der Projekttragerorganisationen)
undderLandersitzen ,kleineBeamte”, die
inihren begrenzten Einflussbereichen tat-
sachlich far ,ganzheitliche Sichtweisen”
sorgen und nicht zuletzt bringen es Wirt-
schaftsvertreter in Arbeitsgruppen der
Technikverbande oderauchimVerkehrsfo-
rum (wenigstens temporar) zu interdiszi-
plindren ,ausgewogenen” Sichtweisen.
Kleine Unternehmen, deren Finanzkraft
allerdings nie zum Anschub von Infrastruk-
turen oder fir ein ,Komplett-Consulting”
ausreicht, treffensich tiberinnovativange-
legte BMBF-Projekte oder bei Stiftungsver-
anstaltungen mit Wissenschaftlern und
Vertretern gesellschaftlicher Gruppen fast
durchweg , auBerhalb desTellerrands”.

Naturlich ist dies fur die Akteure der Mo-
bilitatsdiskussion unverrickbar , I'art pour
I'art”. Um diese Aussage zu exemplifizie-
ren, seien zunachst einige — zum Teil seit
Jahrzehnten vorhandene - Ideen aufge-
zahlt, dieesnichtschaffen, auch nureinmal
ernsthaft diskutiert zu werden. Nicht auf
grof3en Mobilitatskongressen, nichtinden
penibel segregierten Bahn- oder Automo-
bilforenund nichtin Leitprojekten der For-
schung. Die Aufzahlungist ein recht unsys-
tematischer Ausschnitt ,,groBer” und ,klei-
ner” Visionen ohne Zuordnung zu den
Ideengebern oder zu den Akteuren. Auf

Beispielederrein , 6kologisch-motivierten”
Mobilitats-Visionen wurde ganzlich ver-
zichtet, weil diese unvermeidlich a priori
ungelesen in die bekannten Schubladen
gesteckt und nur noch von den jeweiligen
Proponenten in ihren Bezugsgruppen mit
dem Unterton der vélligen Aussichtslosig-
keit besprochen werden.” Die Basisfrage
bei allen Beispielen ist: Hat jemand dran
gedacht?

Beispiel Transrapid: Zug oder
Flugzeug?

Der Transrapid wurde immer nur als Alter-
native zur Schienenbahn gesehen. So
konkurriert er mit einem ICE-Rad-Schiene-
System, das die 177 Kilometer von Frank-
furt-Flughafen zum Koélner Flughafen -
politische Zwischenstationen wie Limburg
(Hessen) und Montabaur (Rheinland-
Pfalz) abgerechnet in rund einer Stunde
zuricklegt. Die Vision war hier einmal,
dass ein Fluggast der Lufthansa auf einer
Kurzstrecke wie gewohntam ,Finger” der
beiden Flughafen in eine Transrapid-Kabi-
ne ein- und wieder aussteigt. Statt Wolken
sdhe er allerdings noch mehr Tunnels als
im ICE (25%), dafur blieben ihm samtliche
Warteschleifen erspart.

Die Fluglinienwerdenvondieser Vision nie
erfahren, weil ihre Uberflug-Slots be-
kanntlich eine unbegrenzte Kapazitat ha-
ben. Jeder Verkehrsminister wird sich da-
her in regelmaBigen Abstanden mit dem
jeweiligen Bahnchef auseinandersetzen

Dieses Bild kann aus

muUssen. Kurioserweise wird der Transrapid
nun als Zubringer fur die Strecke Innen-
stadt-Flughafen vorgesehen, wo er keinen
seiner systembedingten Vorteile ausspie-
len kann, sondern gegen jedes Rad-Schie-
ne-Systeminallen Punktenverliert.

Transcycle - der dritte
Verkehrstréager?

Angesichts der Tatsache, dass im hoch-
verdichteten Mitteleuropa Trassen weder
fur Schienen noch fur StraBen beliebig zur
Verfuigung stehen, konnte auf Basis der
Magnetbahntechnologie ein - vorwie-
gend unterirdisches, aber auch aufgestelz-
tes — ,drittes” Guterverkehrssystem” ge-
baut werden, das sich mit automatisch
fahrenden Container-Lafetten bei doppel-
ter Durchschnittsgeschwindigkeit wie die
Bahn heute mit hochster zeitlicher Prazi-
sionindie heutigen Transportinfrastruktu-
ren einpasst. , Transcycle” als Name des-
wegen, weil dieses Verkehrssystem sich vor
allem far nicht dezentralisierbare Schutt-
guter des Recycling geradezu aufdrangt."
EinsolchesSystem mitunterirdischen Mag-
netbahntrassen wird Presseberichten zu-
folge derzeitin NRW (Universitat Bochum)
propagiert, allerdings setzt man dort—an-
dersalsbeimTranscycle-dochaufhohe Ge-
schwindigkeitstattaufberechenbarerund
energiesparender GleichmaBigkeit. Wenn
die Spediteure, die als kommerzielle
Hauptinteressenten fur Mobilitat ab und
zu an der Mobilitatsdiskussion teilnehmen

urheberrechtlichen Griinden
nicht angezeigt werden

41 Mal ist jeder Schweizer im Jahresdurchschnitt mit der Eisenbahn unterwegs, dabei legt er 1850 Kilome-
ter zurtick. In keinem anderen Land sitzen die Menschen so oft und so lange im Abteil- oder GroBraum-
wagen wie in der Schweiz. Platz zwei in unserer Grafik belegen die WeiBrussen, die jéhrlich 1656 Kilome-
ter je Einwohner schaffen. Die Deutschen erreichen mit durchschnittlich 21 Fahrten einen Rang im oberen
Mittelfeld. Im klassischen Land der Autos und der Autobahnen findet der meiste Verkehr mit dem Auto
statt; trotz des gut ausgebauten Schienennetzes und viele Spar-, Lock- und Sonderangebote von Seiten der
Deutschen Bahn bewiltigt jeder Bundesbtrger nur 891 Kilometer mit dem Zug.
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durfen, von dieser Moglichkeit erflhren,
hatte diese Vision vielleicht plétzlich
Adressaten.Bisdahindarfderdringendbe-
notigte dritte Verkehrstrager als Studien-
modell an der Universitdt Bochum besich-
tigtwerden.

Mehr Sicherheit beim ICE durch
Vorreiter-Draisine?

Hochgeschwindigkeitszige wie der ICE
oder der TGV in Frankreich mussen zur
Wahrung der Sicherheit eine , Trassenvor-
ausschau” haben, dieim Fuhrerstand nicht
einmal bei vollstandiger Automatisierung
dargestellt werden kann. Defekte Oberlei-
tungen oder Schienen, aber auch Kreu-
zungsverkehre kénnen selbst mit den bes-
ten telematischen Ausrtstungen nicht mit
der erforderlichen Sicherheit rechtzeitig
entdeckt werden. Erst kirzlich passierte
der erste Kreuzungsunfall beim TGV. Man
kénnte daran denken, dass es von Vorteil
ware, ein kleines unbemanntes Voraus-
fahrzeug im elektrischen Bremsabstand
(mehrere Blockabschnitte) einzusetzen,
dasmitdem Fuhrerstand des vollbesetzten
Hochgeschwindigkeitszuges  unterbre-
chungsfrei und in Echtzeit kommuniziert.
Bei fatalen Defekten der Infrastruktur so-
wie bei plotzlich auftretenden Hindernis-
sen kame es zu einem Zusammenstof3 der
.Vorreiter-Draisine”, der nachfolgende
Zug aber kénnte noch bremsen. Aber was
beim Lotsenschiff oder einem Sicherungs-
fahrzeugfurSpezialtransporte gewissrich-
tig ist, muss bei HochgeschwindigkeitszU-
genjanichtunbedingtgelten.

Optimierung des Verkehrsflusses
durch ,Informationelle
StraBenfahrkarte”?

Einganzkleiner, aberinderWirkungunge-
heuer machtiger Informations-Input fur
Verkehrsrechner (und Mobilitatsdienst-
leister, aber auch fur Ordnungskrafte) wa-
re zum Beispiel das Eingeben des Fahrtziels
bei Fahrtantritt auch im Auto''. In der Ei-
senbahn ist dies ja bei Einzelfahrkarten
schonimmer Ublich, selbst bei den Monats-
karten wird wenigstens die maximale Ent-
fernungszone und damit der Zielort grob
angegeben. Im Auto kénnte man per Mo-
bilfunk oder Bordcomputer, besonders
leicht naturlich Gber das Navigationssys-
tem, dasFahrtziel (z.B.in Form der Postleit-
zahl, der Nummer der Autobahnausfahrt,
die Kilometerangabe der BundesstraBBe
etc.) freiwillig eingeben. Die flnfstelligen
Postleitzahlengebiete waren hinreichend
genau fur den vorgesehenen Zweck, eine
weitrdumige Vorausschau in Verkehrs-
rechnern zu erzeugen. Dies wiirde wiede-
rumvon Autobahnbislnnenstadtphantas-
tische Maoglichkeiten der dynamischen
Zielfuhrung — erstmals auch unter Bertck-
sichtigung der anderen Verkehrsteilneh-
mer — als hoch akzeptable Informations-
dienstleistung aufzeigen.

Diese Vision bleibt tibrigens unerfullt, weil
dasBusiness-Modell einessolchen Dienstes
eher auf Einnahmen des Verkehrsrechner-
betreibers als auf die des Autofahrers ba-
sieren musste. Einen an ,Verkehrsflussop-
timierung” interessierten Betreiber gibtes
aber nicht, der private Bereich kann und

dero6ffentliche Bereichwilldasnichtanbie-
ten.

Ein ,Intermodaler Fahrplanfunk”
wadre auBerst niitzlich, scheitert aber
an unterschiedlichen Interessen

In unmittelbarer Nahe von Bahnhofen,
Flughafen und Schiffsanlegestellen in ei-
nem Radius von rund 300 Metern ware es
von groBem Vorteil, den aktuellen Fahr-
plan (Abfahrt/ Ankunft) jederzeit zur Ver-
fugung zu haben. Fur alle Zubringerdiens-
te (Taxi, Privat-PKW) einschlieBlich der
FuBganger, aber auch beim Umsteigen
warde ein einfaches Empfangsgerat, auf
dem nur und ausschlieBlich die aktuelle
Fahrplantafel (samt eventueller Verspa-
tungen) erscheint, ein unglaublich machti-
ges Hilfsmittel fur die Mobilitat: Keine
halbstiindigen Zweite-Reihe-Parker vor
Bahnh&fen mehr, keine Panik auf der Roll-
treppe, wenn die S-Bahn eh Verspatung
hat, selbst die unverstandlichen Anschluss-
zug-Durchsagen auf den Bahnsteigen
kénnten ignoriert werden, weil man ja
schon bei der Einfahrt in den Bahnhof mit
einem Blick und einem Knopfdruck Zeit
und Gleisvorsich hat.

Diese konkrete Vision wird vor allem
wegen des technologischen Wettbewerbs
blockiert: Dienstleister wollen so etwas per
Handy oder per Organizer kostenpflichtig
anbieten, die Nutzer wollen aber fir so ei-
nen Dienst weder etwas bezahlen noch
zwischen den Koffern stehend ein kompli-
ziertes Gerat bedienen. Die Bahn wurde
auch niemals ein System unterstitzen, von
dem auch die Fluggesellschaft oder der Ta-
xifahrer einen Nutzen hatte und umge-
kehrt.

Die Grundfehler im Tarifsystem der
Bahn beheben

Das Ende 2002 anstehende neue Tarifsys-
tem der Bahn hat den Sprung in ein On-
line-Platzmanagement nicht gewagt,
wahrscheinlich die Méglichkeit nicht ein-
mal gekannt. Dies wird dazu flhren, dass
im Fernverkehr der eilige Geschaftsreisen-
de, der — anders als der Rentner - seine
Fahrt oft nicht Tage oder Wochen im Vor-
aus buchen kann, die Bahn weiterhin als
unattraktiv ansieht. Die Platzbuchung
(Sitzplatz-, Tisch-, Steckdosen-Reservie-
rung) kostet zwar weiterhin nur ein paar
Euro, aber die Stornogebihr wurde er-
heblich (50 €) heraufgesetzt, um ,Block-
buchungen” zu vermeiden.

Zwei alte Grundfehler beherrschen das
neue Tarifsystem: Zum einen kann es nicht
erfolgversprechend sein, wenn ein Fahr-
gast fur einen Stehplatz erheblich mehr
bezahlen muss als einer, der Wochen vor-
aus reserviert hat. Statt des Stehplatzes
bot sich bisher als Ersatz nur noch der
Speisewagen an. Weil dort aber unter-
durchschnittlich konsumiert wurde (,,ein
Bier fur Hamburg-Berlin”) wird der Spei-
sewagen jetzt abgeschafft. Eine Losung
ware nur ein prazises Platzmanagement,
bei dem der reservierte Sitzplatz der Nor-
malfall ist, und der als Fahrkarte, nicht als
Reservierungspappe erworben wird. Zum
anderen sind die Zugbegleiter (anders als
die Stewardessen im Flugzeug) auch

weiterhin primar damit beschaftigt, die
Gultigkeit von Fahrausweisen, Zuschlag-
karten und Bahncards zu Uberprufen, eine
Tatigkeit, die sich leicht pro Sitzplatz
automatisieren lieBe.

Die Vision fur den Reisenden, per Handy
oder PC (oder auch am Platz) einen Sitz-
platz zu kaufen, die Vision fur den Zug-
chef, im Dienstabteil sowohl die Sitzplatz-
Belegung des Zuges mitsamt den Bele-
gungszeiten (etwa nur Hamburg-Witten-
berge, danach ist der Platz wieder verflig-
bar) und nicht zuletzt mit der Gultigkeits-
kontrolle zu verbinden, scheitert an man-
gelnder Vorstellungskraft, wie wenig eine
entsprechende zukunftssichere Kommu-
nikations-Infrastruktur in den (im Durch-
schnitt 250.000 € teuren) Wagen kosten
warde.

Diese Beispiele sollten nur zeigen, dass in
der Mobilitatsdiskussion konkrete Visio-
nen keinen Platz finden. Es wird nicht auf
eineZukunftderMobilitathingedachtund
geplant, sondern es werden die Zwange
der Gegenwart mit dem Wissen von heute
abzumildernversucht. Diesist kein Privileg
der Bahnmenschen, sondern betrifft die
gesamte Mobilitatsbranche. Struktur-kon-
servative Denkmuster sind vorherrschend,
weil es eben in all den Jahrzehnten nicht
gelungenist, Uiberden Tellerrand zu schau-
en. Interdisziplinares Denken wird immer
wieder rhetorisch eingefordert, die Forde-
rung nach intermodaler Mobilitat gehort
schon zum Ritual. Selbst der in der Mobili-
tatsdiskussion  nachweislich  ruhrigen
Bundesregierung servieren die Branchen
und Interessengruppen einen gefalligen
Formelkonsens.

Fiir eine Umsteuerung in

der Mobilitatspolitik sind
parlamentarische Mehrheiten
nicht sichtbar

Noch nichteinmal fur die gemeinsame Mo-
bilitatsoffensive und speziell flr deren
FinanzierunggibteseinenpolitischenKon-
sens, von der Ablehnung der groB3en Wirt-
schaftsverbande gegentber der Umstel-
lung von Steuern auf Nutzerkosten ganz
zu schweigen. Die Entscheidungen, zum
Bundeshaushalt2003 die Investitionenvon
11,5 auf Uber 12 Mrd. € 1998 zu erhohen,
und eine Anhebung der Investitionen um
etwa 25% in der mittelfristigen Finanzpla-
nung bis 2006 sind fast ganzlich vom Ein-
stieg in die Nutzerfinanzierung abhangig.
Im Wahlkampf konnte aber kein Minister
das Thema der PKW-Maut auch nur andeu-
ten, denn darauf wirden nicht nur die
Intereressenverbdnde und Stammtische,
sondern vor allem das Parlament recht un-
gnadig reagieren. Weder gegenwartig
noch zukUnftig hat im Parlament dieses
Umsteuern auf Nutzerfinanzierung eine
sich abzeichnende Mehrheit. Der deutsche
Parlamentarier — und dies geht quer durch
dieParteien—willsich einenteilweisen Ver-
zichtaufsein , Kénigsrecht” nurmiterheb-
lichen Zugestandnissen abringen lassen.
Der ,Umsteuerungsbeschluss” fur die Mo-
bilitdtsreform musste eine breite parla-
mentarische Mehrheit finden, was ange-
sichts der real existierenden Behandlung
von Themenkomplexen wie Okosteuer
oder Rentenreform wenig wahrscheinlich



erscheint. Man darf nicht Gbersehen, dass
sich die Exekutive insgesamt, aberauch der
einzelne Wahlkreisabgeordnete mit Inves-
titionen im Verkehrsinfrastruktursektor
nichtnurbeidenWahlernprofilierenkann,
sondern dass die politischen Akteure auch
Uber erhebliche Stellschrauben fur das
Wachstumineinervolkswirtschaftlichrele-
vanten GroBe verfugen.

Eine Maut fiir den LKW als
~Jahrhundertprojekt”?

Far den deutschen Autofahrer kann der
LKW - besonders der auslandische LKW,
auch wenn das immer haufiger nur ein
.ausgeflaggter” deutscher LKWist—mital-
lemMoglichenbeaufschlagtwerden, denn
man liebtdie Ladung, nichtden Laster.Eine
LKW-Maut wird in erster Linie als eine Re-
vanche fur die AutobahngebUhren in den
Nachbarlandern gesehen. Wenig hilfreich
sind dabei Hinweise, dass auf Frankreichs
und Spaniens mautpflichtigen Autobah-
nen die LKWs unterreprasentiert sind und
sich glnstigere Wege suchen. Dennoch
lasstsich die Mautalseine Jahrhundertauf-
gabe begreifen. Es hat in den letzten Jahr-
zehnten keine vergleichbare Weichenstel-
lung gegeben. Diese kommt nicht von
ungefahr.

Fur Beobachter scheint seit der Tagung
~Mobilitatsforschung fur das 21. Jahrhun-
dert” im Mai 2000 in Géttingen ein Ruck
durch die Mobilitatsdiskussion gegangen
zu sein. Dort hatten rund 500 Mobilitats-
experten aus allen Lagern auf Einladung
von Verkehrsministerium und Forschungs-

ministerium ein Umsteuern gefordert:
.Der erste Schritt muss sein, diese vorfind-
lichen Diskussions-, Denk-, Handlungs-
und Gestaltungs-Blockaden in der gesam-
ten Akteurskette mit einem breit getrage-
nen verkehrspolitischen Aktionsplan
Mobilitat — als modus vivendi im doppel-
ten Sinne — aufzulésen. Deutschland als
das Transit-Land Nummer eins hat die
Pflicht, den ersten Schritt in und fur Euro-
pa zu tun. Das lockende und leitbildver-
dachtige Ziel ist die Schaffung der besten
integrierten Verkehrssysteme der Welt
binnen 10 Jahren zur Erhaltung der Mobi-
litat.”" Im Verkehrsministerium wurden
Budgets fur Investitionen erhéht und mit
der LKW-Maut vor allem ein Finanzie-
rungsmodell fur Verkehrsinfrastrukturen
entwickelt. Das 2001 vorgestellte
Zukunftsprogramm Mobilitat veranlasste
die Bundesregierung zu einem Froh-
locken: ,(...) wir haben die Unterfinan-
zierung der Verkehrsinfrastruktur in
Deutschland beendet. Und wir haben wie-
der Bewegung in die Verkehrspolitik
gebracht. Der Weg ist endlich wieder frei
far mehr Mobilitét in unserem Land”
(Bodewig). Mit dem Zukunftsprogramm
Mobilitat sollen neben 500 sechsstreifigen
Autobahnkilometern und 6000 Kilome-
ter Schienenkernnetzsanierung samt 500
Neubaukilometern bis 2006 die flachen-
deckende Beseitigung von Langsamfahr-
stellen, die Beschleunigung des Schienen-
verkehrs auch durch die Modernisierung
der Leit- und Sicherungstechnik, nicht
zuletzt ,,noch vor Ende des Jahrzehnts”
300 Ortsumgehungen gebaut werden.

Projekte fiir eine Mobilitdtsoffensive

Das Bundesministerium fiur Bildung und

Forschung (BMBF) erganzte diese Mobili-

tatsoffensive mit einem Kranz von innova-

tiven Projekten. ,Die Forschungsférde-
rung im Bereich von Mobilitat und Verkehr
soll helfen, die kunftige Mobilitatsent-
wicklung unter Berucksichtigung der wirt-
schaftlichen Entwicklung und der sozialen

Sicherheit mit der langfristigen Erhaltung

naturlicher Lebensgrundlagen in Einklang

zu bringen (Nachhaltigkeit). Das Bundes-
ministerium flr Bildung und Forschung

(BMBF) stellt hierfur derzeit jahrlich etwa

120 Mio. DM bereit. Der Innovation und

Modernisierung der Bahn, insbesondere

im Guterverkehr, kommt hierbei eine zen-

traleRollezu.”"

Die aufgesetzten Programme zeigen, dass

die ,visionaren” Stichworte aus der jahre-

langen Debatte durchaus aufgenommen
undverstarktwurden:

e ,MoTiV": Erarbeitung von Grundlagen
fur neue IT-gestutzte Dienste zur Bereit-
stellung verkehrstragertbergreifender
Informationen (z.B. Uber die aktuelle
Verkehrssituation, tber Parkmoglich-
keiten am Zielort sowie Uber optimale
Verkehrsmittelkombinationen); Uber-
prufung der Realisierbarkeit von Tele-
matikanwendungen zur Erhéhung der
Verkehrssicherheitauf der StraB3e;

o Leitprojekte ,Mobilitat in Ballungsrau-
men”: Untersuchung pilothafter Lésun-
gen in funf deutschen GroBstadten zur
Verbesserung der Kapazitatsauslastung
von Verkehrsmitteln und -infrastruktu-
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Dr. h.c. Siegfried Schiele

Wegen seiner ,herausragenden Leistungen
auf dem Gebiet der Theorie und Praxis
der politischen Bildung” hat die Fakultat
far Sozial- und Verhaltenswissenschaften
der Eberhard-Karls-Universitat Tibingen
dem Leiter der Landeszentrale, Direktor
Siegfried Schiele, den Grad eines ,Doktors
der Sozialwissenschaften ehrenhalber

(Dr. rer. soc. h. c.)” verliehen.

In einer Feierstunde in den Raumen des
GroBen Senats der Universitat Tubingen
am 8. Juli 2002 wurdigten der Dekan der

Fakultat, Prof. Dr. Martin Hautzinger, und in

seiner Laudatio der Direktor des Instituts ftr

Politikwissenschaft, Prof. Volker Rittberger,
il Ph. D., die Verdienste Schieles um die

Vermittlung von Politikwissenschaft und
politischer Bildung in Deutschland. Siegfried

Schiele, seit Jahren bereits Lehrbeauftragter
am Tubinger Institut fur Politikwissenschaft,
nahm anschlieBend in einem 6ffentlichen
Vortrag Stellung zu ,Brennenden Fragen
politischer Bildung”.

Foto: Helmut Bucher, Fridingen a. D.




ren sowie zur flexiblen und effizienten
Anpassung an die individuelle Trans-
portnachfrage; Férderungneuer Mobili-
tatsdienstleistungen, z.B. fir Reiseun-
terstltzung im Personenverkehr oder
elektronische Zahlungs- und Abrech-
nungsverfahren;

e _ Mobilitdtsinformationsdienstleistun-
gen”: Nutzung von Telematiksystemen
zur ErschlieBung neuer integrierender
Mobilitatsmanagement- und -informa-
tionsdienstleistungspotentiale zur Un-
terstlitzung des Zusammenspiels zwi-
schen offentlichen Aufgabentragern
und privaten Mobilitatsdienstleistern;
Schaffung notwendiger Voraussetzun-
gen, z.B. geeignete Telematikgerate,
umfassendeErfassungderVerkehrslage,
Kompatibilitat und Interoperabilitat im
Daten- und Informationsaustausch als
notwendige Betreiberstrukturen; Vor-
bereitung der Markteinfihrung.

Allerdingsgebendie aktuellenInformatio-

nenim BMBF-Server noch rechtwenig Auf-

schluss iberden Realisierungsgrad derein-
zelnen Projekte.

Das ,,Wundermittel Telematik”
kommt gar nicht erst zum Tragen

In ihrem kundigen Artikel (Isensee/\Wurm
2001) kommen BMBF-Visiondre zu dem
Schluss, dass die Forschung etwa zu den
Bahnsystemen in den Neunzigerjahren zu-
rickgegangeniist:

,Die Ursachen hierfirkénneninder Bahn-
reforminDeutschland,inderbeginnenden
Liberalisierung des Schienenverkehrs-
marktes in Europa und im Zusammenhang
mit der auch im Bahnsektor greifenden
Globalisierung der Wirtschaft gesehen
werden.”

Deutlich wird gesagt, woran die Umset-
zungvon Visionen Mangel litt:
,Offensichtlich bestand (friher) ein hinrei-
chender, finanziellerSpielraum, Forschung
undEntwicklungimBahnsektorauchunter
langerfristigen Aspekten und ohne Erwar-
tungenaneinenkurzfristigenReturnonin-
vest zu betreiben.Im Zuge derBahnreform
und der Offnung der Bahnmarkte in Euro-
pabrachendiePreise beiderBahnindustrie
massiv ein. Die Industrie baute ihre Ent-
wicklungsabteilungen zurlick und lagerte
teilweise ihre Produktion in das billigere
Ausland aus. Die Bahnbetreiber selber —in
dieunternehmerische Verantwortungent-
lassen—legtenihrvorrangiges Augenmerk
darauf, ausgeglichene Bilanzen vorzule-
gen. Die traditionelle Rollenverteilung
zwischen Bahnbetreiber und Bahn-Indust-
rie im Bereich der Entwicklung wurde neu
definiert. Dies alles minderte deutlich die
Risikobereitschaft, Investitionen in mittel-
bis langfristig ausgerichtete Forschungs-
und Entwicklungsaktivitaten zu tatigen.
(...)Die Kapazitat des Schienenverkehrs
kann durch eine effizientere, kostenguins-
tigere Leit- und Sicherungstechnik (LST)

erheblich gesteigert werden. Hierzu geh6-
ren hochwertige, anspruchsvolle Techno-
logien vor allem im Fahrzeug sowie ein zu-
kunftiges Gesamtkonzept fur die LST und
Telematik unter BerUcksichtigung der As-
pekte der Interoperabilitat. Eine wichtige
Voraussetzung dabei ist, dass ein abge-
stimmtes Konzeptzwischen Eisenbahnver-
kehrsunternehmen und Infrastrukturbe-
treibernvorliegt.”

Wo es schon an der eng verkehrstragerbe-
zogenen Forschung mangelt, kann die
Entwicklung telematischer Systeme insbe-
sondere fur den intermodalen Mobilitats-
bereich deswegen nur eine Vision bleiben,
von der sich in der Realitat wenig findet.
DerHauptgrunddafurduarfte—hierist/sen-
see/Wurm voll zuzustimmen —in der Tatsa-
che zu suchen sein, dass die technikentwi-
ckelnden Unternehmen grundsatzlich
einen ,Nachfrager” im Sinne eines echten
Kunden brauchen, bevor sie Ingenieurjah-
re aloziieren. Eine solche Allokationsfunk-
tion ist aber in der Verkehrsbranche bisher
nichtentwickeltworden.Wahrenddie ein-
zelnen Verkehrstrager (Bahn, Automobil-
bauer) die fur sie notwendigen informa-
tionstechnischen Systeme im Zuge der
bekannten Wertschopfungsketten nach-
fragen, gibt es in Europa bis heute keinen
Entwicklungsauftrag fur intermodale
Kommunikation. Das ,Wundermittel Tele-
matik” kommtgarnichterstzumTragen.
Die weitere Suche nach ,GroBBinnovatio-
nen” ist wenig ergiebig, es gibt in der Rea-
litat keinen konkreten Ansatz fur eine ,,in-
telligente Trasse”, fur intermodale
Kommunikationssystemeoderahnlichum-
fassende Innovationen, diese bleiben im
Reich der undiskutierten Visionen. Gerade
diekonkreteRollederTelematik bleibtselt-
sam undurchsichtig, obwohl ihr von den
meisten Akteuren eine SchlUsselrolle zuer-
kannt wird. Auch hier sind Erklarungsmus-
ter vorhanden. Fast alle Informations- und
Kommunikationstechniken brauchen ei-
nen jahrelangen Vorlauf, sei es fur die ei-
gentlichen Netzinfrastrukturen, sei es fur
die adaquate Stromversorgung von End-
geraten oder auch fur die hinreichende
Ausstattung der Benutzer mit Zugangs-
moglichkeiten. Immer mehr kommen zu
den ,elektrischen” Normierungen auch
die erforderlichen Normierungen von Da-
tenformaten hinzu. Der sympathische
Wildwuchs kann nur durch entschlossenes
Handeln begrenztwerden.

Dafur bedarf es eines unternehmerischen
Impetus, den die Bahnbetreiber zu leisten
kaumimstandesind.Fehlenihnendochdie
,visionaren” Informationen Uber techni-
sche und organisatorische Potentialitaten,
mussen sie doch vor allem und zunachst an
die Abstimmung gerade in einem mobili-
tatserweiternden Europadenken.

Die notwendigen Visionen furdie kiinftige
Mobilitat brauchen Plattformen, die der
Wertschopfungskette einen Ersatz fur den
L~unternehmerischen Auftrag” bieten. Da-

zu ware zu prufen, ob sich eine Ubergrei-
fende Initiative fur die Mobilitat starten
lasst. Der professionelle Hintergrund
koénnte eine Infrastrukturagentur sein, die
imBesitzvonBundund Léandernnebenden
Koordinierungsleistungen fur die Infra-
strukturentwicklung vor allem auch die
Entwicklung intermodaler Kommunika-
tionssysteme vorantreibt. Sicher ist dabei
nur: Ohne Systematisierung (Professionali-
sierung) der Mobilitatsdiskussion droht
diese an ihrem eigenen Gewicht zu ersti-
cken,zumSchadenderVisionenfirinnova-
tion.
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DreiBBig Jahre Landeszentrale und zehn Jahre ,,Haus auf der Alb”

Der Dank der Landesregierung

Von Staatssekretdr Rudolf B6hmler

Vor dreiBig Jahren wurde die Landeszent-
rale fiir politische Bildung Baden-Wiirt-
temberg in ihrer heutigen Rechtsform
durch Bekanntmachung der Landesregie-
rung ins Leben gerufen. Zehn Jahre sind
es zudem her, dass die Landeszentrale ihr
Haus auf der Alb in Bad Urach in Betrieb
nehmen konnte. Ein doppelter Grund
zum Feiern also. So fand am 20. Juli, dem
Tag des Attentats auf Hitler, ein Festaktim
Haus auf der Alb statt. Nach BegriiBung
durch den Leiter der Landeszentrale, Dr.
h.c. Siegfried Schiele, und dem GruBwort
des Kuratoriumsvorsitzenden, Klaus
Herrmann MdL, hielt der Chef des Staats-
ministeriums, Staatssekretdr Rudolf
Bohmler, die Festansprache. Wichtige
Ausziige aus dieser Rede drucken wir hier
ab. Red.

Die alteste Einrichtung in der
Bundesrepublik

Unsere politische Bildung in Baden-Wurt-
temberg feiert heute Geburtstag. Lassen
Sie mich an dieser Stelle kurz einen Ruick-
blick halten.

Die Landeszentrale ist mit ihrer Vorganger-
organisation in der Bundesrepublik die
alteste Einrichtung dieser Art. Schon
wenige Zeit nach dem Ende des Zweiten
Weltkrieges wurde im deutschen Sud-
westen die Notwendigkeit demokrati-
scher politischer Bildung erkannt. Noch
unter der franzésischen Besatzungsmacht
hat kein geringerer als Theodor Eschen-
burg im Jahre 1947 einen Heimatdienst
Wirttemberg-Hohenzollern begriindet.
1950 wurde mafBgeblich vom damaligen
Kultusminister Theodor Biuerle in Stutt-
gart die Arbeitsgemeinschaft ,Der Burger
im Staat” gegrindet. Ahnliche Ansatze
burgerschaftlichen Engagements gab es
in Freiburg und im Rhein-Neckar-Raum.
Am 25. Januar 1972 wurde die Landes-
zentrale fur politische Bildung in ihrer jet-
zigen Form gegrindet. Die Umwandlung
des Vereins ,Arbeitsgemeinschaft DER
BURGER IM STAAT" zu einer selbststandi-
gen Anstalt des 6ffentlichen Rechts, die
dem Staatsministerium nur in Haushalt
und Organisation — jedoch nicht in den
inhaltlichen Zielsetzungen - unterstellt
ist, war damals umstritten. Die Landes-
zentrale sollte eine singulére Stellung
erhalten, und keine Weiterbildungsan-
stalt unter vielen sein. Heute kénnen wir
feststellen: Das Konzept ist aufgegangen.
Und die Bedeutung der Landeszentrale
fur politische Bildung wird auch von keiner
demokratischen Partei in Frage gestellt.

Meilenstein
~Beutelsbacher Konsens”

Zu einem Meilenstein der politischen Bil-
dung kam es 1977 auf Initiative unserer
Landeszentrale. Der Beutelsbacher Kon-
sens ist eine bis heute anerkannte Uber-
einkunft fur die politische Bildung. Ich
habe mirsagen lassen, dass sogar eine bra-
silianische Delegation bei einem Besuch
ausdrucklich nach dem Beutelsbacher
Konsens gefragt hat.

1972 startete die Landeszentrale fur poli-
tische Bildung Baden-Wurttemberg mit
20 Mitarbeitern und einem Haushalt von
gut zwei Millionen Mark. Heute hat sie
etwa 80 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter und einen Haushalt von Uber funf
Millionen Euro. Nicht diese Zahlen, viel-
mehr ihre Uberzeugende inhaltliche
Arbeit hat die Landeszentrale zu einer
Institution werden lassen, die aus Baden-
Wirttemberg nicht mehr wegzudenken
ist. Sie ist eine Visitenkarte fr unser Land,
und sie ist unverzichtbar fur das Wachsen
und Reifen der demokratischen Werte in
unserer Gesellschaft in Baden-Warttem-
berg.

Ich méchte Sie nicht mit dem Ablesen
einer Leistungsbilanz der Landeszentrale
langweilen. Sie alle kennen diese Erfolgs-
geschichte von den herausragenden
Publikationen wie ,Der BlUrger im Staat”

bis hin zu den jahrlich 50.000 Kontakten.
Die Aufzahlung von Zahlen gibt ohnehin
nur einen Bruchteil des Erfolgs wieder,
denn die Landeszentrale spricht vor allem
Multiplikatoren an, die ihr Wissen und
ihre Einsichten weitergeben. Und so grei-
fen ihre Aktivitaten wie ein Netzwerk
letztlich Uber das ganze Land.

Das , Haus auf der Alb”
als ein Haus der Demokratie

Wir feiern heute aber nicht nur den 30.
Geburtstag der Landeszentrale, sondern
auch das 10-jahrige Jubildaum des Hauses
auf der Alb. Die Entscheidung fur ein Haus
auf der Alb war eine Entscheidung zur
richtigen Zeit. Dieses Haus auf der Alb ist
im wahrsten Sinne des Wortes ein
geschutzter Raum, ermoglicht Begeg-
nung, férdert Austausch, bietet Raum fur
Ideen. Mit dem Haus auf der Alb ist ein
Haus fur Demokratie entstanden.

Die Geschichte dieses Hauses liest sich wie
ein Geschichtsbuch. Der offene Baustil ist
demokratiepragend. Einer der Grinder
des damaligen Kaufmannserholungs-
heims, Dr. Goldstein, ist im Konzentra-
tionslager gestorben. Eugen Bolz hat es
mit eingeweiht. Diese Gedanken stellen
eine Verpflichtung fur die Landeszentrale
dar, das Haus auf der Alb dementspre-
chend zu nutzen. In der Tradition des 20.

Der ChefdesStaatsministeriums, Staatssekretar Rudolf B&hmler.



Ein reichhaltiges Angebot bietet die Landeszentrale fur politische Bildung nicht zuletzt
mit ihren Publikationen. Hoher Beliebtheit erfreute sich am Tag der offenen Tur in Bad
Urach auch derJubildumsband , Baden-Wirttemberg. Vielfaltund Starke der Regionen”.

Mit 15 Euro fanden die Besucher diesen Prachtband preiswert.
Foto: Markus Niethammer/GEA

Juli wird diese Verpflichtung noch unter-
strichen. Ich mochte deshalb sagen: Die
Demokratie hat mit dem Haus auf der Alb
Gestalt angenommen.

Politische Bildungsarbeit ist gerade in die-
sen Jahren notwendiger denn je. Wir fin-
den hierzu in unserem Alltag Jahr fur Jahr
mahnende, aufrittelnde, aber auch trau-
rige AnstéBe fur ein Tatigwerden. Ich
denke dabei beispielsweise an die Heraus-
forderungen im Kampf gegen Gewalt und
Rechts- und Linksextremismus. Ich denke
beispielsweise an den grauenvollen
Amoklauf von Erfurt. Gerade hier bewies
die Landeszentrale mit ihrem Team Z (Z
steht fur Zivilcourage), dass sie in der Lage
ist, vorbildlich und rasch auf gesellschaftli-
che Entwicklungen einzugehen und im
Fall Erfurt bewies die Landeszentrale
geradezu eine visionare Problembewalti-
gung, denn intensive Seminare fur Lehre-
rinnen und Lehrer zum Thema , Gewalt an
Schulen” und ,Gewaltfreie Konfliktlosun-
gen” waren bereits Monate vor Erfurt in
Planung. Die Landeszentrale hatte die
Hand am Puls unserer Gesellschaft.

Wichtig auch angesichts leerer
Haushaltskassen

Politische Bildung bleibt auch angesichts
leerer Haushaltskassen wichtig. Sie ver-
kiimmern zu lassen, ware Ausdruck einer
fatalen politischen Kurzsichtigkeit, die uns
teuer zu stehen kommen wirde. Wir brau-
chen genau das Gegenteil. J.F Kennedy
hatte schon Recht, als er einmal sagte:
«Es gibt nur eines, was auf Dauer teurer ist
als Bildung. Keine Bildung.” Erfolge in der
Bildungsarbeit kann man nicht in nackten
Zahlen messen. Deshalb wird die Landesre-
gierung auch in den kommenden Jahren al-
les daran setzen, der Landeszentrale fur po-
litische Bildung das Personal und die Mittel
zur Verfugung zu stellen, die sie fur eine
erfolgreiche, thematisch umfassende und
flachendeckende Arbeit im Land braucht.
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Die Philosophie der Landeszentrale muss
auch kunftig vom Geist einer ,Staatsbur-
gerschule” getragen sein. In diesen Tagen
ist dank PISA das Thema Bildung wenigs-
tens wieder etwas mehr in den Fokus des
politischen Alltags aufgerickt. Typisch
Deutsch: Alle reden jetzt plétzlich von
Offensiven. Wir brauchen jetzt aber auch
eine politische Bildungsoffensive. Die sta-
bilen Fundamente unserer Demokratie
sind nicht auf immer und ewig gesichert.
Studien befurchten gar, dass eine ganze
Generation derzeit droht, fur die
Demokratie verloren zu gehen. Hier gibt
es unglaublich viel fur die Landeszentrale
zu tun.

RESUER
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Werbung fiir die Demokratie

Um nur drei der wichtigen Punkte zu nen-
nen:

1. Die Politische Bildung muss die Sprach-
losigkeit tiberwinden, Sprachlosigkeit viel-
fach verursacht durch die Floskeln und Slo-
gans des politischen Alltags. In der politi-
schen Bildungsarbeit, die Uber den Tag hin-
aus wirken soll, mussen Begriffe wieder
zunehmend durch Inhalte gescharft wer-
den. Alternatives, aber auch mundiges
Denken ist gefragt.

2. Durch politische Bildung muss mehr
denn je der immer mehr zunehmenden
Geschichtslosigkeit — entgegengetreten
werden. Kenntnisse Gber unsere Herkunft
und Uber die historischen Zusammenhange
scharfen den Blick in die Zukunft, geben
uns Halt und auch Zuversicht und

3. Die politische Bildung soll fir die De-
mokratie werben. So gesehen ist die Lan-
deszentrale eine ganz besondere Schule
des demokratischen Denkens und Han-
delns, ein Ubungsfeld fur Zivilcourage und
Gemeinsinn. Die Werbung fur unsere De-
mokratie muss dabei auch vom Satz ,Weh-
ret den Anfangen”, der nichts von seiner
Aktualitat verloren hat, getragen sein.

Das Haus auf der Alb hat ein solides Fun-
dament. Die Landeszentrale steht auf
festem Boden. Damit wage ich zu behaup-
ten, dass die Weichen fur die Zukunft gut
gestelltsind. Das Haus auf der Alb und ins-
besondere die Landeszentrale fur politi-
sche Bildung befinden sich mit ihrer
Arbeit auf einem guten Weg. Die Landes-
regierung wird diesen guten Weg weiter-
hin unterstitzen. Namens der Landesre-
gierung kann ich der Landeszentrale fur
politische Bildung daher nur ,gute Reise”
wunschen. Mégen ihr die Folterwerkzeu-
ge einer Haushaltsstrukturkommission
auf ihrem weiteren Weg fur die politische
Bildung erspart bleiben.
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Ein Tag der offenen Tur sollte das Fest zum 10. Jahrestag des , Hauses auf der Alb” der
Landeszentrale fur politische Bildung sein. Als demokratische Architektur gewurdigt
wurde das Gebaude durch den Architekturhistoriker Prof. Dr. Frank R. Werner, Univer-
sitdt Wuppertal, in seinem Vortrag beim Festakt mit dem Thema: , Vergesst die Moderne
nicht! Pladoyer fur eine demokratische Baukultur”. Die Menschen nahmen die Tagungs-
statte der Landeszentrale an als ein Haus der Demokratie.

Foto: Markus Niethammer/GEA
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Seit dem SuBmuth-Gutachten und durch
den politischen Streit Uber das Zuwande-
rungsgesetz Otto Schilys ist die Einwande-
rung immer mehr zu einem zentralen
Thema der Innenpolitik geworden.
Wegen der demografischen Entwicklung
gewinnt sie eine zunehmend schicksalhaf-
te Bedeutung.

Bisher gab es keinen, dem neuen Buch
Meier-Brauns vergleichbaren fundierten
und informativen Uberblick tiber die ver-
schiedenen Phasen der Zuwanderung
nach Deutschland seit den Funfzigerjah-
ren, samt den sie begleitenden jeweiligen
politischen Auseinandersetzungen.

Es beginnt mit einleitenden Kapiteln tiber
die fruhere Ein- und Auswanderungsge-
schichte Deutschlands, Uber die Zahlen
zur heutigen Zuwanderung und Integra-
tion der Auslander. Meier-Braun doku-
mentiert anschaulich, dass im politischen
Diskurs Gber Zuwanderung mit abenteu-
erlich Uberhéhten und empirisch nicht
haltbaren Daten Politik gemacht wird.
Zugleich konzentriert sich die Debatte
Uber Integration meist nur auf deren Defi-
zite. Die bedeutenden Erfolge bisheriger
Integration werden jedoch in der Regel
auBer Betracht gelassen.

In den folgenden Abschnitten wird die
Entwicklung der Auslanderpolitik von der
Gastarbeiterpolitik seit den friihen Funfzi-
gerjahren, Gber den Aufnahmestopp von
1973 bis hin zur Asyl- und Auslanderpoli-
tik ab 1990 behandelt. Sehr deutlich wer-
den ihre Defizite, ihr ad-hoc-Charakter
und das Fehlen langfristiger konzeptuel-
ler Perspektiven herausgearbeitet. Eine
Ausnahme machte allein der frihere
Ministerprasident Nordrhein-Westfalens,
Heinz Kihn.

Eingehend und gut dokumentiert und
analysiert Meier-Braun zuletzt die Ansat-
ze einer neuen Auslanderpolitik der
Bundesregierung seit 1998 und deren suk-
zessive ,Rucknahme” im Vorfeld des
Bundestagswahlkampfes 2002. Im poli-
tisch besonders wichtigen Schlusskapitel
unter dem Titel ,Bewertung und Per-
spektiven fuar das Einwanderungsland
Deutschland” befasst sich der Autor in
einer Zusammenfassung seiner bisherigen
Befunde nochmals mit der Debatte tber
das Zuwanderungsgesetz und dem dabei
aufgeflammten Streit Uber die mégliche
Rolle der Zuwanderung fur die Abmilde-
rung der Folgen der Geburtendefizite.
Meier-Braun veranschaulicht mit verschie-
denen Hintergrundinformationen, wie
nunmehr das Thema Zuwanderung in bis-
lang prézedenzloser Weise zur politischen
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Polarisierung beitragt und fur Letztere
bewusst instrumentalisiert wird. In diesem
analytisch starksten Kapitel behandelt er
u.a. detailliert kritisch das Gutachten des
Demographen Birg fur die Bayerische
Staatsregierung zu den wirtschaftlichen
Folgekosten der Zuwanderung. Zu Recht
wendet er sich gegen die Verwendung
der Daten der UNO-Studie Uber die Be-
vélkerungsentwicklung Deutschlands als
.Beleg” fur die angebliche Sinnlosigkeit
aller Forderungen nach weiterer Zuwan-
derung.

Besonderes Gewicht hat der Abschnitt
Uber die Medien und ihr Bild der Auslan-
der. Dem Verfasser ist zuzustimmen, dass
dieses Bild in den Medien insgesamt bei
immer noch ,, dinnem Eis” besser gewor-
den ist. Trotz dieses Trends sind jedoch
viele Versaumnisse unubersehbar. , Fest-
zuhalten bleibt, dass sich auch nach finf-
zig Jahren Einheimische und Einwanderer
oftmals noch fremd geblieben sind, dass
Uber das Ausldanderthema meist mit nega-
tivem Vorzeichen geschrieben und
gesprochen wird. Gelassenheit und
Humor aber sind fur die Zukunft gefragt.”
In diesem Zusammenhang appelliert
Meier-Braun zu Recht an die Flihrungsver-
antwortung der Politiker.

Das Buch Meier-Brauns ist fur die notwen-
dige Versachlichung des Streits Uber
Zuwanderung fur den Fachmann und den
politisch interessierten Zeitgenossen
gleichermaBen wichtig. Ohne Fachjargon,
mit fundiertem Wissen und klarer Diktion,
gibt es eine anschauliche Synopse und
sorgfaltige Analyse der komplexen histo-
rischen Sachverhalte und Diskussionen
Uber die Zuwanderung nach Deutschland.
Karl-Heinz Meier-Braun, seit vielen Jahren
als Wissenschaftler, Journalist und Berater
im Bereich der Auslanderpolitik tatig, ist
es gelungen, ein ausgesprochen spannen-
des und kurzweiliges Buch zu verfassen.
Gerade auch angesichts des unbeschreib-
lich niedrigen und realitatsfernen Niveaus
der jungsten politischen Debatte tUber
Zuwanderung im Streit Gber das Zuwan-
derungsgesetz ist ihm eine weite Verbrei-
tung zu wiinschen.  Dieter Oberndérfer

Die ,Frauenfrage” in Heilbronn

Elke Koch:

Frauen — Ménner — Stadtgesellschaft.
Heilbronn und die Frauenfrage von 1900
bis 1918. Quellen und Forschungen zur
Geschichte der Stadt Heilbronn 12, Jahr-
buch-Verlag Weinsberg, 2002. 892 Seiten,
78 Tabellen, 30 Abbildungen. EUR 45,

Historische Grundlagenforschung wird
vorwiegend in Dissertationen geleistet.
Das zeigt eindrucksvoll diese volumindse,
detaillierte und dennoch flussig zu lesen-
de Arbeit, die an der Universitat Tubingen
bei Bernhard Mann entstanden ist. Und
wer von der Mikrostudie nur Ergebnisse
zu Heilbronn erwartet, wird eines Besse-

ren belehrt: Immer wieder gelingt es Elke
Koch, die Perspektive vom mikroskopi-
schen Heilbronner Brennglas auf die
Makrodimension, also die Entwicklung in
Wirttemberg und im Reich zu lenken und
Gemeinsamkeiten wie Unterschiede he-
rauszustellen. Das ist umso verdienstvol-
ler, als die burgerliche Frauenbewegung
in Wirttemberg immer noch weitgehend
unbekanntes Land ist, wahrend fur den
badischen Landesteil einige Lokal- und
Regionalstudien vorliegen.

Im Mittelpunkt der Studie steht die ,,Frau-
enfrage” als die Auseinandersetzung
Uber die weiblichen Handlungsrdume im
offentlichen Raum. Die Kategorie Ge-
schlecht ist das Instrument der Analyse.
Gefragt wird, wie der Faktor Geschlecht
die sozialen, kulturellen und historischen
Realitaten pragte, wie Frauen und Man-
ner die geschlechtsspezifischen Hand-
lungsrdume ,verhandelten”. Die Perspek-
tive ist eine doppelte: auf Frauen und
Manner, auf Weiblichkeit und Mannlich-
keit als kulturelles Konstrukt. Die Erwei-
terung der Frauengeschichte zur Ge-
schlechtergeschichte liefert damit keine
neue Bindestrich-Geschichte, sondern die
Anndherung an die um die Kategorie
Geschlecht erweiterte Allgemeine Ge-
schichte.

Heilbronn um 1900: Die Industrialisierung
der Stadt und ihr Aufstieg zu einem der
Industrie- und Handelszentren im Kénig-
reich Wurttemberg ist begleitet von tief
greifenden 6konomischen, sozialen und
kulturellen Veranderungen. Auch in Heil-
bronn muss man sich der ,Frauenfrage”
stellen: Der ,,Aufbruch in die Moderne”
bringt neben vielen anderen Verédnderun-
gen auch den Eintritt von Frauen in die
offentliche Sphare. 1902 halt die Vorsit-
zende des Heilbronner Lehrerinnenver-
eins den ersten 6ffentlichen Vortrag einer
Frau in der Stadt, wenig spater wird der
Frauenverein gegriindet. Zahlreiche wei-
tere politische und kirchliche Frauenverei-
ne folgen. Das Formierungsprinzip des
neuen Vereinsnetzes ist die Geschlechts-
zugehorigkeit. Die Verhaltensmuster ent-
sprechen den tradierten Vorstellungen
der burgerlichen Geschlechterordnung
und ihren normativen Weiblichkeits- und
Mannlichkeitskonzepten. Sie strukturie-
ren nun auch das ortliche Vereinsleben.
Elke Koch arbeitet bis 1918 drei Phasen
heraus. Die erste Phase von 1900 bis
1907/08 bewertet sie als ,typische Auf-
bruchphase”: Die ,Frauenfrage” wird als
Herausforderung entdeckt und &6ffentlich
thematisiert. In den Vereinen diskutiert
man die Rolle der Frau, unter Beteiligung
der Manner, aber nicht als deren Strate-
gie, sondern als Selbstverstandnis der
beteiligten Frauen. Die Inhalte bleiben
jedoch dieselben: Wohltatigkeit und sozi-
ale Fursorge. Die Familienrolle der Frau
wird auf die Gemeinde ausgeweitet und
damit in den 6ffentlichen Raum hinein. In
die traditionell mannlich definierten
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Bereiche — die ,klassische” Politik — drin-
gen die Frauen nicht ein. Unter dem Stich-
wort der ,Feminisierung” findet also eine
Ausweitung weiblicher Handlungsspiel-
rdume statt. Die weiblichen Lebensver-
haltnisse werden 6ffentlich problemati-
siert.

In einer zweiten Phase zwischen 1907/08
und dem Ausbruch des Ersten Weltkriegs
findet die Anerkennung und Aufwertung
traditioneller weiblicher Zustandigkeits-
bereiche statt. Die kommunale Daseins-
fursorge wird bis zur Einfihrung des Frau-
enwahlrechts 1918 — das in Heilbronn
keine der Frauenorganisationen gefor-
dert hatte —das 6ffentliche Handlungsfeld
der Frauen. Es dominiert das polare bur-
gerliche Modell der geschlechtsspezifi-
schen Arbeitsteilung: Der Mann gilt als
der Ernahrer der Familie, der Frau hinge-
gen wird die alleinige Zustandigkeit fur
Haushalt und Familie zugewiesen. Der
Ertrag ihrer (zunehmenden) Berufsarbeit
wird lediglich als Zuverdienst angesehen.
In dieser Phase verfestigt sich das
Geschlechterrollenmodell und erweist
sich als auBerordentlich persistent: Bis in
die 1960er-Jahre bleibt es auch in der
Bundesrepublik verbindliche gesellschaft-
liche Zielvorstellung mit einer Zahlebig-
keit bis in unsere Tage hinein. In dieser
Phase vor dem Ausbruch des Ersten Welt-
kriegs werden Haushalt, Erziehung und
Kinderfursorge zu 6ffentlich relevanten
Aufgaben. Das binar-dualistische Denken
vom typisch ,Mannlichen” und typisch
.Weiblichen” erweist sich als vielfaltig
instrumentalisierbares Argumentations-
muster. Das ,Private” gewinnt politisch-
offentliche Bedeutung als die ,korrekte
Pflichterfullung der Frau”. Gleichzeitig
dient das Muster der Kanalisierung und
Abweisung weitergehender (politischer)
Partizipationsforderungen der Frauen.
Die dritte Phase, der Erste Weltkrieg, ist
eine erneute Herausforderung fur die
Geschlechterverhaltnisse. Mit der Einzie-
hung der mannlichen Familienvorstéande
und der verdienenden S6hne verandert
sich auch die Arbeitsmarktsituation
grundlegend. Die definierte Ordnung der
Geschlechterrollen wird dadurch in Frage
gestellt. Frauen kénnen und mussen mit
ihren spezifischen Talenten und Fahigkei-
ten am geschlechts- und klassentbergrei-
fenden Projekt ,Krieg” mitwirken. Das
Gefuhl nationaler Erhebung und Beru-
fung verleiht auch ihnen ein Bewusstsein
nationaler Identitat. Allerdings zeigt die
Studie, wie auf kommunaler Ebene die
alte Geschlechterpolaritat durch eine
neue ersetzt wird: mannlicher Kriegs-
dienst auf der einen und weiblicher ,,Hei-
matdienst” auf der anderen Seite. Die gel-
tenden Grenzen des geschlechtsspezifi-
schen Handelns werden jedoch nicht
Uberschritten. Das notgedrungene Ein-
brechen von Frauen in die mannliche
Berufswelt erweist sich als ,Emanzipation
auf Leihbasis” (Ute Daniel). Entsprechend
fordert auch nur ein Bruchteil der Heil-
bronner Frauen in dieser Situation Uber
die tradierten Bereiche hinausgehende
Mitwirkungsmoglichkeiten an der Gestal-
tung der Politik ein, etwa das Kommunal-
wahlrecht. Der Erste Weltkrieg wird somit
nicht der ,Vater” der Frauenemanzipa-
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tion — ganz im Gegenteil: er zementiert
die polaren Geschlechterrollen.

Die Fortfuhrung der Untersuchung in die
Weimarer Republik hinein hatte sicherlich
spannende Ergebnisse geliefert, den
ohnehin schon breiten Buchrtcken der
Arbeit aber ,,gesprengt”. Dass die weib-
lichen Partizipationsmoglichkeiten durch
die Auseinandersetzung mit der , Frauen-
frage” deutlich erweitert wurden, kann
die Studie auch so zeigen. Auch dass dabei
keine tatsachliche Frauenemanzipation
im ,modernen” Sinne stattfand, sondern
das polare Rollenbild mit komplementa-
ren Frauen- und Mannerbereichen als
Ordnungsprinzip der Gesellschaft verfes-
tigt wurde. Auch die Zuerkennung des
aktiven und passiven Wahlrechts 1918
anderte daran nicht viel. In den gesamten
Weimarer Jahren waren gerade 19 Frauen
im wlrttembergischen Landtag vertreten.
Noch heute bildet Baden-Wurttemberg
zusammen mit Bayern bei der weiblichen
Reprasentanz in den Landesparlamenten
das Schlusslicht. Das zeigt, von welcher
Langlebigkeit gesellschaftliche Ord-
nungsvorstellungen sind, die um die
Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert ent-
wickelt wurden — von Méannern und Frau-
en. Wer darlUber Genaueres wissen will,
muss zu der Arbeit von Elke Koch greifen.
Denn hier bleibt kein Bereich weiblicher
Partizipation ausgespart. Fundiert, quel-
lendicht, methodisch Uberlegt und tber-
sichtlich dargestellt prasentiert sie ihre
Ergebnisse. Bei dem Umfang der Arbeit
und der Informationsdichte ware einzig
ein Sachregister wiinschenswert gewesen.
Es hatte die Arbeit zum Handbuch der
Geschichte der Heilbronner und auch der
wirttembergischen Frauenorganisatio-
nen vor 1918 erweitert. Reinhold Weber

Das Standardwerk

zur politischen Kultur

Martin Greiffenhagen /

Sylvia Greiffenhagen (Hrsg.):
Handwérterbuch zur politischen Kultur
der Bundesrepublik Deutschland.

2., v6llig Gberarbeitete und aktualisierte
Auflage. Westdeutscher Verlag.
Wiesbaden 2002. 674 Seiten, EUR 44,90

Eines gleich vorweg: Mit ihrem véllig
Uberarbeiteten und aktualisierten Hand-
wdrterbuch zur politischen Kultur ist dem
Herausgeber-Ehepaar Greiffenhagen ein
groBer Wurf gelungen. Zwar lasst das in
Buchbesprechungen oft gnadenlos stra-
pazierte Etikett des Standardwerkes eine
gewisse Zurlckhaltung geboten erschei-
nen. Aber in diesem Fall bleibt nichts
anderes Ubrig als festzustellen, dass um
dieses Handworterbuch nicht herum-
kommt, wer sich fir Fragen der politi-
schen Kultur(forschung) interessiert. Das
hangt auch damit zusammen, dass es kein
(deutschsprachiges) Werk gibt, das derart
umfassend samtliche relevanten Aspekte
und Begriffe im Umfeld des Konzeptes der
Politischen Kultur referiert. Das Nach-
schlagewerk hat Gberdies samtliche Vor-
zlige des Lexikons, ohne dass dessen Nach-
teile in Kauf genommen werden mussen.
Denn Knappheit und Uberblickscharakter
der einzelnen Beitrage gehen hier in der

Regel nicht zu Lasten einer unzuldssig ver-
kUrzten Darstellung der einzelnen The-
menbereiche.

Das Handworterbuch ist in 115 alphabe-
tisch geordnete Stichwoérter gegliedert
und spannt einen Bogen von A wie Ano-
mie bis zu W wie Wohlfahrtsstaat, von M
wie multikulturelle Gesellschaft bis zu N
wie Nation. Respekt einfloBend ist auch
die Tatsache, dass es den Herausgebern
gelungen ist, nicht weniger als 93 kompe-
tente Fachleute aus Universitaten, Fach-
hochschulen und Publizistik fur das Werk
zu verpflichten. Unter ihnen sind nicht
nur renommierte Vertreter ihres Faches
(uberwiegend aus Politikwissenschaft
und Soziologie), sondern auch weniger
bekannte Autoren mit z.T. brillanten Bei-
trégen. Mehr noch: Zum Teil sind die
Abhandlungen (etwa von Alemann, Forst,
Greiffenhagen, Schmidtchen) von einer
(essayistischen) Qualitat, wie man sie sich
fur eine Anthologie von Texten zur po-
litischen Kultur kaum besser vorstellen
kénnte.

Die Gliederung der Beitrage zu den ein-
zelnen Stichwortern folgt, sehr zum Vor-
teil des ganzen Unternehmens, einem
ziemlich einheitlich durchgehaltenen
Aufbauschema. Am Beginn eines jeden
Beitrages wird der in Frage stehende
Begriff definiert und erlautert, dann
gegebenenfalls seine Entstehungs-, Ent-
wicklungs- und Wirkungsgeschichte dar-
gestellt. Danach werden die mit dem
Begriff verbundenen Theorien, Konzepte,
Modelle und Methoden sowie damit
zusammenhangende Forschungsergeb-
nisse angerissen. Den Schluss bilden Aus-
blick und offene Fragen.

Eine Schlusselrolle spielen die Beitréage
zum Konzept der politischen Kultur von
Sylvia und Martin Greiffenhagen und zum
Konzept der regionalen/lokalen politi-
schen Kultur von Hans-Georg Wehling.
Eine Schlusselrolle auch deshalb, weil an
ihnen die Achillesferse der politischen
Kulturforschung sichtbar wird. Die
besteht darin, dass dem mitunter beein-
druckenden Reichtum an Erkenntnissen
im Einzelnen ein erstaunlicher Mangel an
theoretischer Grundlegung gegenuber-
steht. Problematisch am Konzept der poli-
tischen Kultur ist also, dass es gar kein
Konzept der politischen Kultur gibt.
Allenfalls gibt es verschiedene Ansatze.
Vielleicht ist ja ausgerechnet auf dem Feld
der politischen Kultur ein theorielos-
induktiv-empirisches und pragmatisch-
heuristisches Herangehen das Patentre-
zept fur eine lohnende Ausbeute in
Sachen Erkenntnis. Vielleicht hangen die
theoretischen und methodischen Proble-
me auch damit zusammen, dass es bis
heute nicht gelungen ist und méglicher-
weise nicht gelingen kann, den Begriff der
politischen Kultur so zu definieren, dass
man wirklich von einem gemeinsamen
begrifflichen Nenner sprechen kénnte. So
scheint mir namlich hinter der immer wie-
der als Starke behaupteten Theorien- und
Methodenvielfalt (so z.B. Ulrich Sarcinelli
auf S. 378) in Wirklichkeit vielmehr ein
Mangel an angemessenen und eigenstan-
digen theoretischen und methodischen
Ansatzen zu stecken! Und wenn Hans-
Georg Wehling oder Karl Rohe immer wie-



der ein breites Verstdndnis von politischer
Kultur und eine Vielfalt der theoretischen
und methodischen Zugéange anmahnen,
dann beschénigt das schon ein wenig die
Gefahr, dass man vor lauter Theoriechen
und Methdédchen den berechtigten
Waunsch, Uber ein wirkliches Konzept der
politischen Kultur verfugen zu kénnen,
aus den Augen verliert. Mit anderen Wor-
ten: Nicht schaden kénnte es, ein wenig
mehr an theoretischer Grundlegung zu
haben, um gerade an der Auseinanderset-
zung mit einem Konzept, das den Mut
hat, sich als Theorie vorzustellen, die vor-
handenen Zugange auf ihre Tauglichkeit
(zur Beschreibung, Begriffsbildung, Ty-
penbildung, Erklarung) abzuprafen bzw.
neue theoretische Zugange zu suchen.

Ganz grob betrachtet zerfallt die politi-
sche Kulturforschung in zwei methodisch
grundsatzlich verschiedene Richtungen:
Den auf Gabriel AlImond zurickgehenden
Ansatz, der mit Hilfe der Umfragefor-
schung subjektive Orientierungen, politi-
sche Werthaltungen und Gefuhle, Kennt-
nisse und Meinungen gegenuber Politik
und politischem System sowie ihre Vertei-
lung in der Gesellschaft ermitteln méchte.
Die zweite Richtung, wie sie in Deutsch-
land von Greiffenhagen/Greiffenhagen,
Rohe, Wehling und anderen vertreten
wird, ist eher idiographisch orientiert. Sie
kritisiert die auf die Umfrageforschung
gestUtzten Ansatze als methodisch unge-
eignet und ahistorisch, weil sie nur die an
der Oberflache liegenden Einstellungen
und Meinungen in Erfahrung bringen
kénnten. Dagegen bleibe der harte Kern
einer politischen Kultur unentdeckt, weil
dieser harte Kern gerade aus den nicht
oder nur halb bewussten kollektiven
Besonderheiten und kulturellen Selbst-
verstandlichkeiten bestehe (S. 522). Weh-
ling hat als erster die analytische Katego-
rie der politischen Kultur vom nationalen
MafBstab auf die regionale und lokale
Dimension heruntergezont und ihre Taug-
lichkeit fur Verstehen und Erklaren loka-
ler/regionaler Besonderheiten nachge-
wiesen. Gerade aus der lokalen oder
regionalen Perspektive wird aber deut-
lich, dass politische Kultur ein Gruppen-
phanomen und deshalb auf Ein-, Ab- und
Ausgrenzung angewiesen ist, um Uber-
haupt identifizierbar zu sein. Wenn das so
ist, dann ist der Begriff der Grenze in der
Tat eine zentrale Kategorie der politi-
schen Kultur. Eine umfassendere theoreti-
sche Grundlegung des Konzeptes der poli-
tischen Kultur kénnte also moglicher-
weise ihren Ausgang nehmen von dem
Begriff der Grenze her, wie ihn Wehling
als konstituierend fur das Phanomen der
politischen Kultur annimmt. Von daher
sind verschiedene Identitaten ablesbar an
territorialen, sozialen, generationsbezo-
genen, konfessionellen und Bewusstseins-
grenzen usw. Wehling zeigt in seinem Bei-
trag (5.521-525) auf, dass es (auf be-
stimmte Grenzen bezogene) kollektive
historische Schltisselerlebnisse, wie Natur-
katastrophen, Okkupation, Grenzland-
existenz, religiose Konflikte usw. sind, die
die Menschen und ihre grundlegenden
Vorstellungen von der politischen oder
politisch relevanten Welt pragen und zu
spezifischen Mentalitaten ausformen. Es

ist also die Geschichte, die diese kollekti-
ven Besonderheiten und kulturellen
Selbstverstandlichkeiten formt. Deshalb
kommt eine fundierte und gehaltvolle
Analyse der politischen Kultur ohne Analy-
se ihrer historischen Dimension nicht aus.

Die fast durchgehend hohe Qualitat der
Stichwortartikel hatte es sicher auch
gerechtfertigt erscheinen lassen, einen
ausnahmsweisen Ausreif3er wohlwollend
zu Ubergehen. Trotzdem kann ich mir ein
paar Anmerkungen zum misslungenen
Beitrag von Micha Brumlik nicht verknei-
fen. Denn das Beispiel steht daftr, dass
auch wohlklingende Namen nicht immer
fur Qualitat bargen. Brumlik hat das Stich-
wort Nationalsozialismus Gbernommen.
Die Argernisse beginnen bereits mit seiner
Definition. Die nationalsozialistische
Herrschaft ohne weitere Differenzierung
einfach nur als ,antiparlamentarische,
antigewerkschaftliche (...) burgerliche
Diktatur” (S. 287) zu definieren, lasst den
Verdacht aufkommen, dass sein Verfasser
sich die Kenntnisnahme von 30 Jahren his-
torischer Intensivforschung in Deutsch-
land erspart hat oder dass er sich nicht
I6sen mag von den Primitivformeln der
auf die DreiBigerjahre zurickgehenden
marxistisch-stalinistischen Faschismus-
theorien. Anstatt die verschiedenen Posi-
tionen in der Erforschung des Nationalso-
zialismus aufzuzeigen, was geradezu vor-
nehmste Aufgabe eines Handworterbuch-
beitrages ware, traktiert der Autor seine
Leser mit hochstpersonlichen Einsichten
ohne eine allzu ernsthafte historiographi-
sche Grundlage: Die Behauptung, dass die
Verbrechen des Nationalsozialismus ,von
groB3en Teilen der Bevolkerung arbeitstei-
lig begangen” (S. 287) worden seien, ist
bestenfalls noch als der skurrile Versuch
einer Reanimation der Kollektivschuld-
these zu bezeichnen. So wird aus Brumliks
Moralpamphlet unversehens ein Zeugnis
far die nur schwer ertragliche Gutmen-
schenattitide der Altachtundsechziger
und fuhrt die Leser des Handwoérterbu-
ches mitten hinein in die Besonderheiten
und Abgrinde der politischen Kultur
unseres Landes ... Berthold Léffler

Deutsche Wirtschaftsgeschichte.
Ein Jahrtausend im Uberblick
Michael North (Hrsg.):

Verlag C.H. Beck, Mtinchen 2000,
530 Seiten

In den letzten Jahren wird haufig Rick-
schau gehalten, sei es auf die Dekade seit
der Wiedervereinigung, die Grindung der
Bundesrepublik oder, wenn auch seltener,
das ganze Jahrhundert. Michael North ist
gleich mehrere Schritte weitergegangen.
Sein Sammelband umfasst das vergan-
gene Jahrtausend. Und, um das Urteil vor-
wegzunehmen: Diese Bilanz eignet sich zu
einem popularen Standardwerk. Der An-
spruch des Herausgebers, tausend Jahre
deutsche Wirtschaftsgeschichte zu kom-
primieren und die jliingste Historie mit den
langfristigen Trends zu verknupfen, wird
glanzend erfullt. Mancher durfte ein sol-
ches Buch gesucht haben. Hier ist es.

Fur die Zeit von 1000 bis 1450 zeichnet
Stuart Jenks verantwortlich. Der Erlanger

Historiker betont die Diskontinuitat der
6konomischen Entwicklung im Mittelal-
ter. Laut Michael Postan sei eine langan-
dauernde expansive Periode spatestens
Mitte des 14. Jahrhunderts von einer
depressiven Phase abgeldst worden, die
bis in die frihe Neuzeit angedauert habe.
Als charakteristisch fuir das Spatmittelalter
erachtet Jenks einen tief greifenden
Strukturwandel. ,Die Hinwendung der
Gewerbe- und Industrietreibenden zu den
groBen internationalen Messen steigerte
die Transparenz des Marktes (...) ebenso
wie die Integration der deutschen Guter-
und Kapitalmarkte.” Alles in allem sei die
deutsche Wirtschaft in dieser Zeit effizien-
ter geworden.

Michael North, der die Zeitspanne von
1450 bis 1815 untersucht (,,Von der atlan-
tischen Handelsexpansion bis zu den
Agrarreformen”), betont den institutio-
nellen Wandel zu Beginn der Neuzeit. Als
zentrale Elemente dieser Entwicklung
nennt er die Schaffung von Eigentums-
rechten, wobei das Feudalsystem erst im
19. Jahrhundert endgultig zum Erliegen
gekommen sei, die Einrichtung eines
zweiten Arbeitsmarktes, der Produktions-
willigen den Marktzugang neben der
Zunftordnung gestattet habe, sowie die
Europaisierung des Handels- und Zah-
lungsverkehrs. ,Viel zu wenig beachtet
wurden bisher”, moniert der Greifswalder
Geschichtswissenschaftler, ,auch die
Reichsinstitutionen, die Uberregional
Rechtssicherheit und Vertrauen und damit
einen relativ stabilen Ordnungsrahmen
fur die wirtschaftliche Erholung nach dem
DreiBigjahrigen Krieg bildeten.” SchlieB-
lich habe die territoriale Zersplitterung
die Konkurrenz der Gebiete um institutio-
nelle Varianten geférdert.

Welche Auswirkungen das im Jahrhun-
dert der Industrialisierung hatte, zeigt
Dieter Ziegler (Dresden/Bochum). Er be-
zieht sich auf die drei Komplexe - ,Der
Mensch in seiner Zeit”, ,Wirtschaft”
sowie ,Wirtschafts- und Sozialpolitik” -,
die gleichsam den roten Faden des Buches
darstellen, sodass die Beitrage vergleich-
bar sind, einer gewissen Systematik fol-
gen, ohne in ein Korsett eingeschnurt zu
sein. Wie eindrucksvoll die Umwalzungen
der Epoche von 1815 bis 1914 waren,
erweist sich laut Ziegler insbesondere
am Wandel der Beschaftigtenanteile.
Wahrend der Anteil der Beschaftigten im
priméren Sektor zunachst circa 66 Prozent
betragen habe, seien es vor dem Ersten
Weltkrieg nur mehr 34 Prozent gewesen,
indes die Entwicklung im sekundaren Sek-
tor, abzulesen am Anstieg der Beschaftig-
tenquote von 20 auf 40 Prozent, umge-
kehrt verlaufen sei. Aus einem rtickstandi-
gen Agrarland wurde mithin eine fuhren-
de Industrienation, aus einer Feudalge-
sellschaft endlich eine Marktgesellschaft.
Die drei folgenden Dekaden bis 1945
(,Von Kriegswirtschaft zu Kriegswirt-
schaft”) erlebten drei verschiedene Syste-
me: das Ende des Kaiserreiches, die Wei-
marer Republik und das Dritte Reich. In
der ersten deutschen Demokratie kam es,
schreibt Gerold Ambrosius (Siegen), zu
einer problematischen Stabilisierung.
Dabei gilt die Kritik des Geschichtswissen-
schaftlers nicht zuletzt dem staatlichen
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Schlichtungswesen, das eher kontrapro-
duktiv gewirkt habe. Im Jahr 1929 sei der
Startschuss fur den 6konomischen Nieder-
gang Deutschlands gefallen — ein Nieder-
gang, ,wie ihn die Weltim Industriezeital-
ter bis dahin nicht erlebt hatte”. Die Fol-
gen mit der Machtergreifung Hitlers, der
nationalsozialistischen Diktatur, der impe-
rialistischen Kriegswirtschaft und dem
1945 am Boden zerstdrten Deutschland
fuhrt der Verfasser dem Leser plastisch vor
Augen.

Das gilt auch fur die Erfolgsgeschichte der
Bundesrepublik, die der Wirtschaftshisto-
riker Harm G. Schréter von der Universitat
Bergen erzahlt. Als Faktoren des Wachs-
tums macht dieser vornehmlich den
Export und den aufkommenden Massen-
konsum aus. Schréter zufolge markieren
die Jahre 1973/75 einen Einschnitt in der
wirtschaftlichen Entwicklung der Bundes-
republik. Der Wiederaufbau und die
anschlieBende Boomphase sei damals hin-
sichtlich des Wirtschaftswachstums von
einer Periode 6konomischer Normalitat
abgel6st worden, ohne dass struktureller
Wandel fortan der Vergangenheit ange-
hort hatte. Dafur stehe beispielsweise die
gestiegene Arbeitsproduktivitat (inklu-
sive der hoheren Arbeitslosigkeit) sowie
die ,Tertidrisierung der Industrie”. Ohne
Letztere ,ware die relative Bedeutung des
sekundaren Sektors noch viel schneller
und drastischer gesunken”. DarUber hi-
naus sei ob der Forderung technologiein-
tensiver Branchen speziell durch Baden-
Woirttemberg und Bayern das alte Nord-
Sud-Gefalle umgekehrt worden. Aber das
Problem der Arbeitslosigkeit habe keine
Regierung l6sen kénnen.

Die sozialistischen Staaten wie die DDR
fUhrten dieses Problem einer eigenen
LLosung” zu: Arbeitslosigkeit durfte es
offiziell tberhaupt nicht geben. Im Arbei-
ter- und Bauernstaat, betont Schréter, sei
die Produktivitat freilich auf 30 Prozent
des Westniveaus gesunken. Den Grund fur
diesen Ruckgang sieht der Autor in der
Wirtschaftsverfassung, die neben der 6ko-
nomischen Entwicklung des zweiten deut-
schen Staates kurz behandelt wird. Folge-
richtig erscheint die DDR, zumal im
Gesamtzusammenhang des Buches, als
Episode der deutschen Geschichte. Von
dem Jahr 1989/90 vermag das niemand zu
behaupten. Die folgende Dekade hat nach
Schréter das Zusammenwachsen des ver-
einten Landes und die weitere europai-
sche Integration charakterisiert. Zuktnftig
komme es darauf an, dem betrachtlichen
Nachholbedarf in der Modernisierung
Deutschlands Rechnung zu tragen.

Das abschlieBende Kapitel aus der Feder
von Rainer Metz (St. Gallen) tiber ,,Sakula-
re Trends der deutschen Wirtschaft” fallt
bewusst aus dem Rahmen. Es widmet sich
der langfristigen 6konomischen Entwick-
lung und vermittelt so, nach Abhandlung
der einzelnen Epochen durch die tbrigen
Autoren, einen konzentrierten, aber
gehaltvollen Uberblick. Dabei steht die
Analyse der Produktionsfaktoren Arbeit,
Boden, Kapital und technischer Fortschritt
im Mittelpunkt.

Die Darstellung zeigt nicht zuletzt, dass
Prosperitat in Deutschland lange Zeit kei-
neswegs gang und gabe war, mithin das

heute erreichte Niveau kaum als selbstver-
standlich zu bezeichnen ist. Wohlstand
will immer wieder aufs Neue erarbeitet,
verteidigt oder gemehrt werden. Insofern
durfte die Kenntnis der historischen Tie-
fendimension vor aktuellen Fehltritten
warnen — vorausgesetzt die Wissenschaft
trifft bei der Politik auf offene Ohren.
Ralf Altenhof

Die Wirtschaft in der Gesellschaft
Perspektiven an der Schwelle

zum 3. Jahrtausend

Peter Ulrich/IThomas Maak (Hrsg.)
Verlag Paul Haupt,
Bern/Stuttgart/Wien 2000, 174 Seiten

Wenn es um die Globalisierung geht, sind
Kritiker nicht weit. Schnell kommt die
Rede auf die Gefahren, meist ohne die
Chancen angemessen zu wurdigen. Das
giltauch fur die Aufsatze in dem von Peter
Ulrich und Thomas Maak (beide St. Gallen)
herausgegebenen Band. Wahrend der
Frankfurter Philosoph Axel Honneth recht
schwammig ,veranderte Perspektiven
einer Gesellschaftsmoral” ausmacht, gei-
Belt Jirgen Habermas den Neoliberalis-
mus, um dem — gleichsam in weltbUrgerli-
cher Absicht — eine supranationale Alter-
native entgegenzustellen.

Claus Offe, der am Institut fur Sozial-
wissenschaften der Humboldt-Universitat
in Berlin lehrt, setzt sich mit den drei
Ordnungsprinzipien Staat, Markt und
Gemeinschaft auseinander. Zu Recht be-
tont er die Notwendigkeit eines ,ange-
messenen Mix aller drei Bausteine”. Ob
die ,richtige” Mischung aber tber eine
weitere Fesselung der Marktkrafte zu
erreichen ist, darf man bezweifeln.
,Offensichtlich sind heute sowohl die eta-
tistisch-egalitéren Sozialisten als auch die
sozial-konservativen Kommunitaristen
zur Uberzeugung gelangt, dass eine
Selbstbeschrankung in Bezug auf die
Anwendung ihrer eigenen Prinzipien
sozialer Ordnung geboten ist. Nur der
Marktliberalismus hinkt in der Kunst der
Selbstrelativierung der eigenen Leitideen
noch hinterher.” Dass dies historisch
begrindet werden kann und durchaus
positiv zu bewerten ist, kommt Offe nicht
in den Sinn.

Wiewohl Richard Sennett (New York und
London) auch Errungenschaften des
.neuen Kapitalismus” benennt, Uber-
wiegt bei ihm dennoch die Skepsis, etwa
weil der Einzelne heute zum , Wegwerf-
subjekt” mutiere. Im 19. Jahrhundert hat
man, dies nur am Rande vermerkt, dhnlich
argumentiert. Allerdings durfte das kaum
jemanden stéren — am wenigsten Horst
Afheldt. Dieser stellt den Wachstumser-
folg weltweiten Freihandels in Abrede,
siehtin der neoliberalen Form der Globali-
sierung einen Frontalangriff auf die
Demokratie und fuhrt — horribile dictu —
Oskar Lafontaine ins Feld.

Die Beitrage gehen auf eine vom Institut
fur Wirtschaftsethik der Universitat St.
Gallen veranstaltete Vorlesungsreihe
zuruck. Referiert hatten Horst Afheldyt,
Jlirgen Habermas, Axel Honneth, Claus
Offe, Richard Sennett sowie Ralf Dahren-
dorf. Lediglich Letzterem war es nicht

moglich, eine schriftliche Darstellung bei-
zusteuern. Das ist allein schon deshalb
schade, weil Dahrendorf woméglich den
einen oder anderen Kontrapunkt hatte
setzen kénnen. Nun sind die Bedenken-
trager der Globalisierung weitgehend
unter sich. Von der viel beschworenen
Streitkultur ist wenig zu spuren, auch
wenn die Herausgeber ein ,konturenrei-
ches Gesamtbild” zu entdecken glauben.
So besteht die Gefahr, dass Kritiker der
Globalisierung als sozial wiinschenswert
Handelnde, Befurworter der Globalisie-
rung indes als ethisch Minderbemittelte
erscheinen. Wo bleibt da die Ethik?

Ralf Altenhof

Die Ukraine zwischen Zarenreich und
Sowjetunion

Glinter Rosenfeld (Hrsg.)

Pavlo Skoropadskyj

Erinnerungen 1917-1918

Steiner Verlag Stuttgart 1999

475 Seiten

EUR 71,79

Wer sich in Deutschland mit Osteuropa
befasst, verbindet in der Regel diesen
Landstrich politisch mit Russland, der
Sowjetunion und der GUS. Der zweitgroB-
te Staat Europas, die Ukraine, liegt dank
der tiefen Liebe des groBen russlandi-
schen Bruders im Windschatten der Auf-
merksamkeit und des Bewusstseins Mittel-
und Westeuropas. Schon der Geschichts-
unterricht zeigt das klar: Der Oktober-/
November-Umsturz 1917 im russlandi-
schen Kaiserreich wird in allen Facetten
beleuchtet. Namen wie Lenin, Trotzki und
Stalin sind fast jedem Schuler gelaufig. Fur
Erwachsene kommen aufgrund der
Berichterstattung in den Massenmedien
die Namen Nikolaj Il und Aleksandra
hinzu. Folgendes wird dabei assoziiert —
der Wunsch monarchistischer Kreise, die
ermordete Zarenfamilie zu rehabilitieren,
sei ein Anachronismus. Fur viele Russen ist
diese Einstellung normal.

Trotz allem bleiben diese Namen und die
Umstande, die zum Umsturz gefihrt
haben, in einer merkwurdigen Grauzone,
obwohl vor kurzem hervorragende
Monographien britischer Historiker
erschienen sind. Wenn auch Biographien
und Autobiographien vieler Beteiligter in
den zurickliegenden Jahren und Jahr-
zehnten in deutscher Sprache publiziert
wurden, ist die Auswahl einseitig — Trotzki
hat 1930 eine vorzugliche Autobiogra-
phie vorgelegt, von Lenin und Stalin gibt
es nur staatlich autorisierte Elaborate.
Aleksandr Kreenskij berichtet im Exil viele
Jahre spater aus seinem politischen Blick-
winkel. Erst unter Michail Gorbatschow
verfasste der renomierte sowjetische
Historiker Dimitrij Volkogonov eine Bio-
graphienreihe (die zum Teil gekurzt ins
Deutsche Ubertragen wurde) der Staats-
fuhrer Stalin und Trotzki. In dieser Reihe
wurden auch einige ,heilige Kuhe”
geschlachtet.

Nun hat der Berliner Historiker Glinter
Rosenfeld einen Quellentext in deutscher
Ubersetzung ediert, dessen Stellenwert
nicht hoch genug eingeschatzt werden
kann: Die Erinnerungen des Il. Hetmans



der Ukraine (1918), Pavlo Petrovy¢ Skoro-
padskyjs (1837-1921). Sie unterscheidet
sich von anderen ukrainischen Autobiogra-
phien dieser Periode, in denen die Proble-
me der ukrainischen Revolution (1917-
1921) statisch gesehen werden. Seine
Schau ist geméaBigt konservativ, kulturpoli-
tisch gepragt und aristokratisch ausgerich-
tet. Er betrachtet die Dinge aus dem dyna-
mischen Blickwinkel des Militars.
Skoropadskyj wurde am 15. Mai 1837 in
Wiesbaden geboren und entstammte
einer alten Hetmansdynastie, die seit 1646
in der Geschichte der Ukraine eine
wesentliche Rolle spielte. Dem russlan-
disch-kaiserlichen System verdankte er
seine hervorragende militarische Lauf-
bahn. In seinem Elternhaus wurde vor
allem die ukrainische Kultur gepflegt: Dis-
kussion ukrainischer Literatur und Histo-
graphie (die allerdings in russischer Spra-
che verbreitet werden musste!) wie auch
die Auffuhrung der Folklore seines Volkes.
Aus allem entsprang seine ambivalente
Loyalitat gegentber dem russléandischen
Kaiserreich und der Ukraine. Er betrachte-
te sich als russléandischer und ukrainischer
Patriot. Diese Einstellung sollte die Politik
wahrend seines Hetmanats pragen.

In seinen Erinnerungen beschreibt er vor
allem die ukrainisch-deutschen Beziehun-
gen, da deutsche und osterreichisch-
ungarische Truppen wahrend seines
Hetmanats in der Ukraine stationiert wer-
den sollten. Diese MaBBnahme resultierte
auf dem Friedensvertrag der Zentral-Rada
[russ. sovet, dt. Rat], der am 9. Februar
1918 mit den Mittelmachten geschlossen
worden war. Die Anwesenheit der Deut-
schen in der Ukraine wurde nicht durch
Skoropadskyj veranlasst, sondern die Zent-
ral-Rada lud sie im Februar 1918 ein.

Am 17. Marz 1917 wurde die Zentral-Rada
gebildet; im Ill. Universal [urspriinglich
Erlass der Kosaken-Hetmane, jetzt hochst-
rangiges Dekret der Zentral-Rada] wurde
die Ukrainische Volksrepublik prokla-
miert. Am 22. Januar 1918 wurde im IV.
Universal die staatliche Unabhangigkeit
der Ukraine verklindet. Der ukrainische
Staat [Ukrainska Derzava] wurde am
29. April 1918 als Hetmanat unter Skoro-
padskyj offiziell ausgerufen. Als Hetman
Ubte er seine Macht Uber Legislative, Exe-
kutive und Streitkrafte aus.

Durch seine neue Position lernte er vor
allem zahlreiche Deutsche kennen, die er
in drei Kategorien einteilte: Militars,
Berufsdiplomaten, Gelehrte und Journa-
listen. Seiner Meinung nach waren die
Militérs hochqualifizierte, verstandige
und verantwortungsbewusste Politiker.
Berufsdiplomaten waren zwar fachlich
kompetent, passten sich aber den deut-
schen Behérden vollkommen an. Von
Gelehrten und Journalisten hatte er
zunachst eine hohe Meinung; er sah sich
jedoch wegen ihrer Handlungen und
Urteile enttauscht (in beiden Fallen war
sein Bild unzutreffend). Im September
1918 weilte Skoropadskyj zu einem Staats-
besuch in Deutschland, bei dem er auch
durch Kaiser Wilhelm II. auf Schloss Wil-
helmshohe bei Kassel empfangen wurde.
Dabei traten Skoropadskyjs politische
Zielvorstellungen zutage - ihm schwebte
ein groBukrainischer Staat vor, zu dem

auch die Krym/Krim und das Kubah-Ge-
biet [nérdlicher Kaukasus] gehorten.

Die Hramota vom 14. November 1918
brachte die Meinung Skoropadskyjs zum
Ausdruck: Eine allrussische Fdderation
(und das heiBt inklusive der Ukraine) sei
notwendig. AuBerdem war er kein Uber-
zeugter Anhanger einer staatlichen Unab-
hangigkeit im Gegensatz zur deutschen
Auffassung. Die westlichen Alliierten mit
Frankreich an der Spitze stellten sich der
Unabhéangigkeit der Ukraine strikt entge-
gen, da sie das russlandische Kaiserreich
erhalten wollten. Daher strebte der Het-
man ein neues Programm an, eine Fodera-
tion der Ukraine mit Russland. Die Hramo-
ta erklarte: , Die einstige Macht und Star-
ke des allrussischen Staates muss auf fode-
rativer Grundlage wiederhergestellt wer-
den. In dieser Foderation muss die Ukraine
einen der ersten Platze einnehmen.”
Inseinen Erinnerungen stellte der Hetman
fest, wie er den Ausdruck Foderation ver-
stand: ,Ich will, dass die Ukraine in dem
engen Verband der einzelnen Gebiete
und Staaten den ihr zustehenden Platz
einnimmt, und ich will, dass alle diese
Gebiete und Staaten in einem machtigen
Organismus, genannt das ,GroBe Russ-
land’, zusammenflieBen, als Gleichbe-
rechtigte mit Gleichberechtigten.”

Er gebraucht den Terminus Foderation im
Ublichen populéren Sinne, da er weder
Historiker oder Jurist noch Politologe war.
Seine Definition ist keineswegs mit einer
politisch-juristischen Vorstellung von den
Beziehungen zwischen der Ukraine und
Russland gleichzusetzen, denn die Ukrai-
ne ist in seiner Sicht ein Staat mit besonde-
rem und eigenstandigem Status.
Skoropadskyj definierte die Ukraine in fol-
gender Form: klare Festlegung des staatli-
chen Territoriums, notwendige Integrati-
on der Bevolkerung nicht nach eth-
nischen Prinzipien, eigene Armee, Flotte,
Sicherheitsdienst, Polizei, Wahrung und
eigenstandige AuBenpolitik. In der Kul-
turpolitik machte er sich einen Namen: Er
grindete die Ukrainische Akademie der
Wissenschaften, zwei Staatsuniversitaten
und Uber 150 Gymnasien. Bei alledem
wies der Hetman nach der Machtergrei-
fung klar daraufhin, dass er wie ein Dikta-
tor regieren wolle. Er unterstreicht: ,Mich
mit der Rolle eines Prasidenten der Repub-
lik einverstanden zu erklaren, hielt ich
zu der damaligen Zeit fur das Land nicht
fur glinstig. Es ware dann besser gewesen,
die Sache erst gar nicht anzufangen. Das
Land kénnte meiner Meinung auch nur
durch eine Diktatur gerettet werden. Nur
durch den Willen eines Menschen kdénnte
man bei uns die Ordnung wiederherstel-
len, das Problem der Agrarreform l6sen
und demokratische Reformen durch-
fUhren, die fur das Land so notwendig
seien. Ich habe dies immer offen erklart
und halte meine Meinung auch jetzt auf-
recht. Ich weiB sehr gut, dass im Westen
die Mehrzahl der Menschen meine
Ansicht nicht teilt. Ich glaube durchaus,
dass sie Recht haben, soweit esihre Lander
betrifft, aber bei uns — in GroBrussland
und in der Ukraine —ist es anders vollkom-
men unmoglich.”

Skoropadskyjs Erinnerungen aus den Jah-
ren 1917 bis 1918 illustrieren den

Geschichtsablauf in einem Lande, das bis
heute in einer solch anschaulichen Art
noch nicht beschrieben wurde. Die Erinne-
rungen illustrieren anschaulich, dass es in
diesen Jahren nicht nur die russische Opti-
on gab. Andere Modelle wurden - solan-
ge es moglich war — praktiziert, oft mit viel
Erfolg. Schon daher ist das Buch nach-
drucklich zu empfehlen. AuBerdem ist es
leicht lesbar, sodass es ohne weiteres z.B.
im Unterricht eingesetzt werden kann.
Eine umfangreiche Einleitung und ein
Anhang runden diese Publikation ab.
Wolfgang Heller

Das Dorf und die russischen Rechte
Hildegard Kochanek

Die russisch-nationale Rechte von 1968
bis zum Ende der Sowjetunion

Eine Diskursanalyse

Steiner Verlag Stuttgart 1999

314 S. (Quellen und Studien zur
Geschichte des éstlichen Europa 54)
EUR 63,40

Mit dem Beginn der Reformpolitik unter
Michail Gorbatschow (*1931) setzten
nationale Emanzipationsprozesse ein.
Konsequenz war, dass der Vielvolkerstaat
1991 zerbrach. Allerdings wurde dadurch
auch —so die Autorin — der Sowjetkommu-
nismus obsolet. Ein ideologisches Vakuum
entstand, und nationale Inhalte kamen
zum Tragen.

Hildegard Kochanek greift in ihrer Disser-
tation (Universitat Bonn) diese Thematik
auf, die ihre Wurzeln schon in den Zwan-
zigerjahren des vergangenen Jahrhun-
derts hat. Wiederbelebt wird sie durch die
Vertreter der Dorfprosa (wie Valentin Ras-
putin, *1934, und Vasilij Belov, *1932). Fur
sie gehort die Aufweichung der Moral
und der gesellschaftlichen Strukturen zu
den Hauptmerkmalen einer neuen Zeit.
Ausgeldst wurde die Diskussion durch Ent-
wicklungen in der Literatur und der Kul-
turpolitik. Dabei darf nicht tGbersehen
werden, dass in diesen Jahren in der
UdSSR - wie vorher schon in Russland —
Literatur, besonders aber die Prosa, einen
anderen Stellenwert als hierzulande inne-
hatte. Der Dorfschriftsteller Fedor Abra-
mov (1920-1982) I6ste durch seine Kritik
eine lebhafte Kontroverse aus, indem er
1963 das Missmanagement des Kolchos-
systems anprangerte: Es herrschten nicht
nur soziales Elend und wirtschaftliche
Missstande auf dem Lande vor, sondern es
werde ebenso die bauerliche Bevolkerung
durch den Staat diskriminiert. Abramov
Uberschritt damit die Grenzen des Erlaub-
ten, sodass seine literarischen Werke ihrer
falschen ideologischen Grundlage wegen
fanf Jahre ungedruckt bleiben mussten.
Erst 1968 konnte der Journalist Aleksandr
Tvardovskij (1910-1971), Chefredakteur
der Zeitschrift Novyj mir (Neue Welt),
unter groBBen Schwierigkeiten den Roman
«Zwei Winter und drei Sommer” publizie-
ren. In einem Interview hat Abramov sein
Anliegen so umschrieben: ,Ich wollte
einen Abriss Uber die letzten drei Jahr-
zehnte im bauerlichen Leben Russlands
liefern, dem Dorf gewissermaBen eine
Dankesschuld abstatten. Auf dem flachen
Land reiften die russische Kultur, Moral

175



und Sprache. Zugleich leben wir im Jahr-
hundert einer nicht umkehrbaren Urbani-
sierung, dem Jahrhundert der wissen-
schaftlich-technischen Revolution, die
gerade das Dorf am meisten betrifft. Das
Dorf mit seiner patriarchalischen Lebens-
weise, der Dorforganismus, der sich in vie-
len Jahrhunderten entwickelt hat, ver-
schwindet heute allmahlich und leider fur
immer. Ich sage leider, weil man nicht alles
in diesem schwierigen und widerspruchli-
chen Prozess begriBen kann. [...] Unsere
Aufgabe besteht darin, die geistigen
Werte, die sich in unserer jahrhunderte-
langen Geschichte angereichert haben, zu
wahren und zu mehren.”

Inden Siebzigerjahren wurde Valentin Ras-
putin vor allem mit seiner Erzahlung , Ab-
schied von Matéra” bekannt. Der Name
dieses Dorfes, auf einer Insel in der Angara
gelegen, weist auf mat (Mutter, eventuell
Mutterboden) hin. Wegen der Errichtung
eines Stausees soll die Insel Uberflutet wer-
den, Symbol des Untergangs einer anderen
Welt. Leidenschaftlich protestiert die alte
Darja im Gesprach mit Sohn und Enkel ge-
gen die burokratischen MaBnahmen. Als
»Brigaden” (Gruppe von Arbeitern) den
Friedhof einebnen und die Grabkreuze
entfernen wollen, organisiert sie den Wi-
derstand der Dorfbewohner.

Die Dorfprosa beschreibt die allgemeine
gesellschaftliche Krise und die Orientie-
rungslosigkeit groBer Teile der Bevolke-
rung. Mit ihrer Skepsis gegentber wissen-
schaftlich-technischer Rationalitdt und
sozialistischem Fortschrittsoptimismus
kehrt sie sich von der herrschenden Ideo-
logie ab. Lebhafte Debatten in der sowje-
tischen Literaturkritik waren die Folge: Sie
sei ein Verrat an den positiven Helden des
Sozialistischen Realismus, begleitet von
einer ,Melodie nostalgischer Traurigkeit”
und gepragt von der Sehnsucht nach der
vergebenden bauerlichen Welt. Die Auto-
ren wollten ,eine stabile, innerlich kon-
fliktfreie GUte"” poetisieren.

Zu den geistigen Vatern der russisch-
nationalen Rechten gehéren die Vertreter
der ,Bodenstandigkeitsideologie” vor
allem Fedor Dostojevskij (1821-1881).
Dabei sind pdcva/rodnaja pdcva (Heimat-
erde) und Rasputins matéra inhaltlich
identisch. Das zeigen einige Aussprlche
Dostojewskijs: ,Jeder Russe besitzt die
Fahigkeit, in allen Sprachen zu sprechen
und den Geist einer fremden Sprache bis
in die letzten Feinheiten zu erforschen, so,
als handele es sich um seine eigene russi-
sche Sprache; so etwas —im Sinne einer all-
gemeinen nationalen Fahigkeit - gibt es
nicht unter den europaischen Vélkern.
Kann es denn etwa sein, dass dies gar
nichts zu bedeuten hat? Soll das etwa nur
eine zufallige nutzlose Erscheinung sein?
Und an einer anderen Stelle schreibt er:
,Die duBeren Umstande hindern die
Masse des Volkes daran, uns zu folgen und
auf diese Weise alle Krafte des russischen
Volksgeistes in unsere Tatigkeit einflieBen
zu lassen. Wir haben erkannt, dass wir
eine allzu isolierte, kleine Gruppe sind,
und wenn das Volk uns nicht folgt [...], so
werden wir uns selbst auch nicht ganz
Ausdruck verschaffen kénnen.”
Aleksandr Solschenizyn (*1918) greift dies
auf, wenn er Uber die Aufgaben des
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Schriftstellers spricht: ,,Durch seine Intuiti-
onundseine einzigartige Sicht der Welt ist
der Schriftsteller in der Lage, sehr viel eher
als andere Menschen verschiedene Aspek-
te des gesellschaftlichen Lebens zu erfas-
sen, und oft kann er sie von einem neuen
Standpunkt aus betrachten.” Diese Aussa-
ge fuhrt geradlinig zu einem Artikel von
Rasputin, der 1980 in der Literaturnaja
gazeta (Literaturzeitung) erschienen ist:
»Ich bin Gberzeugt, dass die ,Dorfprosa’
[...] ganz einfach entstehen und allem
vorauseilen musste. Dass die jahrhunder-
tealte Struktur des Dorfes vollkommen
gestort und damit zugleich dessen morali-
sches Klima beschadigt war (denn das
Dorf bewahrte seit je die moralischen Fun-
damente des Volkes), musste sich ja in der
Literatur, die stets sehr fein solche Ver-
anderungen registriert, widerspiegeln.
Das ist nicht eine Entgegensetzung von
Stadt und Dorf und nicht der Versuch, das
alte, tberlebte Dorf zu konservieren, wie
mitunter die Kritik sehr grob und verein-
facht die ,Dorfprosa’ deutet. Das Wesen
der Sache besteht in etwas anderem: Als
die Stadt noch ein so zuverlassiges sittli-
ches Hinterland besaB3, wie es das Dorf
war, hatte auch sie es leichter. Die Schrift-
steller dieser Richtung l6sen keine
nebensachlichen und keine engen lokalen
Probleme, sondern Menschheitsproble-
me, die fur die Stadt wie fur das Dorf, fur
Alte und Junge wichtig sind [...]. Mit
anderen Worten - die ,Dorfliteratur’
erwies sich als fahig, die empfindlichen
Stellen an jenem gewaltigen Kérper, den
wir ,Volk’ nennen, zu ertasten.”

Im Zusammenhang mit diesen Uberlegun-
geninder Literatur ist das Interesse an der
Geschichte erwacht. Zuerst galt die Auf-
merksamkeit der Periode vor dem Ersten
Weltkrieg; dann erwachte unter Gorba-
tschow das Interesse an der Vaterlan-
dischen Geschichte ab 1917. Unter dem
Zeichen von Perestrojka und Glasnost
begann man sich mit den weiBen Flecken
zu befassen: Die groBen Biographien des
Historikers Dimitrij Volkogonov Uber
Lenin, Trotzki und Stalin seien fur diese
Entwicklung stellvertretend genannt. Die
drei Romane von Anatolij Rybakov
(*1911) beschreiben die Situation vieler
Menschen und die politische Atmosphare
in den Zwanziger- und DreiB3igerjahren
(Die Kinder vom Arbat, Jahre des Terrors,
Stadt der Angst; 1931-1938). Rybakov be-
schwort die Atmosphare jener Jahre he-
rauf, wenn er zum Beispiel Fragebdgen
veroffentlicht, mit denen viele Menschen
zu Fall gebracht wurden.

Wesentliche Impulse haben die Vertreter
der russisch-nationalen Rechten von dem
groBen russischen Philosophen Viadimir
Solowjow (1853-1900) und dessen
Schuler, dem Nationalékonomen Sergej
Bulgakov (1871-1944) empfangen. Beson-
dere Aufmerksamkeit verdienen zwei
Uberlegungen Bulgakovs. Er schreibt:
.Der moderne Kapitalismus kann natur-
lich historisch gerechtfertigt und sein Ver-
dienst und Vorzug gegenuber vorausge-
gangenen Epochen anerkannt werden.
Und dennoch ist nicht zu bestreiten, dass
er auf Gewalt und Ungerechtigkeit griin-
det, die beseitigt werden mussen. Daher
mussen die Bestrebungen zur Vernich-

tung dieser fundamentalen Unwahr-
heit der kapitalistischen Gesellschaftsord-
nung, die im GroBen und Ganzen mit
dem Begriff des Sozialismus oder Kollek-
tivismus zusammengefasst werden, ohne
Zogern in die Forderungen christlicher
Politik einbezogen werden.” Im Grunde
bestehe ein positives Verhaltnis zwischen
Christentum und Sozialismus, denn , das
Christentum gibt dem Sozialismus die ihm
mangelnde geistige Grundlage, indem es
ihn vom SpieBertum befreit. Der Sozialis-
mus ist ein Mittel zur Erftllung der Gebo-
te der christlichen Liebe, er erfillt die
Wahrheit des Christentums im wirtschaft-
lichen Leben.” Daher pladiert Bulgakov
far einen christlichen Sozialismus. Diese
Uberlegungen hat Solschenizyn verschie-
dentlich wieder aufgegriffen (unter ande-
rem in seinem Roman , Krebsstation”).
Die Ideologie der russlandischen Neuen
Rechten ist der ,Neo-Eurasismus”, eine
Weltanschauung in der russischen Emigra-
tion der Zwanziger- und DreiBBigerjahre,
die einen autoritdren, zentralistischen,
starken Staat propagierte, der samtliche
Bereiche des Lebens durchdringen solle.
AuBerdem sei Russland weder westlich
noch genuin slawisch, sondern ein histo-
risch einzigartiges , eurasisches” Phano-
men. Dieses Programm wird im nachkom-
munistischen Russland wieder lebendig,
vor allem unter geopolitischen Erkla-
rungsmodellen.

Prazisiert man die Konzeptionen der russi-
schen ,Nationalen Rechten”, so erkennt
man, dass offensichtlich zahlreiche Vor-
stellungen der westeuropaischen ,,Neuen
Rechten” (wie Alain de Benoist) rezipiert
wurden. Dazu gehoéren auch Vorstellun-
genvom frihen Mittelalter des Kiever Rei-
ches (Rus), die durch ein Missverstandnis
der Literatur bedingt sind. Antisemitismus
spielt ebenso eine wesentliche Rolle wie
eine gravierende Unkenntnis der bibli-
schen Schriften, die fur das Verstandnis
der altrussischen unabdingbar sind.
Wenn auch die Diskussion hauptsachlich
in literarischen Zirkeln gefihrt wurde,
strahlten die Ergebnisse in die Gesell-
schaft aus. Man denke nicht, dass die The-
matik dieser Analyse ein akademisches
Sandkastenspiel gewesen sei, denn die
russisch-nationale Rechte und die westli-
che ,neue Rechte” haben einander beein-
flusst. Wohin dies fihren kann, zeigt in
Mittel- und Westeuropa die Tatigkeit der
Rechtsradikalen. Unter diesem Gesichts-
punkt lohnt die Lektlre eines Buches, das
die Hintergrinde einer Bewegung be-
leuchtet, die die Demokratie geféhrden
kann. Wolfgang Heller
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